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Urteil der Facaliät 

IMe Sohrift mit dem Hotto : noblease oUige hält sieh noch 
m lange bei der Geschiehte der Ebenbürtigkeit vor dem 18. Jabr- 
hnndcrt anf » anstatt ihren S<diwerpankt in der BarstcUang der 
Wirkungen dessen, was Moser nnd Pütter lehrten, auf die nach- 
folgende "Wissenschaft und Praxis zn suchen. Aher sie ist — im 
Gegensatz zu einer einfTflanfenen Coii< urrcn/.sehrift — eine fertige 
wissenschaftliche Abhandlung, jrut geschiiebon und übersichtlich 
geordnet, über das gestellte Thema. Der Verfasser besitzt das 
Geschick, den reichen Stoff zusammenzufassen und weiss mit guter 
historiseher und politischer Bildniig Kritik £n üben» aodi an den 
Ansachten, denen er sich wie die UehrsaU der nenem Scfarifb* 
steUer ansdiliesat. Die ganze Arbeit macht einen befiriedigenden, 
gereiften Eindruck, sodass die Facnltät beschlossen hat, ihr den 
Preis zaznerkennen. 
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ErlanguiiQ der juristiacben Doctorwürde. 
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Es liegt eine eigenartige Tragik darin, dass im vorigen Jahr- 
hundert, als sich das dentschp Reich schon seinem Zerfall näherte 
nnd anch die unhaltharon Zustände der Territorien zu einer üm- 
gestaltang drängten, die Wissenschaft des deutschon Stmitsrechts 
in hoher Blüte «stand. Sie bildete einen Glanzpunkt der Univer- 
sitäten; ausgezeichnete Gelehrte machten sieh mit grosse ¥hm6 
und Seharfsiim daran, die Terwirrten 5ffentIiohen Recihtuiut8iide 
in Dentschlamd sa dmehforsdien nnd in ein System sn bringen. 
Aber ikra- Arbeit hat nicht den Nntsen gehabt , den sie anter 
andern Verhältnissen gehabt haben würde. IMe Form des alten 
Reichs zerfiel bald vollends,' die staatsreefatlichcn Verhältnisse 
änderten sich total und die Werke jener grossen Publicisten hatten 
bald fast nur noch historischen Wert. Nur wenige Materien, die 
f>it* behandelten, haben den allgemeinen Zusammensturz überstan- 
den und liaben auch heute noch ^laküsche Bedeutung. Zu diesen 
gehört vor allem das iurstliche Familiearecht und speziell die 
Lehre von der Ebenbürtigkeit. Alle Schriften, welche diese Lehre 
in nnaerem Jahrhnndert einigermaeeen eingehend behandelt haben, 
sehren -yon dem, was J. J. Moser und J. St. Ptttter aof diesem 
Gebiet geleistet haben. Die Lehre von der Ebenbürtigkeit gehört 
noch immer zn den bestrittensten Materien auf dem ganzen Rechts- 
gebiet ; auch ^;cbon ans dem Grande , dass die genannten beiden 
litterarischen Hauptyertreter über wichtige Fragen des Gebiets 
verschiedener Meinung sind. Da über die Stellimg, wclolio Moser 
nnd Püttor zn den Fragen einnehmen , manches Unrichtige ver- 
breitet ist, ist es um so -wiclilifrer, sich ein klares Büd von ihren 
Ansichten zu verschaileu, um von da au8 einen Uebcrlilick zu ge- 
winnen über die Bedeutung der Lehre von der Ebenbürtigkeit für 
daä heutige Hecht. Zum besseren Verständnis wird ea zweck- 
dienHfih sein, sanäehst die EdtwioUang der Lahre in der ttlteven 
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liitterattir und die hnnptsärblichsten Streitfragen, welche sich im 
vorigen Jahrhundert daran knüpften, karü darzulegen. 

§ 1. 

L U«1»eni«ht über die Entwicklung der Ebenbfirtigkelttlelune 
m auf J. J. Moser uid J. St. Fittor. 

Ebenbürtig sein bedeutete im Mittelalter gldchen Gebnrtsstand 
haben ; das Ebeubürtigkeitäprincip ging dahiui dass gewiase Radtta- 
beziehungen Gleichheit des Gebartsstandes zur laussetznng 
hatten. Während di<>^t's Trincip anfangs für alle Stände galt und 
sowohl im Pro7-('.s.s- wie im Frivatrecht von \\'irksairikeit war, 
beschränkte sich .seine Geltung mehr und mehr, indem es eiuer- 
seits xix einein .S(.nulerrecht des hohen Adels wurde, andererseits 
au8 dem i'ruzewsrecht veibchwand und uui' l'üi' du^ i'amilieu- und 
Erbrecht Qelfciiiig behielt. Die juristiaoben Schriftsteller, welche 
sich znerat mit der Lehre von der Ebenbürtigkeit be&asten, be- 
handelten sie» soweit eie für das Becfat ihrer Zeit in Betracht 
hnm; das war eben im Femilienreeht des hohen Adels: die Lehre 
von der Ebenbtirtigkeit tritt uns alä eine Lehre von den Miss- 
heiraten entgegen« Als solche gab sie schon früh zu Streitigkei* 
ten und Rechtafragen Anlaas. FäUe, in denen fürstliche Herren 
sich mit niedriger gestellten Damen verheirateten und Rechtsstrei- 
tigkeiten entstanden, werden .seit der Zeit Kudolfs vun Hah.sburg ') 
berichtet und spielen in der üpätereu hitteratur eine grosso itolie. 
Alle »SchriiLsteUer bemühen sich . dergleichen Fälle ala Beweiae 
für die Bichtigkeit ihrer Ansichten anzuführen und es muss nur 
Uisstranen erregen, wenn sogar F&lle, über die wir noeh am 
Besten unterrichtet sind , wie die Ehe des Eraheraogs Ferdinand 
Ton Oeeterreidi mit Philippine Welser , von Gelehrten , die im 
Allgemeinen einen entgegengesetaten Standponkt yertreten'), Ifir 
ihre Ansicht angeführt werden. Eine * ig. ntliche Litteratur über 
die Ebenbürtigkeit entwickelte sich seit dem IG. Juhrhondert. 
Aber diese älteren ächrütsteller kamen üast dorohwfg an ne- 



1) Inc Ehe des Markgrafeu lieinrich de» Krlaacblea vou Meissen mit Elisa» 
beüi V. Maitiu (Uiil viuau litrru vou üau«u mit Adelheid vou Müoxeoberg, Beide 
■nditen bei Rodolf um etne BUuideMrhebiug ihrw Geuahlia aseb. Vgl. die Ur- 
künden bei Kraot, Qrundriss § 41 n. 34, 85. 

2) Piitler, LVbcr MissliL'irateii deutscher Fürsten nnd Grafen S. lOSC} 2oepfl, 
Ueber Missheiraten in den regiereudeu FuratoiiUausern S. 50 ff. 

8) Iksonden Fr. Pfeil (eonailia juris, 1600); N. Myler r. BhreeUch (gamo- 
kgie perMiwnu inpini iUmtrioB, 1694) esd 41« Gstashtsn dsr TllUpfw vmi 
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gativen Ergebniseen und behaapteten, dass es rechtlich unvoll- 
kommene Ehen unter freien Personen überhaupt nicht gäbe. Ihre 
Gründe entnehmen sie dem Naturrecht (cum jure naturae omnes 
hümincs aequales sint), der Bibel („Sind wir Kinder, so Pind wir 
auch Ki licn" Kömer 8, 17) und besonders dem römischen (z. B. 1.8 
Jj. de .'^(•riatoi ilius 1, it; i. 10 C. de imptiis 5, 4) und kanonischen 
(C. 32 qu. 1 c. 2 ^2) Recht. Einige Schriftsteller führen anch 
deutsche Rechtssprichwürter wie ,Ritteröweib hat llitteisrechi" 
und yEin ehlich Ebd behfilt seines Vaters Heerschild* für ihre 
Ansidit asL Es war kaum eine Uebertreibnng, wenn die Tftbin- 
gar IWütSt in einem Gutachten von 1629 0^ in weldiem sie er- 
klärte „qui natos est ez patre prindpe, comite, nobili matte vel 
plebeja, potitur eadcm patris dignitatoi priyilegüs et snc(»dendi 
jure**, sich dabei anf den communis consensus interpretum juris 
berief. Der Scharfsinn und die Ausführlichkeit, mit welcher diese 
Ansichten immer wieder begründet worden , verrät aber schon, 
dass in den Kreisen des hohen Adels der Widerstand gegen solche 
Ideen lebendig blieb. Er."»t um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
trat auch in der Litteratur ein wesentlicher Umschlag ein, indum 
man gegenüber dem fremden Recht mehr Gewicht anf die alten 
deutschen Geiwohnheiten zn l^en bcigami. WShrend die alte An- 
sidit noch yon einigen'') anoh im 18. Jahrhnndert fes^iehalten 
wurde, erkannte die Melursahl der juristisdien Schriftsteller schon 
im Beginn des 18. Jahrhunderts die Geltung des Ebenbürtigkeits- 
princips im AUgemeinen an, sodass sie die Ehe eines Hochadligen 
mit einer bürgerlichen Person für eine Mlssheirat erklärten; aber 
jetzt wurde vor allem tlarübcr gestritten . ob auch die Ehen 
5!wi5«cheii Per.sonen von huheni und niederem Adel Missheirateu 
seien. Zur Zeit Püttor's nnd Äloser's iinden wir mit manchen 
Abweichuiigeu im Einzelnen drei Hauptmeiuungen in der Litte- 
ratur vertreten: die einen ^} erkannten Missheiraten im Rechts- 
ainn zwischen freien Personen überhaupt nicht an; die andern be* 
trachteten swar die Ehen der Erlauchten mit bürgerlichen Perso- 
nen als Missheiraten, wollten dieses aber von den Verbindungen 



Ileluistädter Juris leiifacultät von 1621) und 1698 bei Moser, teatsdies Sttatiredit 
XIX s tr. und 205 ff. Eine Q«ber«icht ftb«r dievo LUteratnr gi«bt racli 

PüUer a. a Ü. 8. 487 ff. 

1) Abgedruckt bei GHihniiD, Oeacbichüiehe Darttellaog der Lehre toii der 
£baiMlrCi«lnit U 949 ft 

2) So S. Stryck (usus modcmut 1717); t. Leyiect (iseditatfonet «d psndflc* 

Us) vgl Oöbrum a. a. 0. II 255 f. 

3^ Vor ftUem Q. L Boebmer, dis*. de impAri auttrunonio. Qouiogen 17S6. 

l* 
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clerselbon mit Adligen nicht gelten lassen^), während die dritten 
nor die Ehen von hociiadligen rersonen aater einander ak voll- 
wirksam ansahen *). 

Den ungiinstigeu Strömungen in der Litteratur und üechtß- 
sprechnng gegenüber suchten sich die hochadligen Familien da- 
daroh SU schütcen» dass sie in Haoggeaetstn und FamilienvertrÜF 
gen^) Bestimmungen Aber die Ehen ihrer UitgUeder trafen. Voll' 
kommene Sicherheit gegen das Eindringen fremder Elemente kenn« 
t^ auch diese nicht gewähren; vor allem weil der Kaiser dardi 
StandeserhShnngen die Standesontersohiede künstlich ausgleichen 
nnd 80 eine Umgebung jener Bestimmongen ermöglichen konnte. 
Um derartige Eingriffe des Kaisers verhindern, wurde seh<»n 
in «lie AValilcapitulation von Leopold J. von 1658 die Bestimmung 
autgeiuinimen: art. 41; „\\'olIen auch zu Präjuditz oder Schmäle- 
rung einiges alt^n Hansen oder Geschlechts desselben Dignität, 
Stande und üblichen Tituls keinen, wer der auch seye, mit neuen 
Prädikaten, hohem Titnln oder Wapen^Briefen begeben" *). Aber 
diese Bestimnmng erwies aick als nicht genügend. Es war vor 
allem ein Fall , der den Fürsten Anlass gab» eine genaoere Fizie- 
mng ihrer AnspriUdie sa yerlangen. Dieser wurde für die Folge- 
zeit 80 wichtig, dass es nötig ist, ihn etwas eingehender zu be- 
handeln. Herzog Anton Ulrich von Sachsen -Meiningen hatte sich 
1711 mit einer Frau*) blirgerlichen Standes heimlich in Holland 
vcrmälilt und S'dhne mit ihr erzengt. Ungeachtet eines durch die 
Jirüder de.s Herzogs 1723 v(mi Keiclishofrat erwirkten iiescriptfi 
welches dem Herzog Anton Ulrich verboti , seine aas «nanständi« 



1) So L. von Manusbacb, de ajatrimonio principts etc. 1740, Chr. ». Sel- 
chow, diss. de matriiooQio, 17^ uud andere cf. Qübrum a. a. 0. S. 291 ff. 

9) J. P. T. LudcwiK, diM. ds difÜHnitis Jnrit Ron. et Oern. de dignitate 
ttxorU 1716} J. 0. Euer, ds «dia ia nalrinoiiia iaaequalia 17M (9. Aufl. 17(0). 
cf. Göbrum a. a. 0. II 8. 299 ff. 

5) Z. B. die Wikrttenbergiicbea ÜMiferlrife tmi U89 und 1617 bd Kram 
§41 11. otf u. 40. 

4) Efmi, Onmdrtot | 4t b. 41. 

6) Philippine Eh'ssbeÜi, Tocbter des HsttpliBanna David Cisar aus Cassel, 
üeber ihn Niimf-n der Frau sind noih immer nnricLtige Angaben in Umlauf. 
PQtter, der sclioti einmal das Kicbtige wusste, bat sich selbst auf Qroad irrefüh- 
render Miltbeiluugeu „von hoher Uand" berichtigt (Missheiraten S. 235). Der 
Nmm BcbanuDD gebfhrt am d«r iHero 8clnr«tt«r dcrPUli^piM EUMdiMh, die 
seit 1706 mit dem meiningisehea Kapellmeister Scharmann (SchOrmann) mbel^ 
ratet war. H. Sehiilat^ Barngmim Iii 37 und BrOokaec in dtr AUfi ddutteheo 
Siogr. I 494. 

6) Pfttter, MlMhdraiflo 8. 244} Moser a. aO. S. 46 f. 
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gor Ehe erzeugte Kinder in die Meiningischeii Länder £ii bringen, 

oder doch des fürstlichen Titels und Benennung für diesel* 

ben nnä iliro Afntfpr" rlnsolbst sich zu bodi<»iiPn, erlauo^te Herzog 
Anton I'lrich im .lahro 1727 vuin Kaiser eiTic Standescrhöhnng 
für seine (ieuiahlin und Kinder, in der nnter anderem die letzte- 
ren ^für rechtjsrebohren , aus vidier und lieiderseits gleichbürtiger 
Abkunft herstammende Fürsien und Für&»tiimen — — mit aller 

LdmB- und Erbfolgsgereehtigkeit und Fähigkeit« erklärt 

wurden. Gegen dieses Privileg protestierten die sächsisehen Für- 
sten und erreiehten unter Mitwirlrang des ESnigs von Preossen') 
so Tid, dsss Kaiser Karl VL erklärte, er bebe dnreh sein ÜHplom 
mir der Gemahlin des Herzogs Anton Ulrich den Fürstenstand 
angedeihen lassen''). Als dann Karl VI. starb, ohne dass die 
Sache beigelegt wäre, bot die Wahlcapitnlation des neuen Kaisers 
den Fürsten cino willkommene rJelen;enheit , den anstössip^en Fall 
zu ihren (ninsten zn wenden ind für die Zukunft ähn]if1?"n Ein- 
griffen des Kaisers vorzuben^en. Kachdem Vorheratuugeu der 
alttürstlichen Gesandten zu Offenbach darüber statt gefunden 
hatten*), gelangte auf Vorschlag von Chursachsen folgender Pas- 
sus ^) znr AirfnahiDe in die Wahlcapitalation von 1748 arl.88 |4: 
»Nooh (wollen wir) aoch denen ans ohnstrittig notonaoher Miss- 
heinii ersengtea Kindern eines Standes des Reicks oder ans sol- 
ehern Hanse entsprossenen HermSi aar Yerkleinerong des Hanses, 
die väterlichen Titul, Ehren and Würden beilegen, vielweniger 
dieselben zum Nachteil der wahren Erbfolger und ohne deren 
besondere Einwilligung für ebenhürtig nnd successionsfähif^ er- 
klären , aneh . wo dergleichen bereits geschehen , solches für null 
und nicht it^ ansehen". Zugleich erging ein chur fürstliches Colle- 
gialjichreiLi'U °} an den Kaiser , in welchem dieser ersucht wnrde, 
einen Reichsschluiis darüber zu beiordern, was unter notorischer 
Missheirat zu verstehen sei. Dieser Reichsecblnss kam nie an 
Stande, obgleich eine Znsage des Kaisers, einen entspreofaenden 
BeiobssoUnss bald mSgliebat an befQrdem, in die letate Wabloa- 
pitnlation von 1798 Anfhabme fsnd*). Die oben wiederg«gebene 



1) Pütter a. a. 0. 8. 247 ; Moser, t. Slaatarecht XIX S. 50 f. 

2) Der Brief desselben an dea Kaiser bei Moser a. a. 0. S. 66 f, 
8} PiUter a. a. 0. S. 24a. 

4) Uoflv, t. Staatuedit XIX S. SS7 1 

5) Ueber die YerbsadlsaiM dsriOsr Moser a. s. D. S. 83B ff. Ptttsr, Miis- 

beirtten S 277 ff. 

6) Abgedruckt bei Moser, a. a. 0. 3. 241* 

7) Kraut § 41 n. 44. 
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Bestimmung den art. 22 § 4 der Walilcapitulation K. Karl VII. 
wiodorholte hil'Ii liei den folgenden KaiserwaWen . nur wurde bei 
Leopold II. im Jahre 171)0 noch der Zusatz liiutcr ^notorisdier 
MisBheirat" aufgenommea „oder einer gleich anfange eiugegange- 
neu morganaiisdiw Ehe". 

Znswisdieii entwickelte sich ein heftiger Streit darftber, was 
man anter einer notorischen ICssheirat sn verstehen habe. Gans 
fdilfee es nidii an einer Interpretation. Herzog Anton IJlrioh 
von Sachsen-Heiningen wurde 1744 mit einer Klage über die Nicht- 
^nhaltnng des kaiserlichen Diplom»} von 1727 vom Reichshof rat 
abgewiesen mit der BefTründunp: '), dass dieser Fall durch die 
AVahlcapitnlation schon fiir entschieden aii/unelimeu sei. Auf den 
von Ilorzon^ Anton Ulrich dagegen era;ritt"eiu'u ivecurs an den 
IJeichstag kam am 4. Sept. 1747 ein ReicLsiseLluüis dahin zu Stande, 
dass der Herzog zur Ruhe zu weisen sei; seine Ehe wurde darin 
als eine bekannte Missheirat bezeichnet'). Wenn man darnach 
die Ehe von hochadligen mit bürgerlichen Personen auch als IGss- 
heirat gelten liess, so war der Streit darüber tun so heftiger, 
ob sich die Wablcapitolation anoh anf die Verbindnngen hoch' 
adliger Personen mit solchen von niederem Adel beziehen könne. 
Dem Kaiser mnsste alles daran liegen, einer solchen weiteren 
Auslegung entgcgeuntreten. Sein Recht der Standeserhöhung, 
sf»in exclasives Rcsprvatreclit . den niedern Adel zu verleihen, 
würden dadureli in iliren Wirkungen ants erheldichste oincr^^sehränkt 
sein. Zudem lag es in seinem eigensten Interesse, für den niedern 
Adel, der in Oesterreich und am Höf seine Hauptstütze bildete, 
einzutreten. Kiiie solche Standesmigleichheit desselben gegenüber 
dem hohen Adel durfte er nicht anerkennen. Seit der Aofhahme 
jener Bestimmung in die Wahlcapitnlation ging die Praxis am 
kaiserlichen Hofe sogar dahin, hansgesetalichen Festsetcnngen flber 
Missheiraten die kaiserliche Bestfitigong an versagen*), indem der 
Kaiser sich dieserhalb begebend, ii l'alls die Cognition vorbehalten 
wolle. Um die kaiserliche Macht au( h hierin zu beschränken, 
wollten die Fürsten in der Wahlcapitnlation von 1790 den Kaiser 
verpflichten, die ihm vorgeleg:ten Hnns^^esetze vorbehaltlos zu be- 
stätigen*). Doch drangen sie hierimt uioht durch, weil die geist- 

1) Umt a. a. 0. 8. 7S— 74; Schulze, HausgSMtis III 88. 

2) KlQber» Abhandlungcii and Beobsehtengss I 8. 264. 

3) So in den Primogcniturordnun(Ton von Fürstcnborg (1755); Oeftingen- 
Wullerst( in (176G); Nassau - Saarbrücken (1769); Ldwenttem-Wertbeim (1770); 
Tgl. Fütter, MiNbeiraUü S. 304 ff. 

4) Pttter a. ft. 0. & 474. 
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lidien GliiirffirBUn, die sellitt meitt dem niederen Adel entetamm« 
ten, in dem Streit auf der Seite des Kaisers standen. Dio Eben- 
börtigkeitsfrn^e war also seit der Mitto des vorigen Jahrhunderts 
in jeder Beziehung eine lebhaft erörterte und gab daher auch den 
beiden bedeutendsten Puhlicisten" jener Zeit, .T. T. Moser und J. 
St. Pütter Yeranlassoug, ihre Ansicht darüber aostuhrlich zu ent- 
wickeln. 

Zu deren Prüfung wird es am Besten sein, zunächst der Un« 
tersuchung eines jeden einzeln zu folgen. Dabei soll Moser vor- 
angehen, well er nicht nur an Jahren Ulter war, sondern in man- 
dmi Bwiehongen anoli m onserer Lehre einen Sltem Standpnnht 
vertritt» 

IL Die EbenbarUgkaitslehre bei J. J, Moser. 

§ 2. Allgemeines. 

Pütter hat sich in seinor „Litteratur des dentschou F!taat.-5- 
rechts" ') über Moser's litterarische Thätigkeit dahin ausgesprochen, 
dafs man he\ dem "Reichtum an Materialien in Mo«er's Schriften 
kaum eine gründliche Durcharheitnng erwarten könne, „wie viel- 
leicht mit etwas mehr philu.sophi.scher, historischer und juristischer 
Kenntnis möglich gewesen wäre". Moser selbst bemerkt hiezu*): 
.Das Wort ^vielleicht" hätte sollen wegbleiben nnd ich w6rde es 
Herrn Pütter sehr verai^ni wenn er diese Stelle weggelassen 
hfttte, mit welcher ich ganz einverstanden bin". Das Urteil Piltter's 
ist ebenso treffend, wie die Antwort für den ehrlichen Moser cha- 
rakteristisch ist. Auch über die Ebenbürtigkeit dürfen wir bei 
ihm keine histui ische oder streng juristische Abhandlung suchen. 
Er schöpfte den Stoff' f-ir seine Schriften nn?! dem Leben und 
schrieb für das lieben. Daher behandelte er auch die Lehre vnn 
der Ebenbürtigkeit nur, soweit sie noch praktische Ik'deutung 
hatte, und das war eben bei den Missheiraten des linhcn Adels 
der Fall. Der (Jedanke, dass das Ebenbürtigkeitäprinzip ursprüng- 
lich noch eine weitere Bedeutung hatte, eine üntersnchnng ttber 
die historiache Entwicldiing nnd vor aEnn ftber den Unterschied 
der GebnrtsstSode, findet sich bei ihm kaum. Dagegen hat er 
eine Menge von sdiStsbarem ICaierial gesammelt; er bringt alle 
FiUe bekannter Missheiraten mit langen Excerpten ans Akten 



1) Bd. I § 234 S. 416. 

a) Lebensfatehiehte. tos ihm esllMt beielirisbea, Th. III S. 88. 
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und Familienorkunden , ausserdem eine Reihe von Auszügen ans 
nltoron Schriften über Misshf>iraten. Aber die alplmhetiscte 
Aneinander roilumg dieses Matorials giebt dem Ganzen den Cha- 
rakter eines SamnielwerkH und zeigt wieder, dass es Moser auf 
eine Darstellung der historischen Entwicklung nicht ankam. Die 
eignen Au»iührungen Moaei'iü nehmen nur einen verhältnissmässig 
kleinen Baum daneben ein. Er behBndelt nosere Lehre in dem 
19. Teile Beines deaiaehen Staatsrechts adarinn von dem Her- 
kommen in denen Htlnsem derer weltUehen Beichssiande in An- 
sebnng ihrer VermShlnngen* die Bede ist, sowie im «weiten Teil 
seines Familienstaatsrechts *) «derer Tentsdien BeidiSBtinde* vom 
Jahr 177& 

§ 8. Begriff des hohen Adels bei Moser. 

Vor allem wird es notig sein, UarmsteUen, was Moser unter 
hohem nnd niederem Adel versteht In seinem Werk') über 
die dentsehen BeichsstSnde S. 1264 sagt er: „Unser hoher Adel 
besteht uns dem Kayser, denen Charflirsten, Grafen^ Herrn nnd 
Freyherrn*)" und fährt dann fort, dass zwar anfani^s joder Fürst 
und Graf seine Herrscliaft i^ehabt habe. da?!s es j'^^t aber hun- 
dert Personalisfen p:ep:en einen Kealisfen gäbe; ^indessen bleibet der 
Untersehied zwis« hen dem buhen und niedern Adel nach wie vor". 
Aus dieser und ähnlitthen Aenssernn<!ren c^eht hervor, dass l^fnser 
den Unterschied zwischen dem hohen und niederen Adel uiiem 
im Titel sah. Biese Anlhssnng war in der Siteren Litteratur 
die herrsohende^ nnd insofern bereohtigt, als nr^rfinglieh mit 
jenen höheren Titeln anch dne grossere Macht yerbnnden war. 
Seitdem es aber infolge der Standeserhöhni^en eine Menge Ffirsten 
nnd Grafen gab, welche sieh weder durch eine unmittelbare Herr- 
schaft noch den Besitz der Beichsstandschaft aosseidmeten, war 



1) Yom Jahre 174S. 

2) NcTies Teiitsches Staatsrecht, Teil XII. 

8) Von denen Teatachen Heichsstäudeu, der Ecicbsritterschaft , auch den 
ftbrigen mmittelbarca BsiditgUedani. N. Teataehea SlMtaredit, Teil I?, 1767. 

4) Inbi zu;;; auf die Vreiberm acheint Hoser cu scbwanken; so sagt er „Vok 
ilenkaistrliclif iiHf.i^'ioningsrecliten" (1772)8.427: „r>ic edlon Herren halten ehedesseo 
viel zu bedeuten und es war ein Orafenm&ssiger Charakter; seit wenigen Jahren 
aber kommt er sehr herunter, Id nun die bOchate Stnfe des niederen Adels'*. 

5) Von den tsatiebeii Betdraitiiidin 8. 1M6; FaadlienatMtarecbt II 8. US: 
„dass eben auch die ßaroncs diplomatici nnnmehro (saBSlee ao dev kitwr 
ttcben Hof) mit zuai huheu Adel gerechnet Verden**. 

6) cf. Guhrutu, a. a. 0. II S. lol ff. 
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der höhere Titel nnr noch ein rein äasserliches TTnterscheidnngs- 
mittol. Der Tril des Adels , der thatsachlich eine hervorragende 
Stellun;; einnahm, war der reichest iindisehe. Auf ihn bezogen sich 
die Privilegien in den Wahlcapiiulationen nnd Reichsgesetzen, 
welche auch die Reichsstände ausdrücklich dem Adel gegenüber- 
stellten*). Seit der Mitte des 18. Jahi lmndcrts *) gewann auch 
in der pablidstisoben Litteratur die Ansicht, welche den hohen 
Adel mit dem reichsstSudiBdiNi identificiite, immer mehr Gewicht. 
Bodi am kttiserlidien Hofe suchte man die Unterscbeidiiiig nach 
Titeln feBtcnhalten*). Grade dadurch mochte Tielldcbt auch Ho« 
ser, der sich als junger Mann wiederholt längere Zeit in Wien 
aufhielt und von dort sicher lebhafte Eindrücke mitnahm, Tesraa* 
lasst sein, den alten Standpunkt üaetsohalten ; Eeflexionen über 
die ßerechtignng de?;«:elben hat er gewiss nicht angestellt. Mag 
man im Allgemeinen den Begritf des hohen Adels nehmen, wie 
man will, soll das Ebenbürtigkeitsprincip auf ihn bezogen werden, 
sü kann Jiian darunter nnr den m(Mst nrelten . streng abge- 
schlossenen reichsständischen Adel verütehcn, der vor allem durch 
kaiserliche Standeserhöhung nicht willkürlich verliehen werden 
konnte. Deti Vorzug der reichsstSndiechen F&rsten nnd Chwfen 
vor den anderen, die nur den TiUH lyitt^, erkannie natürlich 
Hoser sehr wohl an. Anch handelt er grade, soweit es fBr nns 
in Betracht kommt, nur von den Missheiraten der BeidbsstSnde, 
wie sich ja auch der Art. 22 § 4 der Wahleapitulation von 1742 *) 
nur auf diese bezog; aber man mnss festhalten, dass er auch in 
Berng anf die Missbeiraten die Titularfiirsten und -grafen als mit 
den reichsstäudischen gleichstehend dem niederen Adel gegen- 
fibersieUt«^. 

§ 4. Die einzelnen Fälle der Missheiraten. 

Die Untersuchung, welche AFoser im zweifln Teil seines Fa- 
müienstaatsrechts ^) den Standes- und unätandeämädsigen Ehen 



1) R.A. von 1542 §66: Hobe Standetpertooen gegenOber denen tob Adel* 

2) (HUinuB s. a. 0. n 8. 196 ff. 

8) B«ffker, die Boeiemdite d«r wMiferlimi aad d«r asdiatUerlSB vonuds 

FBichastflndischen ITäaser Dputsclilands § 5 S. 7. 

4) Doch ündcn sich auch hei Moser Ankläogc an eine andere Anschauung; 
80 spricht er (Von den deuUcbeo Reicbsatäuden S. 913 Anm. &) von einen f,bobeQ 
BilehfAM («ilehMi dis alle BricMimfia lwi(iUi«sMiV. 

5) Oben S. 5. 

CA Familienstaatsrccht II (1776) S. Ifta (oImb 8. % Aam, ft). 
7) DMelbet m-174 % 58-70. 
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•widmei, ist grSMtentefl« «b« wlteÜich« Wiederlioliiiig dfiisen, wM 

er bereits im 10. Teil seines dentsclion StaatsrttolitB von 17^ 
ansgefiihrt hat. Hier wie dort stellt Mo.ser zunächst die Methode 
geiner [Jntersnchung fest. Er will nichts von denen wissen, welche 
in dieser Matorio das göttlicho. natürliche, rÖnnsclie oder cano- 
nischo Recht anwoiidon wollen; aber ebenso wendet er sich ^ogen 
diejeni;2:en, welche „mit alten Gesetzen von der \rerovinp:er und 
Carolinger Zeiten , nnd mit dem Sachsen- nnd Sehwaben-Spiegel 
angestochen"*) kommen, vor allem aus dem Grunde, weil „es 
Belteam wäre, sich auf diese alte verlegene Waar heruffen zu 
wollen, wenn ein neaes sieheves Herkommen vorlaaBm Jst*. Also 
ancli hier will er vorgehen, wie es flberall seine Art ist: er 
bringt Bdspiele nnd leitet ans ihnen die Rechtsnormen ab. aUnd 
was ist das Herkommen anders, als, wo Ezonpel vorhanden sind, 
and wie kann man das Herkommen erweisen als dnrch Exempel" ')? 

Ausgehend^) von dem art. 22 § 4 der "\^'r\l 1 ii i^nlation, be- 
zeichnet er als die dort vorp^t'sehenen nnstreiti^ notorischen Miss- 
heiraton- 1) die Ehe eines Reiclisstandes mit einer bürücrlichen 
Person und 2) die kraft eines Familien- oder anderen Vertrages 
unstreitijEr nnerlRuMen. Von diesen notorisclien Mis.sheiraten sieht 
er dann ab und wendet seine Untersuchung den bestrittenen Fällen 
SO. Die Ehen der Personen, welche nach ihm zum hohen Adel 
gehören, also der Chnrf&rsten, Forsten, Ghnfen nnd Freiherrn, 
mit Damen, die ebenfalls einen dieser hohen Titel IHhren, beseichnet 
er im Allgemeinen als standesmSssige, was nm so beachtenswerter 
ist, als es hiwbei eben nur aaf den Titel ankommt. Allerdings 
kami auch er tur die Ehe eines F&rsten mit einer ganz nenen 
Gräfin, deren Ahnen Bürgerliche waren, einen leisen Zweifel nicht 
unterdrücken, doch hcrnhip^ er sieh damit , ^^dass der schon vor 
der Khe fjehalite (Jrafen-Titul eine .Salven^arde vor die Ahnen- 
Inqnisition seve *) •. Diesen (rrund würde er analog auch für die 
Standesmässigkeit der Klie eines Fürsten mit einer neuen Freiin 
anfuhren können, docli verlangt er für eine solche den Kachweis 
yon vier Ahnen von viterlioher und mfltterlioher Seite. Dieses Er^ 



1) S. 318-S69 § 126-180. 

2) Familien staatsreehl II 8. 194. 
8) a. A. 0. a. 129. 

4) Aach hter tat wie bei Moser smAolMt mt tm dem widHifsrai Fell de» 
Ehe elnei Herrn vom hoben Adel mit einer Dame oledciea fittndss die Bedt. 

Uebrr '^^s umgekehrte Ycrhältnip ?iohe aam 8. 16f. 

5) FamiliesstaaUrecht I1_S. 136 f. 
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fordernis hängt ;^nsammen mit seiner Ansicht von der Standes« 
mässigkoit der Ehe eines Fürsten mit einer Dame Yon niedereni 
Adel, die er znm Hauptgegenstand seiner Abhandlung macht. 
Seine Ifitenden Gesirhtfpnnkte daln i ^ind, dass allrrdinc^s früher 
die Ehe eines Fürsten mit einer Thune ran niederem Adel r^'w 
Missheirat gewesen sei, dass sich aber ein neues Keichshorkumnien 
gebildet habe, kraft dessen die Ehen von Fürsten mit Damen von 
niederem Adel, die mindestens vier Ahnen aufweisen könnten, 
standesn^sige wUren. Auf den Kaohweia dieses neoffii Her- 
kommeiu legt Moser das Hauptge wicht; nnd aweur gründet er es 
auf sieben Ffille. Da seine ganse Theorie daraof bembt, wird 
es nötig sein, auf diaselben etwas n8faer einzogeben. 

Den crstoi» bildet die Ehe des Herzogs Wilhelm III von 
Sachsen- WeimAr mit Catbarina von Brandenstein, 1463*). Aller- 
dings war letztere von niederem Adel und wurde ohne Standes- 
erliöbnii;? vom Kaiser und den Ao^naten als ebenbürtige Grniahlin 
des Hfrzu£2;s ini;i:o?;f'br'Ti. Doeli mochten diV AfTTiaten dazu durch 
besondere Gründo veranlasst sein, vor allem dadurch, dass eine 
kinderlose Ehe zu erwarten atand*). 

2} Die Ehe des Herzogs Otto von ßraunschweig-Lüneburg mit 
Hetta (Mecbtilde) von Campen, 1524 Hier wird berichtet, dass 
der Henog wegen der Ehe mit dieser Dame, welche anch dem 
niederen Adel angehSrte, einen Vertrag nüt seinen Brttdeni soblosa. 
In diesem wurde die von Campen als seine „liebe Vertraute" be- 
zeichnet ; auch verzichtete der Herzog darin für seine Nachkommen 
aus dieser Ehe auf die Siucossidn in das Fürstentum Lüneburg, 
anp'^cr für den Fall des Erlöschens der ander«-!! Tjinion. Sein Sohn, 
Otto der jüngere, wollfp diesen Vertrag später niilit anerkennen, 
schloss dann aber mit den Herzögen von Lüneburg einen Ver- 
gleich, welclior es in der Hanpf«aobe beim Alten beUess. Jeden- 
falls spricht diese Ehe und ihre Folgen nicht für die Behandlung 
derselben als einer standesmässigcn *). 

8) Die Ehe des Harbgrafen Emst von Baden -Darlach mit 
XTrsnla von Bosenfels, 1518 Obgleiish diese ans dem niederen 
Adel war nnd keine Standes^bOhnng exfolgte, gelangten ihre 
SShne ZOT nnbesirittenen Snooession. IG^lich ist» dass hieran 



1) Moser, t. Staatsrecht XIX S. 88 ff. 

9i POttcr, HiahefntM 8. MIT. 

8) Umr s. a. 0. S. 97 ff. Pütter a. s. a 8. »l ff'. 

4) Vgl. jedoch Havemaun, Geäcli. der LSttdt BnMUMebwsif 0. Lttsshcrg II 87. 

5) Moser, t. Staatarecbt XIX ä. U2 i. 
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wesonflif^li flas Fehlen nälierer snecessionsbereohtigter AgDMffl 
beitrug, wie Pütter ') dies nachzuweisen sucht. 

4) Die Ehe des Markgrafen Eduard Fortunat von Baden» 
Baden mit Marie von Eicken, der Tochter eines niederländischen 
Gouvernems, 1591 *). Nach dem Tode des ersteren ergriff der 
Markgraf von Baden-Dnrlach Besitz von dessen Lande, indem er 
geltoad maehte*), daas die Kinder dos Karkgrafen Eduard For- 
timat mit der tob Eioken nidit anooeasionsfiUiig a&m. 'Ein. kaiaear- 
Bohas Bakret erkannte die Besitiergreifiing andi an. Ab dann 
der Markgraf von Baden-Dnrlaoh ame bekannte migläokliohe Bolle 
im dreissigjährifren Kriege spieltet wandte sich das Blatt zn 
GnnatNi der Kinder der von Eicken. Zumal da diese katholisch 
waren, wurde ihre He.stitution als Parteisache betrieben (Taraffa, 
de Germania s<acra rustaurata p. 152 ^maximc nt catholica religio 
debite prumoveretur^)*). Im Jahr 1G22 erging auch ein Urteil 
des Beichshüfrats. welches die Kinder iür successionsfähig' erklärte. 
Bei den Verhandlungen des westphälischen Friedens kam üü nuch 
einmal darüber zu Auseinandersetzui^en zwischen den Katho- 
lischen und Evangelischan ; doch setsten die ersteren ihren WiUan 
durch. Ana einer Entscheidung, die so dorehans politischen Bttck- 
sichten entsprangt wird man kaom SeUfisse fGr das Becht aiehen 
dfkrfen. 

5) Die Ehe des Efirsten Johann Lndwig von Anhalt-Zerbat 
mit einem Fräulein von Sientscb, 1687^). Auch Nachkommen aus 
dieser Ehe gelangten zur Succession; doch wurde ili:- Successions- 
recht vom Kaiser in zwei Dekreten vorher bestätigt. Aitrh war 
hier ein "Widerspruch seitens der Agnaten weniger zu 1 1 tiit hten, 
weil in den beiden andern Anhaltinischen Linien nm diesoiibc Zeit 
unstandesmässige Ehen vorgekommen waren (des i iirsten von An- 
halt-Cöthen mit Frl. von Bathen, 1692, und des Fürsten Ton An* 
bali-Desson mit Anna Loiae FOsen), weUshe dnrch kaiaerliehe 
StaadeaerhShong nnd Consena der Agnaten YoUe Wirknqg er> 
hielten*). 

6) Dia Ehe des P&lsgraliBB Johann von PfUs-ffirkenföld* 



1) ft » 0. S. 83 ff. 

2) Moser «. a. 0. S. 102 ff.; Patter «. a. 0. S. 126 £ 

3) AllMdiDgt kiMB aoeb aadscellftadelllrditBtiiiMigNifiuff iaBMrtdit. 
Ftttler, a. a. 0. 8. 18U 

4) Püttcr a. a. 0. S. 183 (V). 

5) Moser, Staatsrecht S. S3?.; Piitier a a. ü. S. 106 ff. 

Ueffi«r, Beiträge zum dcuudiea buata- md i: ursimeciil b. «^6 f. 
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Gelnhausen mit. einem Fräulein von Witzieben . U¥M). Diese 
wurde durch eiu Urteil «los Reichshoirats 1715 gegen agnatischen 
Widersprach „für ein ordentliches, gültiges und vollständiges 
fürstliches Matrimoniuui'' erklärt. 

7) Die Ehe des Herzogs Christian Carl m Holstem-Norburg 
mit Dorotliea Cbristiane von Eiolielbeig, 1703'). Biese £ht 
«mrde kraft eines vom König von DSaemark als Familienhaiipt 
beetitigten Vertrages ab morgaoalisoli behandelt nnddenSindem 
nnr fttr den Fall dos Anssterbena der Linie des altem Bruders 
des Hersogs Christian ein mögliches Successionsrecht offen ge- 
lassen. Ein Sohn aus dieser Ehe erhielt daher auch den Kamen 
Ton Carlstein. Diofor machte trotzdem mit T^nterstiitznn^ des 
Königs von Dänemark Saecossionsansprüche gf>;r,^Tlübe^ einem allein 
noch lebenden Herisuge von Holstein-Rethwisch geltend. Der Reichs- 
hofrut erkannte aber (1723 ) zu Gunsten des letzteren in possessorio, 
und bübtinimte i^ugur, „dusä dem von Carlsteiii aber dae> dieserhalb 
eingereichte Memorial der darin angemaasten siobtigen Tttnlatnr 
(einee H«rbsogciia Ten Hobtein) halber wieder berana in geben 
seie" *)* Naobdem dann der Hersog Ton fietbwiscb gestorben war, 
mepng im Jabr 1781 ein Definitivspradi, weleber die Ebe des 
Herzogs Christian Carl sn Holstein mit der von Eichelberg fBr 
ein fnr.stliches , reobtmKssiges Matrimonium und den Herrn von 
Carlstein für vollkommen successionsfähig erklärte. 

Sohon aus dieser kurzen Uebersicht über die von Moser an- 
getührten sieben Falle kann man entnehmen, dass kpino'^wpc^'^ nllo 
unbedingt für die .Standesmässigkeit der Ehe eines Fürsten mit 
einer Dame von niederem Adel spreehen. Und Mof?er fuhrt diese 
Fälle nicht etwa ah Beispiele für das neue Herkommen an, son- 
dern sie mnd die einzigen, die ^ weiss ; sie allein sollen das Her^ 
kommen b^grfbiden , wie er denn aneb ansdrtteklieb sagt , ^dass 
sieben in bald 800 Jahren sich zugetragene Falle ein wabres 
Bemhsbei^ommen «nsmaoben* % 

Um nun diese Ansicht Moser's zu prfifen, moss man vor allem 
üwtsteUen, ob denn die Erfordernisse für die Bildung eines sol* 
eben neuen Herkommens tbatsSebludi vorhanden waren. ZunScbst 
würde eine gLeiohmäsaige Uebimg erforderlidi sein. Scbon von 



1) Moser a. «. 0. 8. »4 ff.; POtter, S. 18Sff. 

S) MoMT a. a. 0. & I18£| Pftttsr a. s. 0. 8. 218 A 

8) MoMT a. a. 0. 8. 18R. 

4) Fatnilienstaatsrccht II S. 188. Aehnlich S. 148 n. 10: „die sieben FUle 
seien so beträchtlich, dass nicht BOCh MbniS siok sngttfmns FUlS Stt Slasa 
fierkommea erfordert werden^'. 
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den oljon besprucbenen sieLen Fällen sprechen aber einige — z. B. 
der im Hause Braunscbwei«»; - Lüneburg — eher dafür, das» die 
Eben von Fürsten mit adligen Damen als Missbeiraten betrtwihtet 
wurden. Auch Muser lührt einige l'alle an'), in denen solche 
Ehen aLi nicht standesgemass behandelt wurden , doch behauptet 
er, ea hätten dann wohl beäondere pacta vorgelegen. Bei der 
Ehe des Ffinten Lebrecht toxi Anhalt^B^borg mit emem Frl* 
Ton Iniperslebeii aber waren solche offenbar nidht TorhAndeii; 
dodi wnrde dieser Dame durch ein Bescript vom Beichshofirat 
Yom Jahr 1728 untersagt, sich j^föratlich" und „Darchlaucht" 
nennen zu lassen, ein Beweis dafSr, dass auch die Bechtssprecbong 
des Beichahofrats keineswegs eine constantc war. Und wenn 
auch im anderen Falle bisonrlcro Vertrüge vorbanden waren, 
durch wel(-be die A\'irkung einer .s(delien l'.Ue geregelt wurden, 
beweisen nic ht auch diese Vertnigf , ihiss man in den Fiii\st<'U- 
häusern die Eben mit adligen Damen als nicht standesgemiiss an- 
gaiix' Zur Bildung eiacij aligenieineu, den gesammten hoben Adel 
betreffenden Herkommens zn Gunsten des niedern Adels, würde 
doch auch eine dahin gehende Bechtsilbersengiing in den Kreisen 
des hohen Adels gehören. Wie steht es aber damit? E<{nnte 
man nioht schon daraus, daß innerhalb mehrerer Jahrhunderte 
Forsten sich nur in so seltenen Fällen mit adligen Damen ver- 
mfihlten und dann meist die Wirkungen einer solchen Ehe ver- 
tragsmässig festsetzten, den Schluss ziehen , dass sie im Allge- 
meinen solche Eben uit bt als vollwirksam ansahen? Oder wozu 
hätte es noch der Htandeserhöhungen bedurft, um welche die 
Fürsten für ihre Gemaldinnen von niederem Adel meist beim 
Kaiser nachsuchten? üen letzteren Einwand suebt Moser') durch 
die Bemerkung zu entkräften , früher üei allerdlugs eine Stan- 
deserhöhnng erforderlich gewesen, weil damals das Herkommen 
xn GHmsten des niederen Adels noöh nicht bestanden habe: auch 
sei es den Fürsten lieber, dass es heisse, sie hatten eine Fürstin 
oder Gräfin, als eine vom Adel cor GemahUn. Im loteten Falle 
würde eine 8tandeserh5hnng aber doch wenig helfen und eine 
Fürstin, die wegen ihrer niederen Geburt einmal gering angesehen 
wird, wird es au<di trots einer Stand« serbrihung bleiben. Dea 
besten Beweis aber dafür, wie ungünstig die Stimmung in den 
Fürstenhänsem den Verbindungen mit dem niederen Adel war| 



1} FamUieostaatsrecht II S. 138. 
2) Pütter, Mi8»heirateD 8 258 f. 
3> a. a. U. £>. 140 ^ Uü u. U, 
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liefern die zahlreichen Hausgesetze nnd Familienverträge Ebenso 
ergeben die Verliaudliuigeu beim Abäclüasä der Walücapitulatioa 
von i74:;i, dass die Fürsten soldw Ehen als lütslwiraten betrachtet 
wissen wollten''). Mimint man aber mit Moser einmal m, dass 
firüher die Eben zwischen Fürsten nnd adligen Damen Misshei- 
raten gewesen seien, so wird man bei dem offianbaren Wider- 
streben in den meisten Fürätenhäasern die Bildung eines neueren 
gemeinen Herkommens za Gunsten des niederen Adels nii ht nach" 
weisen können. Höchstens hätten jene sieben Fälle für die einzelnen 
Hänser, in denen j*ie sich ereigneten, ergeben können, dass man 
dort die Ehen mit Uiimcn von niederem Adel als standesmässige 
betrachtete, obgleich sclb.st die^^e Eulgerung z. B. für das Hans 
Baden keinesweg.s richtig >ein dürite. Das ist der Hauptfehler 
in Moser's Bewei.siuiirung: aus dem, wa*» iu einzelnen Fürüteu- 
hSosem geschieht, leitet er ein Herkommen ab, welches sämmt- 
Udie fnistliehe Familien verpflichten solL £s ist derselbe FeUer, 
wie er aoch sonst in den Werken Moser 's vorkommt, wenn er 
ans Beispielen in elnaelnen deutschen Staaten gemeine dentscbe 
Bechtssatae gewinnen will*). Es ist noch an betonen, dass Hoser 
das neue Herkommen zu Gunsten des niederen Adels nicht etwa 
als eine blosse Sitte versteht oder als einen Gebrauch, duss in 
den meisten für.stlichen IIäns;ern solche Elieu that.sächlich als stan- 
desmä.ssig behandelt würden, sondern er betrachtet dieses: Her- 
kommen als ein alle fürstlicheji Familien verptiicbtendes Gewohn- 
heitsrecht und geht sogar soweit zu behau])ten, dasn der niedere 
Adel dadiu'ch ein jus t^uaeisitum auf diu »bLitndebmüüsigkeit semer 
Ehen mit Fürsten erlaugt habe, welches ihm durch keine Familien- 
yerträge entzogen werden könne*)* Uebrigens lässt Moser das 
nene Herkommen nnr an Qnnsten der Damen von stiftsmassigem, 
niederen Adel sprechen and erklirt «eiaee Fürsten Ehe mit einer 
nicht Stiftsmässigen von Adel kraffit uralten Tentschen Herkom- 
mens" für onstandesmässig 

Dasselbe neue Herkommen zu Gunsten der Ehen mit dem 
niederen Adel behanptet Moser auch für die gräflichen Familien, 



1) PQiter, Missheirateu S. 191— 215; 808^801^. 
3J Puuer a. a. 0. S. 274 IT. . 

8) 8o liei^etiiMt B. v. Mohl in Miaer „Oetdiidite nnl Litterstnf der ftMts> 

wisseaschaftea" II 410 es als eine EigeoiQmliclikeit der MoMi'Khea Dar- 
stellting, dass er lias Dasein eiucs gL-meiueii deutseben RcchtsinatitOtS dncdlBei» 
spiele aus dea veraehiedenea Ueictai&adera zu erweiMB lacbU 

4} Familienataaterecht II S. 163. 

6) gsniliesstsstitscht U & Itf. 
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Nur uiinmt er [sich hier nicht die Mühe, einzelne Fälle nachzu- 
weisen, sondern sagt im AUgomeiiien, dass sich eine grosse Menge 
E&empel fänden. iS'ua i!?t auch jedcnfalis zuzugel)enj da«s in man* 
eben gräflichen Häusern die Ehen mit Damen von niederem Adel 
ab standetmässige betrachtet worden und weit ]iSo%er waren, 
ftb in den ffixstlidien Familien. Aber hier wSren nuutolist die 
Titnlargrafeni welche Hoser mit som hohen Adel reehnet, gaas 
anasneoheiden*). Sodann seigt ndi aadi in den griUUcfaen HiSa- 
sern das Bestreben, nur Ehen mit JDamen ans rAinhaiH'^ir^jf^^^^Ti^ 
aleo hochadligen im strengen Sinne, Häusern als standeemässig 
anzusehen'). Kann man demgegenüber nun wohl auf Grund der 
Vork<»Tnninis.«e in vielen gräflichen Häusern die Bildung eines alle 
Famiiien vcrpiiichtenden neuen lierkummens zu Gunsten des nie- 
deren Adels behaupten? }s ach Moser würden selbst die gräflichen 
Hauser, welche bisher an dem strengen Ebenbürtigkeitsprinzip 
festliielten, für die Zukunft nicht mehr die Ehen mit JJamcn vuu 
ntederem Adel ab Hiasheiraten betrachten oder dahin gehende 
hao^geeetaliehe Hestimmmigen treffen kennen, weil dieses das jna 
qnaesitam des niederen Adels aof StandesmSesigkeit seiner Ehen 
mit dem hohen Adel verletcen wfirde. Hit diesen JFolgenmgen 
hat Hoser selbst bei denen, welche im Beenltat mit ihm ubereitt- 
stimmen, wenig Beifall gefunden. 

Neben dem bei weitem wichtigeren Fall der Ehe eines Horm 
vom hohen Adel mit einer Dame von niedrigerem Stande erwähnt 
Moser den umgekehrten der ungleichen Ehe einer huchadligeu 
Dame nur kurz*). Die Fulgen einer solchen Ehe sind natürlich 
weit weniger erheblich, weil es sicli dabei nicht um Aulnahine 
neuer Glieder in die hocliadiige Famüie handelt, sondern die Frau, 
welche sich verheiratet, ohnedies ihre Familie verläset. Für die 
FQrstinnen seheint Hoser hier strengere GrondBltse anznerkomen. 
Er sagt, dass Prinaessinnen, welche sieh mit einem Beaohsgrafen 
▼erheirateten, das fürstliche Prädicat «DoreUancht" behielten nnd 
sieh aaeh den Titel Fürstin zom Namen ihres grilflicben Gemahl» 
beilegen liessen; als Ghrand beaeicfanet er die onter dem hohen 



1) Siehe auch PQtter, RecLisfaUe Bd. III Th. 3 S. 797 f. § 13. 

2) Z. B. der Bescblas« der Wt'stph&lischen Grafen vom 4. Aug, 1755 „wie i 
di« Abaicht des gaiucea CoUegii ilaiua gerichtet sei, duas ein jeder Uerr, welcher 

«u diMM aich sn ftmihleii denke i den ronflglldMii Bedtcht tnf elm Grlfis 
MinM SuumIMi taimder aas diesen, oder aue anderen Collegiia und deren (? denen) 

alt^räflichen Uäusera, zu nchmea'' bei PAUer, MiMheiireitflin 8.4(1 und die 

Dicht beatatigten Hausgeset^c das S. 305 ff. 
8) Moaett Ftuniiieiutaatfircchi II ö. Iii i. 

^ Kj I. d by Google I 
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Reichsadel von ältesten Zi iten hergebrachte Ebenbürtigkeit. 
Hier scheint er ein nenes Herkouiiaen zu Gunsten des niederen 
Adels nicht behaupten sn woIIol Dagegen liält et die Elte einer 
Orttfla aoi dnem alten Hanse mit einem Hemm von altem nie- 
deren Adel fttr standeBmitsng; weoigftena mont er, daes in einem 
■olchen Falle das ftbliohe Heiraiagat nicbt verweigert werden 
diSrfe. Allgemeine Sätze filr solche Ehen hat er nicht aufgestellt. 
Anch auf die Verbindungen deutscher Ffiraten nnd Grafen mit 
ausländischen adligen Damen geht Moser nur kurz ein Wip er 
der An-^icht ist, da.^s in früheren Zeiten die deutschen Fürsten 
alle thatsächlich eine Herrschaft besassen, so meint er auch, diiss 
sie damals streng darauf gehalten hätten , nur Damen aus i-e^ne- 
renden Häusern zu heiraten. Da er aber die späteren TituJar- 
fürsten nnd -grafen auch zum hoher Adel rechnet, kommt er fol« 
gerecht znm fldhlnsfl, daas jetat fBr den anawfirtigen Adel auch 
ein hohm Titel genüge und drückt daa in seiner draatiaclien Weise 
daihin aas: ^Bey der jetx%en C^mftiaion aber ist ea goragi wenn 
der Vater gewiasennasaen Fürst oder Graf iat, der übrige Yer* 
halt deaaelben gegm einen Teatschen Füraten oder Grafen mag 
nnn seyn, wie er will, nnd die Ahnen mdgen so wnnderaeltsam 
aasseben, als sie können" 

§ 6b £inflaa8 einer kaiserlichen Standeserhöhnng. 

Eine aoBführliche Untersnchnng stellt Hoaer über den Ein- 
flosa Iniawlidier StandeserhShnngai anf die Ifiasheiraten an'). 
Da dieses aber für unsere Zeit you geringer Bedeutung ist und 
anch eom grossen Teil ans dem Standpunkt Moser's zu den an- 
dern Fragen sieh ergiebt, wird es genügen, die Hauptsachen her- 
vorzuheben. Die Macht des Kaisers war in Bezug auf die »Stan- 
deserhöhnng und Erklärung der .Succcssionstiiliigkeit der Kinder 
aus unstreitig nuturiöcheu Misaheiraten durch die Wflhlcapitulatiuu 
beschränkt. Wie al>er war es vor Einfügung des art. 22 ^ 4 ge- 
wesen? Konnte der Kaiser damah» durch Standeäerhöhuug einer 
sonst nicht ebenbürtigen Gemahlin oder solcher Einder diesen 
Sur Snooeaaion verhelfen? Biese F^age iat deshalb wichtig, weil 
daaaelbe Beoht auch nach der Wahleapitnlation anf Miaah^raten 
aniawenden wire, die nieht m den unstreitig notoriaohen ge- 

1) Von t. Reirh?;tandeu S. 913 AsBk 

2) FamilieiutMUrdGlit U S. 150. 
a) gsaB l aa sUatsi K h t II S. »0. 
4) FaMllilBSisslsisihl U B. IMC 

a 

^ Kj . d by Google 
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liörten. Für Muser kuniuien solche allerdings kauui in Frage; 
denn da er die Ehen von hochadligen Herren mit Barnen von alten 
mederon Adel für atandesgemäss, die Eben solcher Herren mit 
bürgerUehen Penenen aber für nnsfareitig notoriedw Hitsheiraten 
b&lt, bleiben als niebt onatreitig notorische Hissheirateii höchstens 
die Ehen mit Damen fibrigf velcho von niederem Adel waren, 
aber nicht vier Ahnen anfrnweisen hatten. Aus der Wahlcapi- 
tnlation könnte man schliessen, dass der Kaiser ohne die darin 
ansdrücklich auferlegte Beschränknnj^ und also auch vorher, das 
Recht der Standeserhöhang für Kinder aus Missheiraten pchaht 
habe und diese auch für successionsfähig hätte (>rklärcn können. 
Moser aber leugnet das, weil keine Exempcl vorlianden seien und 
nach Aimio^ic der Staatsverfaüäung dem Küii»är eine Kolcbe Macht 
nicht zustehe Hierin mSebte er aber dodi wohl an weit gehen '). 
In frlUieren Zeiten schrieb man sicber der kaiserlichen Standes« 
erhöhnng eine ToUkommene Wirkong an, vnd dass num anf der 
Seite des Kaisers , in den Wiener poblidstischen Kreisen, auch 
nodi im vorigen Jahrinmdert daran festanbaltai snehte, ist an- 
^erkennbar'). 

Die Beschränknng des art. 22 § 4 der Wahlcapitulation lautet 
nur dahin, dass der Kaiser die Kinder aus unstreitig notorischen 
Misislieiraten zum Nachteil der wahren Erbfolger und ohne deren 
besondere Einwilligung nicht für ebenbürtig und sueeessionütabig 
erklären solle. Hieraus folgert Moser, dass er es dürfe, wenn 
entweder keine wahren Erbfolger da seien, oder wenn diese con- 
sentierten Als wahre Erbfolger aber bezeiehnet er die Agnaten, 
die Krbrerbfindeten »oder sonst rechtsgültig darauf c xpektivierten* 
nnd die PartlciilarlehnshernL Dnrch eine kaiserliche Standeser« 
höhang in Yerbindnng mit dem Consens dieser Erbfolger können 
also die Folgen einer Missheirat nach Moser geheilt werden. 
£benso wenig wie eine Standeserh(}hung allein, genügt der Con- 
sens allein^); beides snsammen ist erforderlich and genügend : 

1) Fftmilieniustsradtt II 8. 160. 

2) Dagegen auch C. Bonhak, die Lippe'whs Sneesnioiiillrsge im Archiv 

idr öffeutl. Recht V S. 395. 

8) Siehe besonders das Gutachten einer Deputation des Keichsbofrats über 
die Wahlcapitulation, 1745: „der Kaiser bleibe doch fons nobilitatioona vad 
kSaiM alto obM allsn ZiraMal «Ise Fim, die dar Gtbari sseh Urgerltobw 
SundM ffevewtt, io den FQrstenstutd «heben; da dono an und vor sich nichts 
hindern könne, dass sie ihres Eheherro Titel gebrauche und dass die Kinder für 
succesaioosflibig geachtet würden"; bei POtter, Miuheirfttea ü. 288, 290. 

4) FaniUsHStastmeht U 8. 167. 

6} a. a. 0. 8. IM: »AlMa die A«aatfa kBaaea woU «idafSpradMi, od« 
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einer Ziustimmimg des churtüist liehen oder fürstUchen oder der 
gräüidien Ck)Uegieii soll es nicht bedürfen 

§ 6. Hausgesetzliche Bestimmangen über 

Miss heiraten. 

Auch auf den Eintiuss, den hausgesetzliche Bestimmungen auf 
die »Standesmässigkeit der Ehen m den betreffenden Hiiu.scrn halx u 
können, geht Moser des Weiteren ein. Er hielt sie nur für gültig, 
äuweit sie über Fälle, über welche der Kaiser und das lieich nicht 
einig tind, diaponieren *). Da mm für die Standesmltesigkeit der 
Eliett swkctheii hochadligen Herron and Damen von altem niederen 
Adel ein reohttkrSftiges Beädhslierkommen bestehe, seien entgegen- 
eidiODde Bestimmimgen in HaosgiHetsen nichts; da niedere Add 
habe ein jus quaesitom aaf StandesmSssigkeit solcher Ehen er* 
langt'}. £ine Ansnahme sei nur für solche Hansgesetie anzuer- 
kennen, welche enicbtet seien, bevor das neue Herkommen sich 
gebildet habe; in diesen könnten also audi die Ehen der fürst- 
lichen oder gräfliclien Familiemnitglieder mit dem niederen Adel 
für Missheiraten erklärt worden Diese Ausiührungeu Moser s 
dürften allgemein als unrichtig anerkannt werden. Selbst Schrift- 
steller wie Zoepti, welche sonst dem Ebenbürtigkeitsprinzip unter 
freien Personen jede Geltang abeprechen, erkennen doch eine Be- 
fugnis des hoben Adels an, durch Haasgesetae die Ehen mit Per- 
sonen anderer StSnde, also aacfa des niederen Adels, ftir Kiss- 
beiraten zu erklären. Auf der anderen Seite bfilt Moser auch 
solche hansgesetzliche Bestimmangen fttr nichtig, welche unstreitig 
notorische Missbeiraten als standesmSssig, und die Kinder daraus 
als snccessionsfähig 1>ezei( hneten , weil auch liierüber eine Einig- 
keit zwischen Kaiser und Keich vorhanden sei. 

Von Wichtigkeit für unsere Lehre ist anch die Frage, ob 
zur Giiitigkeit der Hansgesetze kaiserliche Bestätiijung erforder- 
lich sei Moser verneint dieses'^), besonders weil ;,uu der lieichä- 



bewilUgeSf tsrM fliv priTSt»l it i i e ii s Mrifts Abw der Ksficr msd der feiaate 
FttmeiF oder Orsfeamod haben auch aia (retp. fenelaeaaee) later a i s e dabei**. 

1) a. a. 0. S. 167. 

2) a. a. 0. S. 162. 

8) a. a. 0. S. 163: „Denn alle Vertr&ge inüssen nicht in pracjudidum juris 
qaaeeW riaes Tenii gereiebea: Noa aber hat der fseaanaia aiadere Adel aas 
berAbrten Berkommeo ein Jua qaaetftam erlaagl, dase Fttiatea vad adlidM Pe^ 
Bonen zusaauaen heiraten kSaaea**. « — 

4) a. a. 0. 8. 162. 

5) a. a. 0. 8. 1052 ff. 
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Hofrats -Registrainr mehr als hnndert Excniiiol zu finflon sfin 
werden, dass in contradictorio auf unconfirmierte FaituJienver- 
träge gesprodiBB worden seye**). Bagegeu hält er eine kaiser- 
Hello BestKtigiing für sehr nfitslich*), weil die BeicbsgericLte, 
foUs kein Dritter etwas eixunwenden habe , auf ein solehes con- 
fimuerieB pactom aprecben mSssten, ohne erst eine catuae oognitio 
fiber sdne Gültigkeit nacb den Keichsgnmdgesetzen anzustellen, 
da eine solclke cognitio schon bei der Bestätigong erfolgt sei. 

§ 7. Folgen einer Hissheirat; morganatische Ehen. 

T'clx r die W irkungen der Missheiraten lässt Moser sich nur 
an wenigen Stellen näher aus. Die nicht ebenbürtige Gemahlin 
soll „iliies Gemahls Standes, Tituls, Würden und Ehren'" nicht 
teilhaftig werden'). Die Kinder aus einer nn^andesmgssigen 
Ehe sind «war eheliche Kinder, aber gehören ,in sensu juris nnd 
qnoad effecttis civiles nicht an ihres Vaters Hans und Familie 
Daher sind sie des vSterlichen Standes , Kamens and Wappens 
nicht fähig und treten in den Stand, welchen ihre Mutter bei 
Eingehung der Ehe hatte. Letzteres war besonders bestritten 
für die Kinder eines Fürsten mit einer bürgerlichen Frau ^) ; denn 
da sogar die Kinder eines gewöhnlichen Edelmannes mit einer 
liiirgoriii adlig sei<'n, sehloss man, daf^s nm so mehr die Kinder 
eineü llf-rrn vom hohen Adel mit einer bürgerlichen Frau min- 
destens dem niederen Adel angehörten. Moser henierUt mit liecht, 
daBS ein solcher Schluss nicht richtig sei , weil im crotei en Fall 
wie bei jeder standesmässigen Ehe die Kinder den Stand nnd 
Namen des Vatras ehielten, wahrend nur im letaterai Fall eine 
Missheirat vorli^ie. Thatsfichlidi werden die nicht ebenbfirtigai 
Kinder woU i&mier in den niederen Adelsstand erhoben werden. 
Femer sollen diese Kinder von der Erbfolge in die nnmittelbarai 



1) «. s. 0. S. 1058 n. 4. 

S) a. A. 0. 8. 1058 : „Es ist zwar in dem, dMs di« ConfinnstioB ein anreeht» 
mässi<»«»s Pactum nicht gültig ukk hen kann, ein recltmässfgcs hingegen nicht erst 
gültig macht, sondern nur dafür «rklart: Aber dieses opc-ricrt doch allemal wenig- 
•tans 10 viel, dass mau in AuseUuug derer Beichsgti icLte sicher stellet, dass 
•i« Ar «teb nUkU mlw tßgm ist PMtsai meiHttn ktonan'*. 

8) Dm. S. 889; 8. 068: Die nicht ebeabörtige Wittwe soll sich dsarit he- 
gnügcn, „dass sie sich ihre« fcntsclMMa QtasU«, i. £. Uennft N. M N. hia* 
terksseoe Wittwe ichreibe". 

4) s. a. a a 846«. 
t 8)> a. 0. 8. m t 
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BeieliBla]id6| In FamOifliifideiooiniiiiBse, sowie in alles , was zum 
Namen und Land gdkSrt, ansgesohlossen sein Dagegen können 

sie die Privatgüter des Vaters, sowie die mütterliche, brüderliche 
and schwesterliche Hinterlasäenschaft ab intcstato erben. IVlit 
besonderem Eifer tritt ^lo-ior für eine genügende Alimentation 
Tiirht phcnbitrtiq'f'r Kinder ein"). Wenn er verlangt, dn.-> ihr 
N'atiT iiincii ciiirti dem Stande ihrer ]\Jutter ent.spi'eehenden Unter- 
halt gewähre , SU iist du.s ih-n allgemeinen Rechtsgrundsätzen ent- 
sprechend und nicht mehr wie billig. Moser geht aber noch weiter 
find verlangt, da&s den nnebenbfirtigen Kindern ein solcher Unter- 
halt ex territorio, also aneh von jedem Begierangsittchfolger, zu 
gewShren sei und «war simplioiter, d. h. ohne Kftohsioht darauf, 
ob sie ans dem Privatyermogen des Vaters oder von anderer Seite 
hinreichend vermögend oder wirklich bedürftig seien. Er bomft 
sich darauf, dass selbst die unehelichen Kinder eines Regenten in 
subsidium einen Ansprach gegen das Land hätten. £r ist aber 
überhaupt nnr für den Fall des Rrdürfnisscs einzuräumen und 
keineswegs di :m Lande ^[fgrnühnr anerkannt. Wenn Moser ferner 
die Analogie der ehenljüitigeu Tücliter heranzieht, die wie die 
nicht ebenbürtigen Kinder von der Snccession ausgeselilossen seien 
und doch Ansprüche au das Land geltend macheu können, su ist 
dieser Vergleich unglücklich gewählt, weil jene Töchter im Rechts- 
sinne aar hochadligen Familie gehören, was bei den nichtehen- 
httrtigNi Kindern nicht der Fall ist. 

Die erwähnten Folgen der Uissheirat^ sind practisch we- 
niger wichtig, weil solche Ehen meist morganatisdl, d. h. mit 
vertragsmässiger Regelung der Wirkungen, eingegangen werden. 
Für die morganatischen Ehen stellt Moser') weniger strenge An- 
forderungen auf, als die oben bei den Hausgesetzen erwähnten *\ 
Während er dort Bestimmungen, welche die Eiieu zwischen einen 
hochadligen Manne und einer Frau von niederem Adel liir Miüs- 
lieiraten erklärten, als nichtig behandelte, läßi>t er zu, dass solche 
Ehen als moigauutische eiugegaugen würden. Er unterscheidet 
also morganatisehe Ehen, welche aneh ohnedies Kisaheiraten sein 
wQrden, und solche, w^che ohne die morganatische Eingehnng 
ToUwirksam sein wtird«L Aneh in letsterem Falle verlangt er 
aber eine StandesungLeiehhüt der Gkmahlin*); swisehen hoeh- 

1) S. 849. 

fi) s. s. 0. 8. 640. 

D 8. 165ft 

4) S. 19 f. 

6) So btseieluwt Moser S. 166 sls aMtrimoniiiai ad moryanatiom eine üht, 4a 
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adligen Personen wäre also eine morganatudie Ehe tiiim5glibhy 
nicht aber zwischen einem hochadligen Mann und einer Frau von 
nied^m Adel, obgleich auch solche Ehen kraft Reichsherkommens 
nnrb Mosf»r standesgf^mäss sind. In letzterom Falle, also bei 
einer an sich vollwirksamen Ehe, muss aber der morrranati!«rl>e 
Vertrag vor der Eho gcschloiseTi f^om , weil sonst die Kinder ein 
unentziehbares Recht auf Vullwirksainkeit der Ehe gewonnen 
haben Auch kann ein solcher morganatischer Vertrag, soweit 
nicht daä Recht eines tertias compaciscens im Wege steht, in 
diesem Fall später wieder aufgehoben werden ; dann wird die Ehe 
sn einer ▼oUkonunen gleklien. Bei einer morganatisch <»nge§an- 
gen«ii| an sich nnstandesmlsslgen Ehe ist letiteres natiirlieh nicht 

§a Ueberblick. 

Naeh dieser TTebersicbt fiber Moser's Ansicht in Besag auf 
die EbenbOrtigkeitslehre werden wir angeben mOssen, dass Ffltker*s 
oben S. 7 erwähntes Urteil ftber ihn mindestens berechtigt war. 

Hoser's Verdienste auch om onsere Lehre sind nicht zu unter- 
schätsen. i>einem grossen Fleisse und seiner Erfahrenheit in 
pnblicistisehen Angelegenheiten verdanken wir eine getreue TTeber- 
lifferung eines grossen Materials und im Eimseluen nianclies ge- 
sunde Urteil. Aber ein tieferes VerstÄndni«!s des Kbenbürtig- 
keitsprincipcs , das sich allerdings nur durch ein Eingeben auf 
seine historische Entwickluiig gewinnen Hess, fehlt vollständig. 
„Auch hier genügt die Thatsache ohne ihren Geist und ohne ihr 
inneres Verständnis* *). Indem er seinen SiisserHohen Begriff des 
hoben Adeb in die Ebenbfirtigheitslehre hlneintnig, war eine Y er- 
•wirrnng unaosbleiblieh. Seine Entscheidmig der Hauptfrage, die 
BegrOndung des neueren gemeinen Herkommens sa Gunsten des 
niederen Adels, kann nicht befriedigen. Man hat wohl die Frage 
an^worfen , wie Moser dazu kam , in diesem Streit die Partei 
des Kaisers nnd des niederen Adels zu ergreifen. Estor ■) meint, 
seine LehrmListt-r in Tübingen, die jederzeit gut ritterschaftlich 
gewesen seien, hätten Moser diese Meinung eingeprägt Pätter 



oenlicb ein St&Dd des Reichs sich dae Penoa imihtWMis (sawsUta sodi sdeUcheiii) 
Staodu .... antraaeo lissei*'. 
1) a. a. a 8. 167. 

8) R. T. Mohl, Gesckiehte und Litt«rator der StaaUwiistaMhsftsa II 8. 410. 
8) Opuse. roJ. I psrt. 3 p. S$l. Asfdllbrt bti PBltsr» MsihsiiitSB & SM 
Aam. q. 
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besweifi»lt das wobl mit Sedhi Will maa nadi «uiem Grqnde 
sneboif so wSre «her daran an erinnem, das» Hobw bei der Ked- 
aerwaU im Jahre 1742 and speoiell bei der Abfiwsimg der Wabl* 
eapitiilaibn, in welche andi jene Stelle über die Miaslieiraien 

aufgenommen wurde, im DimBte Churtriers thätig war. Die geist- 
lich n r'hnrfürsten trattti mm grade bei den Verhandlungen über 

jene Stolle für dm niederen Adel ein. Diese An.srluuinng^ seiner 
Umgebung wirkte vielleielit nnwillkürlieh auch auf Moser ein. 
Die Vermutung einer absichtlich tendenziösen Darstellung wird 
man bei dem ^ehrlichen Moser~ weit von sich weisen müssen. 



m. »1« JLeJire rw der Bbenbflrtigfcelt M J. St» Pfltter. 

§ 9. Allgemeines. 

Eine ganz andere Anffassung unserer Lehre als bei Moser 
finden wir bei Fütter. JCan hat oft Vergleiohe zwischen ihnen 
angestellt, zu denen ihre verschiedenen Lebensumstände ebenso 
wie ihre verschiedene Stellung in der Wissenschaft allerdings 
auch grossen Reiz bieten. Auf der einen Seite der in den ver- 
schiedensten Lehensstellungen umhergeworfene Moser , der durch 
seine allzugrosse Ulfeuheit überall Anstoss erregte und ijich be- 
sonders manchen Anfechtungen der regierenden Herren ausgesetzt 
sali ^ auf der anderen Sdte der voreichtige Fütter, welcher Uber 
60 Jalire als Professor In Güttingen wirkte mid dessen Yorlesun- 
gen mid Umgang von Fürstmi ond Orafoi mit Vorliebe gesneht 
worden*). Anch in der Behandlung der Ebenbürtigkeitslehre 
sehen wir die verschiedene Art ihrer wissenschaftlichen Thätig- 
keit: „Pütter's Ordnen und Moser's Sammeln", wie R. v. Mohl") 
es treflFend bezeichnet ; bei diesem eine Anhäufung von Materialien, 
hei jenem eine bis inn Klein^tr gehende systematische Ordnung 
des Stoffes nnd eine gründliche Verarl)öitnng desselben. 

Fütter sagt selbst, dasij er stets eine V(jrliebe iiir das deutsche 
PrivattÜrsteurecht gehabt habe*); auf diebeni (Tcbiete liegt auch 
unstreitig seine Hauptbedeutung. Die Ebenbürtigkeitelehre, diesen 
so wieht^pen nnd yitl omstrittenen Fonkt dea dentabhen Privat- 
fOrstenxechta, hat er in Taraohiedenen seiner Schriften behajidelt. 



1) F. FreosdorfT, Art Pflttor in A. D. B. Bd. S. 7Mft 

S) e. s. a a. m 

Q SdbslUQfnvUs I 8. IM. 
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Die GrnndiStse d«F Ldm ja MiBen »Primae Uneae juris piivati 
prindpiim gpeoiAtim Germaniae' (§ 83—26. S. 89—66) 1. ed. 1768, 
and in der „Historisehen ISntwicklnng der lieatlgen 8taatmr> 
fassnng des Tentsohea B^bs« Th. 3 (1787) S. 22 ff. ; einige Fra- 
gen des Gegonstaiul* 'S in seinen KechtsfäUen (Bd. II TIl 2 S.B21 ff. 
vom Febr. 1770; Bd. lU Th. 1 S. 22 und 98 f. vom Nov. 1776} 
Bd. III Th. 3 S. 794—799 vom März 1773 nnd S. 700 ff. vom 
März 1780) Selhständij^e ]\[ün()^rapliieen über unsere J>ehre 
enthalten zwei Werke nns der letzten Zeit seiner litterarischen 
TliätijLfkeit: „Ueber den Unterschied der Stände, besonders des 
hohen und niederen Adels in Teutschland vom October 1795 und 
„Ueber Missheiraien Teutscher Fürsten nnd Grafen", April 1796. 

§10. Entwicklang der G e b u r t s s tände und Begriff 

des hohen Adels. 

Da es für dae Verstlndiiis der Ebenbfirtiglceitsleiire vor allem 
daranf ankam, den IJntersdlied der Gkbnrtsstände in seiner hi« 
storischen Entwicklung festzustellen , so beschäftigt sich Pütter 
annächst mit dieser Aufgabe'). Seine leitenden Gesichtspunkte 
sind: Bei den Deutschen bildete sicli , wie bei jedem Yolke. wel- 
ches sieh /n einem Staatsvolk zuBammennjeFtphlossen hat, ein Stan- 
desunter.sehied nicht nur zwischen Freien und Unfreien, scndom 
auch zwischen den (lemeintVeien, den Unterthanen, und den Herr- 
schenden. Sobald die Macht der letzteren erblich geworden war, 
seUossein sie sich an einem besonderen G^bnrtsstand, euiem 
adeli ab; ein soldier existierte schon zur Zeit des Tadtos*). 
Diese drei Stünde (die Herrsehenden, Freien nnd Unfreie) ent* 
wickelten sich in der Weise, dass aus den Unfreien der spätere 
Banemstand erwuchs*). Die Freien dagegen teilten sich; die 
einem sogen in die Städte, trieben dort Handel nnd Gewerbe nnd 



1) Die erste Sttile (Bd. II Tb. 2 S. 521 fr.) enth&lt ein Responsam in pancto 
matrimonii ioaeqoalia tiri nobilis piim femina civica. m Nimen der Qöttingiscben 
Facultät abgefatst. In Bd. III T h. 1 S. 22 u. 98 f. sind einige Stelleo aas einem 
BetpoaaaiB in Sachea der llarqaise tob Fsvrst gegen den Fttcstaa too Aahftll- 
Schannbiirg wichtig. DiMfls Miwle lU« lelsiMi baldsa Baipoass B4 lU Hu 8 
S. 794 fr. über die Missbeirat eines Reicbsgrafen mit einer Person vom Adel, 
and S. 799 ff. Ober die StandesTnässigkeit der Ehe aviielMn farftliohen und oMgrK- 
lichen Persooeo, sind privato nomine abgefasst. 

i) Audi Ultalieiralan & S47ft 

8) üeler deu UnMncUsd Stlads 8. 87. 

4) a. a. 0. & 84. 
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vernmchten sich vielfacli mit unfreien Elementen ; die Andern 
dage<^en. dl«^ Freien auf dem Lande, führten ein ritterlicbos Loben 
and hielten sireiif? auf Verbindungen mit nur freien Leuten '). 
So schlössen sitb die letzteren, vor ancui durcb Einfülirun^ der 
Ahnenprobe als eines Erforderuis>t>eH , um in Ritterorden und 
Stifter SU kommea, zu em«ia Stand Über den Fieieii in den 
Städten, sa einem niederen Adel, ab. Trotsdem Uieb der Unter- 
schied swiaeben dem alten herrecbenden Adel ond diesem nnr ans 
Freigeborenheit entstandenem Adel besteb^a nnd zeigte sich be- 
sonders in der !^Iinisterialität*), einem Dienstverhältnis, in welchem 
der niedere zu dem herrseb enden Adel stand. Den uralten herr- 
schenden Adel aljer bibb teii die Vorfahren der späteren fürst- 
lichen und grädichen (Trcseblecbter. Die Besonderheit <ler deut- 
schen Staatsverfassung brachte es mit sich , dass diese Heri-scber 
in den einzelnen Staaten in Beziehung auf ganz Deutöchland einen 
gemeinsamen Stand des hohen Adels bildeten'). Nach Ausbildung 
der Reichsverfassung setzten diese hoohadligcn Familien einen 
Hauptgrund ihrer Erhabenheit darin, dass sie als BeprSsentanten 
der Nation anf den Eeiehstagen Sitz md Stimme hatten^). 

Die Sraptsacbe, worauf es PQtter bei dieser TTntersuobnng 
ankam , ist offenbar die Ffihmng des Nachweises , dass der hohe 
Adel von jeher einen von dem niederen Adel ebenso wie von dem 
Bürgerstand getrennten Geburtsstand gebildet habe"^). Aber so 
einfach nnd principiell , wie er die Entwicklung darstellt . wird 
sie nicht erfolgt sein. Vor allem steht jetsrt wohl fest, dass kein 
Zusainnirnliang zwischen den alt^j^ernuuiisclicii nuliiles und dem 
späteren hohen Adel vorhanden war''), Jsuudeiu ditöer sich erst 
mit der Ausbildung der Territorialhoheit im 13. Jahrhundert als 
ein besonderer Greburtastand abschloss. Aber Pfitter kommt doch 
auf das Richtige heraus, wenn er den prinzipiellen Unterschied 



1) a. a. 0. S. 53 ff. 

2) a. A. 0. S. 79 f. 

8) Minbciraten 8. S48: «ntotand fBr gaot Teotiddand Brbadel , der in 
jeden Lande is leioer Art das war, was in Königreichen Erhabenbeit des Mo> 
narcben ; dazu gehörten die Vorfahren iimcrer jeUigeu fftnüiobea ood griflichen 

rekbsstäodischea Heuser". 

4) Uaterscbied der Stände S. 80. 

5) MtaMratin 8. 8(0: mTd der Saebe eelbit baue der FQnteints&d oder 
jetxt sogeoaimts höbe Adel arik den niederen Add nie einerlei CMmrtKtnad sas- 
Mnaehi'*. 

6) Heuler, Institationeo des deutachea Frivatrecbtt I § äöf.; Bmaoerp 
dentiche Beobtegesclklcbte I { 88. 
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iwischen dem hohen und niederen Adel betont und nU Grund die 
liemcheiide Stdlang des eratoreii und die JUnist^rialität des 
leiitem^ beirTorbebt. Und yor aUem gewinnt Pfttter von yoine 
hntm emen festen Betriff des bohen Adels, der bei Koaer g8iuB< 
lieb fehlte. 

Zwei Erfordernisse sieht Pütter offenbar als Bedingung für 
die ZiigebÖrigkeit zam hohen Adel an : don Besitz eines reiolis- 
unm ittelbaren Territoriums und die Reichsstandschaft *). Durch 
da8 erste Erfordemiss unterscbciden sich die bocha(lb*2;on Piimilipn 
als die Herrschenden von allen Unterthanen in ihrem Laude. Ks 
ist charakteristisch für die ganze Barstellung unserer Lehre bei 
Pütter, dass er den deutschen hohen Adel durchaus den souveränen 
PMnilien in auswärtigen Staaten gleichstellt Durch das Erfor- 
demk der Territorialbobeit sebliesst er die Personaliaten, welofae, 
obne Laadesbob^t za besitsen, Site nnd Stimme auf dem Reiidhstag 
baitea*)i doreb das der Beidbsstandsobttft die Reicbsrittersebaft 
ans, da sie zwar r^chsonmittelbare Gebiete, aber nicbt Sita nnd 
Stimme im Reichstag baite. Ebenso folgt daraus, dass ein Bür- 
gerlieber oder ein Herr von niederem Adel, der vom Kaiser in 
den Grafen- oder Fürstonstand erhoben wird , dadurch nicht in 
den hohen Adel, der sich keineswegs auf den blossen Titel n;ründet, 
versetzt ist'), während z. B. ein Graf, der als Realist in einem 
gräflichen Collegium Sit?; und Stimme hatte und dann in den 
Fiirstenstand erhoben ist, durch diese Erhebung nur einen höheren 
Sang in seinem bochadligen Stande erbÜt*). Ancb der Unter- 
schied, welchen Pfttter swiscben alten nnd neuen Fürsten macht, 
ist biet* an erwSbnen, da er bei ibm aneb in der EbenbOrtij^eits« 
lebre eine Solle s|ddt. Unter alten Fürsten Terstebi Ptitter naeb 



1) Aaf die letztere legtPQtter da« Hauptgewicht« z.B. Miaibeiraten 8. 890 ff.« 
doeb T«rk«imi er aoch ebenio wie ediie Zettgenoms dieHmpteidte: die nnfnie 
Berkiuft der Ministerialen (vgl. Freasdorff, zwei Briefsamml}^!). des WdfcBBtt* 
•enais in den Nacbr. v. d. Gesellschaft der WisB. Gött. 1893 S. 310). 

8) Unterschied der Stände ä. ai : „das Wesentliche des wahren Vorzuges, 
den TeuUche Farstcn und Grafen nicbt nur als TeoUche Reichutlode, •oodern 

stuii ii^ieh tis milure Begenten aiier Land nod Levle hsttea **; eben- 

d«rt S. 114; 18«. Missheiraten S. 330. 

3) Unterschied der Stind« & 861; 76 f. 

4) a. a. 0. 8. 143. 

5) a. a. 0. 8. 116: „So wenig sind diese Standeserhöboogen Termögeod ge- 
weieii, irgend einige Realität des nur dem Xsawn sseli diunit enrorbOMn Mham 
Btaadss sa bewlikss**. 

Q s. a. 0. 8. mt 
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dem Vorgang Moser's ') diejenigen , welcbe schon im Jahre 1582 
Virilstimmen im Reichsfürstrarat hatten ; als Grund giebt er an, 
dass seit jenem Jahre kai.serHche Statideserhöhnngen nicht mehr 
den Erwerb von Sitz und Ötiuime im Fiirstennit ohne Weiteres 
zur Folge gehaht hätten. Für die alten und neuen Grafen fehlt 
ein solchen hestiiumtes Unterschcidnngsjahr. Nun i^t aber wulü 
zn l>eao1iteii, daai Ptttter, wenn er von neuen Ffinten mid Grafen 
spricht, darunter eelir liSofig nor die sogenannten Titolaritirsten 
und -grsfen ▼erstellt'), welche allerdings die Hauptmasse der seit 
Ende des 16* Jabrlranderts in den Grsfen- oder FQrstenstand 
£rhohenen ausmachten. Biese stellt er als zum niederen Adel 
gehörig den reichsständisclien ITiiusern scharf gegennher. Dagegen 
die neufürstlichen und neugräflichen Familien, welche sich im Be- 
!=if'/ von Lanrlf^^li.iheit und Reichsstandsrliaff befanden, rechnet 
i'ütter ciffenl)!!!- mit zum hohen Adel, w* nn er auch einen ünter- 
schied zwischen ihnen und den alirt'icli.s.standischen Häu.^ern nicht 
verkennt"). Vollende darf man das, was Piitter an einigen Stelion 
von neuen Fürsten sagt, keinesw^s auf die neufürstlichen Fa- 
nilien beneben, welche vorher dem alten Bdoh^grafimstand an- 
gehörten. 

§ 11. Entwicklung der Grundsätze 
über M i 8 s h e i r a t e n. 

Nachdem Pütter so den einen Grundpfeiler seines Systems 
aufgerichtet und gezeigt hat| dass der hohe Adel von vorne herein 



1) Dm Yerdientt) die Uutcrsrheidung zwischen alten und neuen Färsten hU 
storisrb narhgewiesen zu bal<f n , gebührt J. J. Mnct r uinter anderen „Von des 
teuucben Reichsstftndeu" S. 537— &öO)i bei ihm kouiuit der Daterschied flkr ua« 
sm Lehre aber aidit in Belraeht, Bei PQtter dnrftbert Initiüitionw jnrit pn> 
bUd gera. | 78 t.; Untencbied der Stilade 8. 116 E 

S) Missheirateo S. 4f)5 ff. ; 4G2. 

8) Naeb PQtter, Untorschieil der Sl&nde S. 140 ff., sind unter den neofürtU 
liehen Familien zu unterscheiilen: 

s) Venfllretl. Fwilleo in engeren Sinn , «elcbe lelt U88 TirltitiraeB 
in Ffirsteorat erhalten haben. Diose louinen sein 
«) Altgrafliche Familien, 2. B. Hohenzollern. 
ß) Früher dem nicht reichast&ndischea Adel Angehörige Fa- 
nOiea, 1. B. Liehtemtain. 

b) Veoitoil. Himer, die Ivets des fintentitels nnr an Cm i e t i finn s a 

in einem GrafencolleR teilnabmcn, z. B. Lippe. Dieee fecbast P. 
„in sensti jaria pnblici" ?.n den Grafen. 

c) ^eue Fursien, die nur deu liiü oiuie KetchscUttdAdmit haben. 
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einen besondern Geburtsstand gebildet habe, sucht er weiter nach- 
zuweisen . dafs dieser Geburtsstandcauntorsehied aucli öttts eine 
Ungleichheit der Eben mit sich gebracht habe, liei der Aus- 
fBhnuig dieaes Nachweises ist er in einen Fehler verfallen, welcher 
mit der erwftbnten ZnrücIcflUirung des hoben Adels aaf die alt- 
germaiuBohen nobiles xnsainmenhjfngt. Schon snr Zeit der alten 
Yolksrechte sollen die Ehen der Adligen, also der Herrsohenden, 
mit den gewöhnlichen Freien, ebenso wie die der Freien mit den 
Unfreien, als Missheiraten angesehen und demgemäss behandelt 
sein Pütter giebt zwar zu , dass in den Volhsrcchten nur die 
Ehen zwi>=chen Freien und ünfroien n!s verbfiten und strafbar 
bezeichnet seien, aber er vermutet , dass man die Klun zwisclun 
den Edlen und Freien nur deshalb nicht erwähnt habe, weil diese 
für den einzelnen Volkastamm weniger in's Gewicht gelallen 
seien *), eine kaum berechtigte Vermutung, da die Volksrechte iui 
Allgemeinfin von den Edlen keineswegs schweigen. Vor allem 
stfitst Fflttex seine Annahme anf die bekannte Stdle der trans- 
latio St. Aleacandri ans dem 9. Jahrhondert*). Es ist aber sehr 
bestritten, wie weit man diesem Bericht Glauben schenken darf'); 
im besten Fall wird er den Beweis eines Sonderrechts bei dem 
sächsisclien Stamm liefern, bei welchem der Adel noch am längsten 
eine l»eJeutendere Rolle spielte^). Neben dem Schweigen der 
Volks reelito liisst auch die Praxis bei den Vermählungen der 
herrschenden (Tcschlcchter jener altern Zeit erkennen dass man 
die Ehen dieser mit den andern Freien keineswegs als Missheiraten 
betrachtete, wemi die ersteren auch naturgemäss die Verbiudungeu 
mit andern regierenden Familien vorzogen. Ebenso wenig wie in 
der ▼ormittelüterlichen Zeit in Dentschknd ein Gebnrtsimter- 
sehied zwisehen den Terschiedenen Klassen der Freien anerkannt 
war, ebenso wenig gab es awischen ihnen rechtHch unvollkommene 

1) Missbeiraten 8. 7 ff. 

2) a. a. 0. 8. 10. 

8) P. mtniflniit «ie det hittoria eedtalaatiea du Adam tos Braneo IIb. I 
ctp. 6. MiMbeiraten 8. 18* Anm. p. Die Aufeeichnong Rtamint aas den 

Ktoster Fulda und wird jptzt nach ihrem Yerfiieeer Rudolf und geinfni Fortaptzrr 
Me^riubanl cittrt; Mon. Gorm. SS. II 675 ff. Dia liier jjiUsrcuirende Stelle das. 
S. 676, abgedruckt hei Kraut g 41 u. 1. 

4) Zoepfl, Über Hiuhflirslsn 8. 4 Anii. Naeh einifea soll aich die Straf* 
drohuog nur auf Ehen zwischen Freien und Unfreien beziehen, so Hcodar, In* 
•titationen I § 38 Anm. I ; eine andere Ansicht bei Braoner Q 82 AoB. 18. 

5) Beaeler, denUcbes Priratrecht II g 176 Ajub. 2. 

€) H. Sflinlsei, llrenftlf» ud FaMflisorsdit der Uteslen germanisdiaii Ka> 
»i ^ fl tt ur M tfMw ta dsr Ti^üttMh tta RfuhttjurWiTlrtt IM. TU 8. 828ffL 



^ Kj . d by Googl 



fi9 ^ 



Ehen. Der erste Irrtum riitter'ö häugt niit stuiu-m zwciifu nuLe 
znsammen. De« Weitereu mohi Pütter ansznf übren , dass auch 
im Sachsenü^^tiegel die Geltung des Kbenbüitigkeilbpriiicipeti tür 
die Ehen swuclum den verschiedeneiL Ständen der Ereiw anw^ 
kannt sei Die BeBtimmungen des Saeheenspie^eis haben grade 
ia dieser Besiehaiig za manchen ConiroTersen Anlass gegeben. 
Andi Fttttor meint Ton tdhiem Standpunkt ans, dass «der Gom- 
pilator des Sächsischen Landreehts hier, wie an mehr anderen 
Stellen, von EinHussen des canonisohen und rnniisohen Bechts 
schon nicht ganz frei geblieben" sei. Im Allgemeinen aber 
dürfto jetzt doch festj^pstellt sein*), dass der Sachsenspiegel auch 
hier den älteren Standpunkt vertritt und dtki Eljcnbürtigkeits- 
prinzip für die Ehen üwiachen den verschiedenen Ständen der 
Freien, welche er unterscheidet, wenigstens fiir das Landrecht 
nicht anerkennt. Im schwäbischen Landrecht finden wir dagegen 
die Semperfreiea als voUkononen ahgescUossenen Gebnrtsstand 
and das Ebenbflrtigkeitsprinzip für ihre Ehen in voller Mtung^}. 

Wenn Flitter aber auch irrtümliche Ansichten Uber die Ent- 
wicklong des Ebenbfirlagkeitsprimdps in der filteren 2eit hatte, 
so kann man ihm daraus nicht mit Zoepfl ^) einen grossen Vorwurf 
machen nnd ein Hineintragen vorgefasster Ansichten in die Quollen 
schuld geben. Die Irrtümer Pütter' s waren naheliegend und ver- 
zeihlich; noch viel später haben andere bedeutende (Telchrte ähn- 
liche Ansichten verteidigt"'). Auch lühlte Putte i- . da^^s die filten 
Quellen, weh !ic nur von Ehen zwischen Freien und L'nireien 
sprechen, keineswegs einen sicheren Beweis lieferten für die Ehen 
zwischen den verschiedenen Ständen der Freien, duBH man daraus 
aber wohl ein allgemeines „odiom matrimonii inaeqnalis muveree 
genü nostrac pruprinm* «iktnehmen kSnne'). Wenn er dann 
veiter ausfahrt, dass sich dieses odinm anf die Yerbindnngen 

1) III 72 „bass geboren" ist uiiricblig uiit: niedriger geboren öliorsetzt 
(Misskeiratea ä. 354 AnxD. r), wiJireiui «• grad« umgekehrt; bewer, hoher g»> 
boren beissL 

2) s. «. 0. 8. 80. 

8) R. Schröder, zur Lehre von der EhcnlMirtigkeit oMh den 8tehMB»piagel 
iu der Zeitschrift für Rechtsgeschichte ]U\ II! S 4G1 ff. 

4) Sehwäbiaches Landrecbt c. 7Ü (LaMbcrg) : ez ist oiemen Semper vri waa 
im vster nni «loMr md itr vsur ued dtr isiMtsr tm ^M t fri «iisa. 

6) MiMhsizalMi 8. 11 «ml loiM. 

6) Säs'igny in soiuem Beitrag zur Rcchtsgescliicbte des Adels im neoeren 
Europa {183G) verteidigt die ursprQnglicbe Geltung des Ebeabürtigkeitsprinzips 
für die £beu des Adels mit anderen Freien bei den germauitcheo ätAmmea 6. 

7) Ptimse liasie j. privati prinoiposi & 6S. 

I 

t 

i 
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zwischen dem iiohon und niederen Adel wegen der Ministerialität 
des letzteren ^) übertrug, so wird man ihm davui für das spätere 
!M.ittelalter nur beistimmen können. Schlots »ich seit dem 13. 
Jahrliaiidert der bolie Adel als ein beeooderor Gebnrtsstand ab 
und fSuid das Ebenbürtigkeitsprinzip seitdem Anwendniig auf MUie 
Eben mit anderen Freien, so lag kein Grand vor fOr den niederen 
Adel dne Ansaabme ansaerkeonen, siintal er docb stim grossen 
Teil ans den Ministerialen d. i. msprünglidi unfreien INenst- 
mannen bervorging nnd also neben freien unfreie Klemente in 
sieh barg. 

§ 12. Erhaltung des strengen Ebenbllrtigkeits- 

prinaips. 

Des Weiteren sacht Ptttter aossiifäliren, wie siob im Gegen- 
satz zu dem alles überflutendem römischen Recht das Ebenbfbrtig- 

keitspi inzip für die Ehen des hohen Adels erhalten habe. Er 
tritt dabei wie überhaupt in seinen Schriften die Ansicht, dass es 
r.weierlei gemeines Recht in Deutschland gäbe'), einmal das römische 
und dann das deutsche, welches wesentlich aus ( Tewulinheitsreeht be- 
stände, im Uebrigeii aber als gemeines liecht dem rümischcn voll- 
kommen gleichwertig sei. ralscli sei es , das deatsehe liecht nur 
als eiueu usUd uioderuus ale» Abweichung vom römischen Hecht 
an betrachten. Allerdinga sden die meisten dentschen Rechts« 
institnte dem römischen Recht nnd dem Uebereifer der rSmiseh- 
reditUoh gebildet«! Bechtsgelehrten snm Opfer gefiillen. Aber 
gerade dem hohen Adel sei es gelnngen*), kraft der Stelinng 
seiner Mitglieder einmal als Territorialherren in ihrra L&ndem 
ttnd dann als Ileichsständcn im deutschen B>eich» olme deren Ein- 
willigung kein neues Reicli.^gesetz t-rlassen werden konnte, in 
seinem Privat fürstenrecht seine alten dentschen Rechte und Ge- 
wohnheiten zu erhalten. So enthalte auch das Ebonbiirtii^keits- 
prinzip deutsches gemeines Recht für die Ehen der hochadiigen 
Personen; das römische Recht komme darauf also nicht einmal 
als subsidiäres Recht zur Anwendung^). 

Im Ebisebien geht Ptttter dann die FfiUe dorefa*), in welchem 



1) KWhdnilm 8. SM. Avoh BMhuailt U. HE Th. t B. 604 a. 7. 

2) Beiträge zum t. 8taatf> und Fttnrttoraslii II S. 68ft 

8) Beiträge 11 S. 7y f. 

4) Beiträge US. 112; 161. MiMMratea & 193. 

9) Beiträge n S. 114. 
f) H'rrM'iiltTT 8. ttft 
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sich reichsständi.sclR' Herren mit ])anien unter ihrom Stande ver- 
mählten. Es würde jsa weit führen, ihm überall zu folgen; 
manche Fälle sind bestritten nnd wegen der besonderen bei ihnen 
in lietracht kommenden Verhältnisse aaszascheiden. Im Ganzen 
aber gewinnt man den Eindruck, da«» das Ebeubürtigkeitsprinzip 
im hohen Adel lebendig blibb. Bas feigen die Streitigkeiten, 
wvldhe aeh fest an jede MIsBheirat knftpften, zeigen die Standes- 
erh5hmigen, am weldie man in solchen Fällen nadmisadien pflegte, 
seigt die morganatische Eingehung vieler solcher Ehen, zeigen 
vor allem die Han^esetie, durch welche die hochadligen Familien 
ihre Rechte zu wahren suchten. Alle diese €bände erbringen 
keinen anumstöasliohen Beweis, aber Pütter war ganz im Recht, 
wenn er von dem einmal eingenommenen Standpunkt aus dturin 
ein Fortbesteheji der alten Ebenbürtigkcit.>grun(lsätze erkennt. 

In seiner Hespreehung der Wahlcapitulation von 1742 kommt 
Putter ebenso wie Moser zu der Ansicht, dass unter den „un- 
streitig notorischen Missheiraten'* nur die Eheu zwisschen Herren 
aus reichsständiechen Häusern nnd bürgerlichen Damen zu ver- 
stehen sden Aber er bemerkt mit Redit, dass man es habe 
nnentsehieden lassoi wollen, ob auch die Ehe eines solchen flwm 
,mit einer adeliehen Ehegattin fUr eine IGssheirat sa halten 
sey*"). Die Entscheidung dieser Frage bildet den Hauptinhalt 
sdnes Werkes über die Missheiraten. Vor allem sucht er nach- 
zuweisen, dass sich dei- ursprüngliche Geburtastandesunteraohied 
zwischen dem hohen und nit-dern Adel erhalten, nnd ein neues 
H'M-kommon l)ezüglich der Ehen mit den letzteren, wie Moser es 
behauptete , nicht gebildet habe. Als JCrf'ordernis eines solchen 
verlangt er eine stillschwei^^ende RiuwiUiguiig des gesamten liohen 
Adels'). 8 Wenn auch noch so viele Häuser in jenem Fülle (seil, 
für das neue Herkommen) wären , und nur ein einziges darauf 
befaarrte, den alten Grundsätzen des Tentschen Fttrttenrechts treu 
zu bleiben, würde mau diesem wider seinem Willen das Gegenteil 
nicht aufdringen kOnnen" *), Auch die Urteile der Beiebsgeriohte» 
wekhe für die Standesmissigkeit der Ehen zwisehen hohem und 
mederem Adel spreeheu, konnten kein neues Beeht begründen*}. 

1) Missheiraten S. 821 f.: dabei betont er, dass die Wablcapitulatioo kein 
Mass Becbt geacb&Seo habe, sondero our eine BMt&Uguog de« alten Herkommens 
«BÜiAlte. 8. m Aeeh Baohtaai]« Bd. m Tb. 8 & 818 | 18 1 
Mlnbeiraten S. 828. 

8) a. a. 0. S. 409 i Prinae linise 8«. 

4) S. 410. 

5) t'nmac iiuao S. 56: „nec euiiu suläcit uouni alterumve jadicatuia ca«- 
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Denn das ist eine Rechtsfrage, in welcher Kaiser nnd Rpich noch 
nicht einig sind. .Gesetzt, nnn, die Reichsgeiichte sprechen nach 
dem Sinn und zum Vorteil des kaiserlichen Hofes; — worden 
tolohe Urteile das Recht salbst auf jene Seite leiiken? So 
würden Gkrichte sn Gesetsgebran werden**). Jene FSlle, auf 
welche die Gegner sich ttfttsten, würden nnr ein Herkommen fBr 
die einseinen Häuser haben bagriinden kennen. In dieser Be- 
siehang macht Pütter einen wichtigen Unterschied zwischen den 
altfUrstlichen H&nseni einerseits and den nenfürstlichen und gräf- 
lichen Häusern andererseits. Inbetreff der altfürsfllclien Häu.ser 
nämlich leuj^iet er überhaupt, dass in irgend einem von ihnen 
ein Herkommen zu Gunsten des niederen Adels entstanden sei 
Die Fälle, in welchem thatsächlieh Kinder ans Ehen mit Damen 
von niederem Adel zur Succession gekummen seien, hätten nur 
wegen besonderer Umstände, weldie die Agnaten veranlassten, 
keineii Widec^mch zu erheben, diesen günstigen Ausgang ge- 
nommen. Ans ihnen d&rfte man daher kein Herkommen ableiten 
wollen. Hier führt Fütter anch den wichtigen Gnmdsata der 
EbenbOrtigkeitslehre an , dass , wenn einmal eine ftirstliche Ehe, 
die an sich ein« Missheirat sei , Ton den Agnaten als vollgültig 
anerkannt wäre, man den Nachkommen ans dieser Elie nicht mehr 
den Vorwurf marhen könne, fie seien ans einer I\Iis.sheirat ent- 
sprossen*). Die letzteren sind deswegen nicht verptiiehtet, auch 
ihrerseits solche Ehen wie jene, aus der sie al)stanimeu und welche 
durch besondere Einwilligung der Agnaten vuliwirksam wurde, 
für die Folgezeit als standcsroässig anzusehen. 

WSbrend PUtter so für die altfdrstlichen Familien allgemein 
das Festhalten an dem streiigan Ebenbürtigkeitsprinzip behauptet, 
erkamit er dagegen an, dass bei manchen grSflichen nnd nanfürst- 
Ikhen Familien die £3uni mit Personen von niederem Adel kraft 
eines milderen Herkommens standesmässi-,' .seien <). Aber es ist 
wohl an beachten, dass er auch für diese Familien ein allgemeines 
Herkommen an Ghmsten des niedern Adels nicht zugiebt. Er führt 
vielmehr aus, dass der alte Grafenstand mit dem alten Fürsten- 
stand ganz gleiche Grundsätze gelnilit habe, dass aber infolge der 
StandeserbÖhnngen, durch welche einerseits viele der alten Grafen 

ssvmi) quo, quMS olirt s w i lst , • quwm fMto pfoflaierH, tsis ptnm evnti 
polnit aateiumia fAmiliannn illustriuaP ^ 

1) Beiträge zum Teutschen Stssti- a. FttxsttBnekl H Wk 

2) Misshcirateu S. 411 ff. 
8) MiMb«irateo S. 414. 

4) & s. a & 4Wft} SMMült Bd. m mf. 
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zu i'uräten , andererseits viele Adlige zu Grafen geworden seien, 
der Unterschied zwisolien dem Grsfimstaiid und dem niederen Adel 
▼erwisoht «ei. In maaebfin Gegenden erkerntten die Grafen die 
Beichsritier als siandeai^eioli an, in andern aiOie man melur anf 
die ZaU der Ahnen als auf wirklichen hohen Adel. Aher „wenn 
gleich alle gräHiohe oder auch neufiirstliche "HMaaeT in Sdiwabcn 
nnd Franken VermKhlungen mit Adeligen für stendesmässig gelten 
lassen, so kennen doch die Wetterauischen Grafen dabei beharren, 
sie in ihren Hänsern als Misaheiraten anzusehen" '). So kommt 
Pütter zu dorn Schlüsse , ein gemeines neues Herkommen lasse 
sich nicht beweisen; vielmehr sei zn untersuchen, ob in dem ein- 
zelnen gräflichen Üause sich ein solches gebildet habe. „In jedem 
altgräflichen und neufürstlichen Hause, wo durch Beispiele und 
Hanegeeetae noch nieht das Gegenteil gebilligt ist, würde ich es 
noch immer als die Regel ansehen, dass Heirate mit Personen 
vom Adel allerdings Misshdratm seien* (Uissheiraten S. 444}^. 
An einzelnm Haosgesetsen nnd anderen Eennaeiohen sucht Ptttter 
auch noch zu zeigen, dass onter den Grafen und neuen Fürsten 
die Stimmnng den Verbindangen mit dem niedwen Adel keines- 
wegs günstig seL 

§ 13. Andere Grunde Pütters für seine Ansicht. 

Sein Resultat ') sucht P&tter noch mit manchen andern Gründen 
zn stützen. So führt er aus, dass Prinzessinnen, welche sich mit 
einem hocbadligon Herrn verheirateten, ihren G eburtstitel (Könio:- 
liohc Hoheit oder Durchlaucht) licliielteu, wälirend dieses bei ibrer 
Verbindung mit einem Herrn vom niederen Adel nicht der Fall 
sei; auch würden sie in letzterm Falle die übliche Fräuleinsteuer 
nicht erhalten*^. Ein sicherer Schiusa von den Ehen der hoch- 
adligen Damen anf die solcher Herren Ifisst sich aber kanm machen. 
ESs war sehr wohl möglich, dass man für die ersteren strengere 
GmndaStse festhielt, weil sie dnroh solche Ehen unter ihrem 
Stande an iluran Gemahl hinahstelgen» 

1) Hissheiratea ä. 443 f. 

2) So aach RecbtsfaUe IQ 8, 795. 

8) Aveh borilgUeh der Ebmbftrtigkeit inilindisdiw Fsnilieii M«11t P. die- 

selbeo strengen Qnindsätze auf uod betrachtet nur Ehen mit Mitgliedern solcher 
anslftndisr^on HiWiscr als standesgeraass , die ,,wie Tfutscbe Fürsten Land nnd 
Leute zu regiereu babeo". Auf die üerkuuft solcber liauser soll es dabei nicht 
aokominea, sondern die erbUche Regierung ganser Staaten soll „den Abgoug 
«shsbsstr Ahnis «NtssB«*. IBwhifaslsa a> «6fc 
«) Misihsfiatsa 8. 86«, m 

9 
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P. weist ferner danmf Mn, da«i die Elton swiidien Herren 
von hohem Adel imd Barnen von niedenn Adel meist morganatisch 
eingegangen wurden^). Er gebt davon au», dass eine solche ver- 
traggmäsgige Eingebung nur bei Ehen möglich sei, welche an sich 
Missli(üi-iiten wären, weil l»ei einer vollwirksamen Ehe die Eltern 
nü-lir durch Vertrag den Kindern ihr Saocession£recht nehmen 
oder beschränken könnten. 

Die morganatische Ehe hat darnach also eine Missboirat zur 
Vorausaetzung ^) , während ss. B. Moser (oben S. 21) die Anaicht 
Tertrat, dass der hohe Adel anch Ehen, welche an sich keine 
Hissheiraten seien, morganatisch eingehen kihmte. Die Contro* 
yerse ist anch heute noch nioht entschieden*). Ans der Ton Ffttter 
aqgemfenen Stelle des longobardisohen Lshenrechts II F. S9: 
xQuidam habens filium ex nobili conjoge — — aliam minus 
nobilem dudf , könnte man hdohstens das Erfordernis einer 
Standcsnngleichheit der Ehegatten entnehmen. Missheiraten im 
RechtKsinn zwi<?rben nohile.s und niinns nnhiles waren damals in 
Italien nicht anerkannt '"). Alter vs ht .sehr wohl mriglich, das*; 
das Institut der morganatiäschen Ehen in der Folgezeit in Deutsch- 
land , wo es nur lijr die Eben des hoben Adels noch („reltung be- 
hielt, ^icli auch dahin bescki'änkte, dass nur die Ehen des hohen 
Adels morganatisch geschlossen w^den konnten, welche schon an 
sich die Wirkung ▼oUkonmiener Ehen entbehrtm *}. Mit Becht 
betont Fütter, dass adlige Damen sich kanm so hSnfig bweit er- 
Uart haben wSrdeni für sidi nnd ihre Kinder auf die yollen 
Wirknngen ihrer Ehe mit einem Fürsten vertragsmässig zu ver- 
aichten, wenn solche Ehen nicht schon an sich als Hissheiraten 



1) Missheiraten S. 861. 

5) a a. 0. 8. 862: „das verneinende in Ansehung aller Ansprüche der 
Ehegatuu auf Stand und Würde des Getoabls, und der Kinder auf Staad und 
Word« des Tsi«rt, wir« von MllMt lelton in RecblM smgemMht. Nur dM b»> 
jsliemle, was sowohl Gtmahlia als Kinder vor Namen, Titel, Stand ondWappem 
fahren, und was üe aum Unterhah hsbaa aoUaa, erkaiMlit «ine fsrUepitwIg» 
Bestimmung". 

8) cf. unten § 27. 
4) s. a. 0. 8. 862. 

6) Brnnncr, Art. Morganat. Ehe (Holtzendorff, Recbtslexikon II 804) weist 
nacb, dass das Institut dadurch entstanden sei, dass die Kirche gewisse erlaubte 
Concubinate als Eben anerkannt babe, obne dass diese dadurch recbtiicb toU* 
virksane Elien geworden srisa. 

0) Dagegen geaUttete das Preussische Landrei^t II, 1 § 886 bekanntlidi 
allen Münncrn höheren Standet siii IsadeekenUfibtr JblMlttit die Ifimihiim 
einer Ehe zur linken Hand. 
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behandelt wären. Dass ein solcher Verzicht für die Kinder bei 
einer standesgenia's«f>n Ehe überhaupt unwirksam sein würde, wird 
man mit Pütter nicht von vorne herein hehaupten können. Eine 
dahin gehende Bel'ugni.s als ein Sonderrecht des hohen Adels wäre 
nicht unmöglich, wenn sie auch den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
widersprechen würde, wie das ja aber bei der ganzen Lehre von 
den Hiflsheirfttai dfir Fall ist. 

§14. Wirkung der S t a nd c s o r h o h ungen und 
Heilang der Missheiraten. 

Wbx der holie Adel ein dorch Beichsstandschaft und Landes- 
hoheit ausgezeichneter Qebnrtastand , so reichte eine kaiserliche 
Standeserhöhung nicht aus , um jemandmi in den hohen Adel zu 

versetzen. Legte der Kaiser also einer Dame ans dem Uürger- 
stand oder von niederem Adel den (irafen- oder ij'ürstentite] bei, 
öü gehörte sie doch nur ziun niederen Adel , ihre Ehe mit « inem 
hochadligen Herrn blieb eine Missheirat '). Wie aber wenn der 
Kaiser ausdi^ücküch eine solche Ehe iilr voUwiikäam , die Kinder 
Mis dneelben fBr aaeceeBioiiBföh% erklärte*)? Audi abgesehen 
Yon der Wahlcapitnlation yon 1742 lengnet Pfitter die Wirkeam- 
knt einer solchen Erkl&nmg überhaupt , denn dem Kaiser siehe 
das Becht der StandeserhÖhnng war usoweit an, als es Britten 
nidit som Nachteil gereiche, insonderheit ihre wM« i worbenen 
Keohte nicht berühre"). Die Bestimmung der Wahicapitulationen, 
dass der Kaiser nicht zum Nachteil alter Häuser neue Fürsten 
und Herren mit brihern Titeln begeben solle oder ohne Consens 
der Stände keinem Sitz und Stimme im Fiirstenrat verleihe (LR. A. 
§ 197), bestärkten nur, was sich schon aus der Natur der Sache 
ergäbe Dasselbe gelte auch von dem art. 22 § 4 der Wahlcapitu- 
lation von 1742. Und wenn unter ihren unstreitig notorischen 
Misaheiraten nnr Ehen mit bürgerHohen Personen sn veretehen 
■ind| so mfiaste nach Ptttter infolge der ans der Natur der Sache 



1) MistbdialHi 8. 456 ff. 

2) Es ist zn unterscheiden: 1) rino einfache Standeserhohung. Diese konnte 
richtiger Aoaicht nach Erwerb des hobeu Adels nicht mit sich bringen. 2) ein kai- 
aerlichea Diplom, velcbes eine Frau fllr ebenbürtig, eine £he fQr standesmässig, 
die Xiidsr Ar MMoeniQMftUg tAlIrlt s. dst Dipk« vra 1787 Ar die 
Kinder des Herzofi Aaton ülrlA tob SeohMl-HsIttfateil M PMler, Miie- 
beiraten 8. 247. 

8) a. a. 0. 8. 466. 
4) das. a 4»7t 
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sich pff^ebenden Beschränkungen der Kaiser auch die aus einer 
nicht notorischen Mis.sheirat entsprossenen Kinder (also aus einer 
Ehe mit einer Dame von niederem Adel) nicht für successionst'ähif? 
erklären können. Mit diesen Behauptungen durfte Piitter doch zu 
weit gehen. Bevor jene Beschr&nkungen des kaiserliclien Beckts 
in die WaUcapitalaiionen aufgenommen worden, ttUe der Sai«er 
es nnbeschränkt ans. In firflkerer Zeit konnte er sicker Sits and 
Stimme im Forstenrat verleiken^). Was kätte es ffir dnen Simi 
gehabt, dass man gerade bei Hisskeiraten so häufig imt ein kaiser* 
liches Dekret nachsackte, welches die Ehe für eine TOllwirksame 
nnd die Kinder für successionsfähig erklärte?*) Dass Pütters An- 
sicht von der rechtlichen Bedeutungslosigkeit solcher Dekrete anch 
starke G-egner hatte, zeigen die Streitigkeiten hei der Missheirat 
dos Herzogs Auton Ulrich von Sachsen-Meiningen, sowie die Ver- 
handlungen bei der Festsetzung der Wahlcapitulaliou von 17i2. 
Ist nach Fütter eine kaiserliche Standeserhöhung nur ausgeschlossen, 
soweit sie aom Nackteil Dritter gereicht, so stekt, warn die 
Agnaten fehlen oder ihre Zastimmang erteilen, einer Staadesec- 
kSkong der nnebenbürtigen Kinder nickis im Wege War der 
Consens der Erbberechtigten erteilt, so bedurfte es audi dner 
kaiserlichen Standeserkökung nicht, nm die Succession d^ nnstan* 
desmässigen Kinder zu ermöglichen, wenigstens soweit es sich 
nicht um ein Lehen handelte*). Moser dagegen verlangt neben 
dem Consens (U'r Krhbercchtigl en eine kaiserliche Standeserhühung 
zur Heilung der Folgen einer Missheirat ^). Nach Aussterben aller 
Erbberechtigten steht nach Piitters Ansicht der iSuccession uneben- 
biiitiger Descendenten nichts im Wege®). Mit dem Grundsatz der 
Ebenbürtigkcitslehre, dass die Kinder aus einer Misskeirat über- 
kanpt niekt anr kockadligen Familie gekSren, stekt das niefat in 
Einklang. Die Berafimg darauf, dass Hansgesetse und morganatische 



1) ßeispielo bei üeffter, die Sonderrechte dor souveränen und der inodiati- 
Birten vormals reicbsstaudiscben Uiaaer DeuUcülands S. U. 
S) Oben 8. 85 Asm. 2. 

8) SOflshcirattn S. 369, 871 : „Gesetzt endlich dicJaniftOt die der Saccessioa 
Onstandesmässiger Kinr!f>r zu widersprechen berechtii't wiiren, sind nid t n-ehr da, 
oder lassen von ikrum Widerspruch ab und geben viciiuelir üiro iflinwiUigung dazu, 
dass sie für ebcnbi^rtiig and successionsfähig erklärt werden; — so steht aucii 

d«r gauen KschkonuMiMelisfl «tser soldiMi Ehe, , alidaiin gar akhls 

mehr im Wege". 

4) oder eine ErbTerlirftdeniii( im Wege itood. MiüheiimtMi 8. 869. 

5) Oben S. 1& 
Q «t Aam. 8. 
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Verträge, die den tmstandesmägsigen Kindern häufig' ein solclios «ven« 
inelles Successionsrecht vorbehalten'), wenn alle ßerechtagieii sn- 
gestimmt haben, gültig sind, liefert keinen Beweis ; denn in solchen 
Fällen bernht da^j Sii«^fes8ion8recht der unstanflosTnäsf?ir!;cn Tvinder 
allein auf dem Vertrage,' ohne diesen wäre ea nicht vorhanden. 

§ 15. Hftnsgeseisliche BeBtimmungen. 

Besonderes Gewicht legt Pütter auf die Beatimmungen, welche 
in den Hausgesetzen der hochadligen FftmiHen Qber die Staxides- 
mSssig^eit der Ehen «ithalien sind*). Bas Recht der Antonomie 
fiber die FamülenTerhältnisBe betradiiet er ab ein altes Recht 
des hohen Adels, sn denen gehörig, in welchen der Kais^ nach 
der Wahlcapitulation die Keichsstände zn srliützen versprach. So- 
weit die üausgcsetze Bestimnrangen über Missheiraten enthalten^ 
fixi<»r(»n naoh Püttor's Ansicht nnr die alten. Kchon bestehenden 
Gewülinhoiton Kino kaiserliche Bestätigung^ der TTans-rxosctzo 
hält er nicht für ori'ordorlich, wie er in seinen Rechtsfitllen iBd. I 
T. 4 S. R9B. S^t4 und Bd. H T. 1 S. 47-51!, bei Besprechung 
eines TrucbhCbsischen und Limborgischen Successionsstreits eingehend 
begründet'). Wenn also der Kais«? vielfach Bestinunnngen, wdche 
Ehen zwischen Personen von hohem und meder«n Adel für Miss» 
heiraten erldfirten, sdne Bestfttigni^ Terweigerte, so konnte das 
die reichsstandischen Familien nicht hindern, trotsdem solche Be- 
stininrangen rechtsgültig zn treffen. Ob freilich jene Hansgesetze, 
denen der Kaiser insoweit ausdrücklich die Bestätigung versagt 
hatte, ohne Weiteres auch in den nicht bestätigten Stelle n als 
rechtsbeständif!: anzusehen seien, darüber lässt Piitter sich nicht 
ans. In Betreif de.s* Inhalts der Hansgosetze hält er os für ?:n- 
lä.ssig. einen hoehadligen Herrn, welcher eine Missheirat eingeht, 
seines eigenen Erbrechts für verlustig zu erklären. „Dieses scheint 
wider den Grundsatz anzustossen, vermöge dessen in imsem 
reichsstSndischen BSnsem das Recht der Erbfolge jedesmal 
vmnittclbar vom erst^ Erwerber herznleiten ist, nnd dess«i 
rechtmSssigen ebenbürtigen Kachkonmien nicht «itsogen werden 
kann. Dodi kSmmt anf der andern Seite dagegen in Betrachtung, 
dass die Ordnung der Erbfolge von einem jeden für seine 



1) Beispiele in BOnheiiatra & 418. 

2) Missheiraten 8b 4/BML 

3) das. S. 472. 

4) Auch in den Beitr&gen zum dautecben Staats- und Fürstenrecht II 179ff. 
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Naehkommen gewisse Bestiiiinniqgeii erbalten kaxm; wie davon alle 
Primogenitarreroicbiiiiigeii eqiii Beweise dienen 

§ 16. Folgen der Hissheirat; die Tendens Pfitters. 

Ausser den schon erwähnten Wirkungen der Missheirat führt 
P&tter als Eanzelheiten noch dass nnehenbürtige Gemahlin- 
nen ihr Wappon nicht» wie sonst fiblich, mit dem ihres Gemahls 
yereinigteni nur dne geringere Summe als Wittum nnd Horg«i< 
gäbe empfinj^en, mid dass weder sie noch ihre Kinder in Hof kalen- 
dern angefiilirt wiirdem.*). 

Diese und andere Ausfühnmgen zeigen, mit welch grossem 
Interesse Pütter fUc Vorgänge in don rloutschon Fiirstcnhänsern 
verfolgte und welche Kenntnis er in den Einzolhoiton dop Fiirsten- 
rechts liesass. Es ist Ihm aber nicht blos um die Erkenntnis des 
geltenden Kocht s zu tliun , er wirkt auch dafür, dass es dabei 
verbleibe und Itgi deshalb auch die politischen Gründe dar, die 
gegen die Aendenmg des Herkommens sprechen. Er weist anf 
die finaiuEidlen Lasten hin, die den dentseben Lindwn erwachsen 
wfirden^ wenn man die BShen mit dem niederai Adel allgemein als 
standesmlssig snliesse: Frinsessinn^ wfirden weniger Gel^enhnt 
finden, sich zu vermählen, weil die Männer doch selten eine Fran 
Uber ihr«! Stand heirateten; hochadlige Herren die Ehen mit> 
adligen Damen, welche sio jotzt morganatisch eingingen, als voll- 
gültige f^chliessen und dadurch dem Lande erhöhte Kosten vorur- 
sachon. Er weist ferner auf den Nepotismus hin. der bei einer 
YtMschwä^j^erung des Herr«cherhiiusps mit adlipcen TJnterthanen- 
faniilieu zu entstehen drohe, auf den Mangel an Achtung, der sol- 
chen Gemahlinnen von niederer Herkunft gegenüber doch nicht 
ansbldbe; — alles gewichtige Grtlnde, denen man aber wohl nicht 
minder sdiwerwiegende wfirde entgegensetzen können. Vor allem 
liegt es aber im politischen Interesse des hohen Adels selbst» die 
Yerbindnng mit dem niederen Adel zu meiden. Denn würden 
wohl . fra^rt Pütter , answirtige Könige ond Fürsten Damen aus 
deutschen hochadligen Familien heiraten, wenn sie dadurch mit 
einer arlligon Familie verschwä<]jert würden . nnd solche dip an 
andern HTden als Hot'cavaliere oder Edelknaben dienten, zu ( Diei- 
men oder Vettern bekämen ?*j Als nachahmenswerte Beispiele, 



1) MisBheiraten S. 478. 
S) 4m. 8. 877ft 
8) das. a. 4Saft 
4) (Ui. & tt8f. 
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wie selbst p:räfliche Familien, welche streng atif EiieiihiirtiTkeit 
sehen, mit Monarchen in nahe Verwandtschaft liclu^ Bc/.ieimnf^en 
kommen könnten, iührt er die Häuser Henss und Leiningea an^j 
und schliesst in seinen „primae lineae" die Untersadiung über die 
EbenlvGrtigkeit mit dem Bat: ,Sed ob proximmn saae perieolnm 
immiTMWi» snaswim cnm muTerso ordini tarn coiHbet familiae, nt 
CMitiiis hnic rei paetis legibnsqne familiae in anteoesswn pro> 
spiciatur *).^ Bei dem Ansehen, welches Pütter als erste Aniori* 
tfit des Fürstenrechts und als Lehrer so vieler hoher Herren ge> 
noss, konnte er wohl darauf rechnen, dass seine Mahnimg in jenen 
ErciBen nicht angehört verhallen würde. 

§ 17. Bftckhlick anf die £benb«irtigkeitsf rage. 

So nnverkemibar Pfitter von der »Erhabenheit'' der reichs- 
stlbkdisehen Familien durchdrungen war» so Wird man doch nicht 
annehmen dürfen . <lass er sich von diesen Gefühlen in seiner 
wissenschaftlichen Ansicht beeinflussen liess. Die Grundsätze sei- 
ner Theorie : der hoho und niedere Adel sind geschichtlich aus vor- 
schi%'<lenen Grundlagen erwachsene Gebnrtsstänrle, und: das Eben- 
biirtigkcitsprins^ip trennte den hohen Adel wie vom Bnrp;erstande 
so auch vom niederen Adel und hat sich im All,£>:emeinen Iiis luMite 
so erhalten, wird man anerkennen, wenn man auch /Aveiteln mag, 
ob Pütter in manchen seiner Behauptungen nicht zu weit geht 
Oiebt man einmal xa, dass in früheren Zeiten nach dem Ebenbnr- 
tigkeitsprinrip die Ehen swischen dem hohen nnd niederen Adel 
SGseheiraien gewesen seien , so wird man Hosers Yersndt, ein 
neues gemeines Gewohnheitsrecht zn Gunsten des niederen Ad^ 
an beweisen, nur als verfehlt betrachten können. 

Kachdem wir durch eingehende Untersuchung der Ansichten 
unserer beiden Pnhlicisten einen Einidick in den Stand der Elien- 
bürtigkeitsfrage im voricm ,Talirliundi>rt Ln'woinien lial>en, wird es 
nicht überflüssig sein , noch kurz auf einige Jarülier verbreitete 
Irrtümer, die in vielen Schriften wiederkehren, einzugehen. Zu- 
nächst findet sich die Behauptung'}, die uubtreitig notorischen 



1) a. a. 0. S. Ab2S. Auch S. 480: hier empfiehlt er den Gebrauch eber 
Qeneslogis, io welcher nur eibenbflrtige Hitglieder bochsdligw Hitner angefUut 
aind »als ein ansclianlleh iriffcssmis Mltldi, ms lelelintliidtoclieBiiiser Tonlfias- 
heiraten abzuhalten". 

2) S. 66; § 26 Anm. f a.K 

8) maber, AhhandhagM nad Beobaehtmifao l. BT. VID bosonden 8. aOOff. 
Aehnlkh ZoepA, Ueber mMnm» 8. TSf.j Baads» dsut Mistneht 9 674ff.; 



Missheiraten der Walilcapitulation von 1742 beträfen gemäss ihrer 
Veranlassung, und ebenso der Reichsschliias in Sachen des Hersogs 
Anton Ulridi von Saduen-Meiningen nur dieEhtti des hoben Adels 
mit bfirgerlichen Personen ; die Ehen desselben mit Personen von nie* 
derem Adel seim keine Misshetraten. Dieser Aafßsssiuig li^ die 
Ansicht zn Grunde, als ob die l^Iissheiratcu (zwischen freien Per« 
sonen) erst dnrdi die Wahlcapitulation in Verbindung mit jenem 
Reiehsschluss geschaffen seien*). Dem widerspricht, dass das In- 
stitut der Misshoiratcn auch in früherer Zfit koinoKwocrs unbekannt 
vai-. Besonders aber deutet der Wortlaut der Wahlcapitulation 
flu I auf liin, dass dieselbe keine unstreitig notorische Missheiraten 
scliafl tMi wollte . sondern voranssetzte. Daneben zeigen die Ver- 
hajidluiigeu auf dein Wahleouvent, sowie das chui- fürstliche Colle- 
gialschreiben dass man daneben noch noeh »sweifelliaft sdiei- 
nende Missheiraten' anntemte. Gerade fibor sie wurde im Tori- 
gen Jahrhundert gestritten, wobd sich die Interessen des Esisers 
(cf. oben S. 6) und die der rdchsständischen Familien scharf 
gegenüberstanden. 

Dieser Htreit wird b&nfig so dargestellt, als ob neben eiinp:oii 
alt fiirstliclien Häusern nur Pütter für das strenge El lonbürtigkeits- 
priu/.i]) oiii^ct roten sei. Besonders «sucht Zoejifl^) die Meinun^i^ 
zu erregen, als ob Pütt crs Ansichten lediglich auf ilirn^^ospiu^ten, 
die in desfjcn Kopfp ent.standen seien, und auf tendenziü'^er Ent- 
stellung liciuliten. Wie unrichtig das ist, ^^elit schon daraus her- 
vor, dass Pütter weder der einzige noch der erste Publicist war, 
der die strengen GmndsStse vertrat Moser sagte im Jahre 1746, 
bevor Pfitter überhaopt darüber sich ausgelassen hatte, von der 
Khe eines Fürsten mit einer Dame von altem niederen Adel^): 
„die mei ir/! geschickteste neuere Staatsrechtslehrer halten 
es für ein Mairimonium juridice inae^nale und die Kinder daraos 
für unsuccessionsfähig". Demnadi war also die Ansicht Pütters 
pofjar die herrschende, ünter anderen wurde sie in melireron 
Schriiten von J. (i. Estor, dem Lehrer und väterlichen Freunde 
Pütter s vertreten, dessen Urteil auf Pütter gewiss nicht ohne 



Entoch. dM bsjr. 0.-iu*0. 97. As«. 1841 bei Mbrt» Blitter flli fieditMft> 

Wendung Bd. 11 S. 267ir. 

1) An^fiilirlirli widerlegt diese Ansiclit K. F. EiThliom, TTeb« die Ehe 8. 
E. H. des UerzogB von SoMex mit Lady AogosU Morray, S. ISOff. 

2) oben S. 5. 

8) UetMT MtehskatSB, 8. 68. 
4) Steatmcl« T. Xff a 888. 
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Einflius geblieben ini^ Bedenlclicher sohemt eine weitere An- 
sicht, welche dahin geht , ä&ss die Ehen zwischen hohem und nie- 
derem Adel im vorigen Jahrhnndert keine Hissheiraten gewesen 
seien, weil die Reichsgerichte sie regelmässig als vollwirksam an- 
erkannt hätten*). TKoso T^rtcile der Reif1i<'j'*iichtp. wolclip aller- 
ding«? mit Ausnahme de.s oben S. 14 err^^ithnteu Urteils des lleichs- 
hoirath vom Jalire 1726 in Siirlx n des Fräulein v. Inger^lobpn, 
der Gemahlin des Fiir.sten von Anhalt-Ho\Tn. regelmä.ssig für die 
Standesmüssigkeit solcher Ehen sprechen, hätten allerdings damit 
kern neues Recht b^prOnden können, se dass dadarch etwa das 
Torgesehene Reicbsgesets überflüssig geworden w5re; aber sie 
würden wobl wichtige Beweismittel für das Nicfatrorhandensein 
eines Herkommens xa Ungonsten des niederen Adels abgeben 
können. Aber sehen wir uns die Urteile nSher an! Es sind alles 
Entsdmdnngen desBeichshofrats') ausser einem TMcil des Ileichs- 
kammergericlif s vom 12. Februar 1773. Das letztere*) erging in 
Sachen des Grafon von Li])j)0 -Alvcrdi)=;<?nn. welchem die E1>f*Tibiir- 
tigkcit und Sncceüsionstähigkcit liostritten war, weil er aus einer 
Ehe seines Vaters mit einem Fräulein von Friesenhausen, einer 
Dame von altem niederen Adel, abstiiiumte. gegen Jjippe-Detmold. 
£s erkannte die SnccessionBfähigkeit des Klägers an. Sdion vorher 
hatte der Vater desselben beim Beichshofrat anf Anerkennung 
der Snooeesionsfihigkeit seiner Kinder ans jener Ehe mit dem 
FrSolein ron Friesenhansen gegen Hessen-Cassel geklagt nnd im 
Jahre 1758 und 1754*) günstige rrtt ib- orhaltcn. T)«'r Qraf von 
Lippe-Alverdissen hatte jene Ehe mit Fräulein von Frii sonhausen 
im Jahr 1722 gt'i^f blossen ; im Jahre 1761, als die Agnaten die 
Sfando^mBHsigkrit dcrsrlben bezweifelten . crwnrkte er für seine 
Gemahlin eine Standeserhöhung vom Kaiser. Dieselbe erfolgte 



1) „De nfadttarisiaNM« 17S7; JMMwrIalio da odio in astiiiiioiiia inoaqmlb** 

1740 und die bei Pütter, Missheiraten S. 680, Teneidmeto Schrift Estors von 
1761. Vcher dm Finfln^s Kütors auf Pütter vgl. Frensdorff, A. D. B. 20. 749f. 

2) Diesen Grand giebt auch die Entscheidoog des Beicbagehcbts Bd. XXXII 
V. 88 »B. 

8) Ausser den oben S. 11 — 13 erwähnten Entscheidungen imd dss im Fol- 
genden näher hcsprochcnon in Sachen des drafen Lippe-Alver(h>sf>r> werden norh 
Crteüe des lieichohofrats von 175), 1752 erwähnt, welche für die ätandesm&ssig- 
kiit der Ehe eines Grafen von Löwenttein-Wertiieiin mit einem Fri. 
enlKlwideD. PIkttir, IflidieIntaB, 8. 800f.$ Meeer, FewOiflBelutDMit n, 107. 

4) Ueber den FairPOtter, Misslipiraten, S. 267ff. Aiuh Rechtsftlle Bd. El, 
962ff. Das Urteil des R.-Kaminergcriclits ist dort aher nicht erwShnt 

5) Das Ton 1753 erging in possessohoj 1754 wurde petitoriach erkannt. 



nr\({ latitote (lahm: ^|?leich als wenn sie von Geburt ans unä zwar 
von ihren vier Ahnen , Vater-, Muttergeschlecht und Herkommen, 
eine recht«?eborene Reichsgräfin wäre, mit aller (tIoIcIi -. Voll- and 
Ebenbürti;i:keit- '). — Eine notorische MissLeirat . bei welcher der 
Kaiser nach dem Art. 22 4 der Wahlcapitulatiou von H-i'd keine 
solche Standesfirhöhung vornehmen durfte, war die Ehe mit einer 
adligen Dame nicht. War es da mclit ganz nafSrlicb, dass die 
Seidugeridite in den oben erwiOmien ErkenntniBsen von 1768 nnd 
1778 sidi nadi dem kaiserlichen Diplom richteien?*) Ausser die> 
sem einen Erkenntnis des Reichskammergerichts waren es nur 
Urteile des Reichshofrats, welche die Standesiriitsslgkeit der Ehen 
zwischen dem hohen und niederen Adel anerkannten. Wie aber 
stand PS mit der RechtssprechiiTin: des Reichshofrats '? In den mei- 
sten Fällen entschied das (Torieht. das /.u^!;hneh eine Verwaltunfi[;s- 
behürde war. selbst; in besonderen Fällen erstattete es vuta ad 
imperatorem, (intachten an den Kaiser, woraul dieser zu entschei- 
den hatte'). Aber auch auf die selbständigen Entscheidungen des 
Keichshofrsfcs tbte der Kaiser einen sieht geringen Einflnss ans. 
Wie hfttte vollends in Prosessen ftber Hissheiraten» wo das kaiser- 
lidie Interesse so entschieden auf Seite des niederen Adels stand, 
wo der Kaiser den hansgesetzlichen Bestimmuiigen zn Ungunsten 
des letztwen seine Bestätigung versagte, der Roiehshofrat sich 
für die gegnerisebe Ansicht entscheiden sollen ? B<^zeichnend für 
die Anlfassnng, welche man im vorigen .Tahrhuiidert von der Rechts- 
sprechung des Reiclishot'rats in Bezug auf Missheiraten hatte, ist 
eine Stelle, welche Pittter aus einem (iutaehten von 1779 an- 
führt*): gFallH aber die Agnaten di»i>entu-cn and es zum Prozesse 



1) TiShant!, äk Tlironfolge im Fürstentnin T.ipiic (l&;tl) S. 24. — Wenn in 
dem Patent auch steht (nach Westrum, Zur Lippesclkeo Eibfulgefrag« 1895 S. 16), 
di«w StaadMmliöliuiig lei nldit «rf ofderlich gewnen, ttn die „Pottsritat tncooflstoiiB- 
f&hig zu machen", so war das eine Anticiit d«8 KslMf», utttdie «a der ThfttMcfae 
der Standeserhöhung nichts änderte. 

2) In dem oben S. 18 Anm. 8 erwälinten Gutachten hatte der Keichshofrat 
bereits offen seine Aniiolkt fllier 4i6 ^kmig slacf ksiMtUclwil StandewrlköhQiig 
dsfgotogt 

3) Solche vot» ad imporatorcin sollten in Tustizsarlien vor allem bei Stim- 
mengleichheit und beim Vorhandensein wichtiger, den öffentlichen KechtBrustand 
betreffender UmstiUide ergehen. l>anz , Grtuid«&tze des Keichügerichtsprozesses 
(1796) § 185 8. 9l70f« Der Mieilmnidi, der mit dieeeo vota «d inpefstoreai fe- 
trieben wurde, gab zu vielen Besi hweiden JaUmb. Eiehhont, dMitidie BtMili> 
md Ecchfsgeschichte T. IV § 635. 

4) Missbeiraten S.537 (angeführt ans den RechtsfäUen von Selchow 1 (1782) 
S, 191), 
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kommt ; so lässt sich auf einen gewissen Ansgang beim Reichs« 
hofrat keine Rechnung machen. Hat der Kaiser die Agnaten za 
fnrehten oder zu schonen, so ^v^^d wohl die Ehe für eine Miss- 
heirat erklärt, am Ende al)t'r doch, wie liol Holstoinpliin für 
dieselbe gesprochen. Im umgekehrten Falle hingegen wird die 
Ehe gemeiniglich aufrecht erhalten, besonders wenn die Gemahlin 
eine Standeserhöhung erhalten hat und also «iie Ehre des kaiser- 
liehen Hofee mit im Spiele iei. Kurz hier entscheidet oft Hof- 
Infi mehr als Becht*. Bedarf es nach diesem noch eines Beweises, 
dass d«r Beidishofirat in dieser Besiebang allein nach dem Willen 
des Eaiaera entschied, so Ifisst yoUends das Schreiben, welches 
Friedridk der Grosse an Kaiser Karl VIT. nach der Wahlcapita* 
lation von 17^ richtete, keinen Zweifel darüber: ^Wir sollen 
auch aus Teutschpatriotischer Gesinnung ganz unvorfrreiflicli dafür 
halten, dass Eurer Kai.'-rrlichen Majestät Reichshofrat sowohl als 
Keich.^holran/loi pro norma rei^ulativa hei dieser Geleijenheit ein vor 
alles zu bescheiden seien, dass alle diejenigen fürstlichen Heiraten 
schlechterdings für ungleich zu achten (seien), welche mit Personen 
unter dem alten rcichsgräflichen Sitz und Stimme in comitiis haben- 
den Stande oontraM^ werden Friedrich IL geht also 

von YoraoMetzong ans, dass dar Kaiser den Beichshofirat 
nadi seinem Gntdfinken bescheiden k5nne. Dieser Bescheid mnsste 
gemSss dem kaiserlichen Interesse allerdii^ in einem ganz ande- 
ren Stime ergehen, als der KSnig von Preossen wfinschte. 



IV. Einwirknng der Ereignisse im .\nfani2: dos 19. Jahrhaiiderts 

auf die EbenMrtigkeltslehre. 

§ 18. I. Die Rheinbundszeit 

Um die Bedeutung der Ebenbürtigkeitslehre auf Grund der 
hei Moser und Pütter gewonnenen Pesnitnte für das heutige 
R e c Ii t fcstzusti'llon, ist zunächst zu untersuchen, welchen Ein- 
flxj>;s <li»> politischen ümwälzungen in Deutschland zu Anfang dieses 
Jahi liunderts auf unsere Lehre ausübten. Nachdem das deutsche 
Reich im Jahre 18()6 zusammen gebrochen war, sahen einige ") auch 
die Lehre von den Mssheiraten als hinfiÜüg geworden an. Ffir 



1) Obra 8. 18. 

2) Fütter MiBSheiraten 8. 287f. 

8) So OöDoer in seinem Ärcbiv für OmHafftinag «nd Befom dss Jmitt. 
Stttdiojnt Bd. I Q. 2 (1806; 295ff. 



die RheinbundffstaAten wurden die fiosetze des alten Reichs durch 
Art. 2 der Rheinbundsakte ') ausdrücklich aufgehoben. Waren die 
Hittlielraieii erst dwdi die WalilcaiatidaÜtm yon 1742, vielleicht 
m Verbindimg mit dem Reichssclilius yon 1747*) gescliaffent so 
lag der Schlnas nahe, dass eine BesdirSokiiiig der Ehen des hohen 
Adeb für die Folgezeit nicht mehr stattfinde'). Waren aber, wie 
gezeigt , die Kbcnbürtigkeitsgrundsätze ans altem deutschen 
wohnheitsrecht erwachsen, gehörten sie zum deutschen Privat- 
fürstonrecht, welches ebenso wenig wie das übrige deutsdu» Privat- 
recht und selbst das öffentliche "Rorht. s^owoit es nicht mit dor 
Verfassnng des alten Reiche«? in \'('rl)iii(liin;r stand, durch dessen 
Anfltisnng berührt wurde *\ so war jene Folgerung durchaus un- 
riciitig. Selbst Art. 2 der Rheinbnndsakte wollte trotz seiner all- 
gemeinen Fassung nicht mehr besagen. Mit dem Kaiser war auch 
das kaiserliche Beeht der StandeserhShung yerschwonden; mit dem 
Reich die Reichsstandschaft. War die Reichsstandschaft andi ein 
wesentliches Merkmal des hohen Adels bisher gewesen, so hatt«! 
sich doch die EbenbürtigkeitsgmndsStse nidht erst im Anachlnss 
an die Reichsstandschaft entwickelt , wenn sie auch durch die 
ßchärfere Ausbildung der Formen der Reichsverfassung befestigt 
und bestimmter abgegrenzt Mmrdon. Pie Reichsstandschaft ermög- 
lichte es den reichsständischen Hiinsern . sieh irn Hesitz ihres be- 
sonderen Fürstenrechts zu erhalten, da.s durrli die Ueichsverfas«!nn«]r 
zugleich einen Schutz erhielt. Mit dem Wegfall des Mittels zur 
Wahrung der alten Familienrechte brauchten sie selbst noch nicht 
wegzufalloL 

Etwas Anderes, was die AvfiSsimg des Reiches nnd vor allem 
die Gr9ndxuig des Rhemlnmdes im G^olge hatte, war von ent- 
scheidenderer Bedeotong für den hohen Adeh die Snhjicienuig 
vieler reichsständischw Familien unter die Souverainetät solcher, 
die bisher ihre Genossen waren. Der ehemalige hohe Adel zerfiel 
damit in zwei Teile, in souveräne und mediatisierte Familien, Lan- 
desherren und Standesherren, Regierende und Fntorthanen. Wel- 
chen Einfluss hatte diese Trpnnnnnf auf die Elienl>iirtigkoitsgruud- 
sätzG? Bei den souverän gewordenen Familien blieben die Fami- 



1) TmM» loi ds l*Einpire Oenuuiiqii« qid s pu jusqa'ä prämt eoncemer 
ei oUlgtr Leun Mi^srt^i.- — — , i«ni k rsTonir ~ mdle «t de nul «flisl 

2) Pfitter, Misstipirafcn S. 2*>1. 

3) Klülier, Abliandlun?cn I 275. 

4) Ileffter, Beiträge mm deutschen Staats- und Fürstenrecht S. »8. H. A. 
Zefliiriae, deoMee Staate- md Bondeiveeht I IttT. EntedwidBig des Beiehs- 
geridite von leeo bei Senffart, Aiddr Bd. 46 K. xe7 8w MS. 
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liengesetze und -gewohnheiten in Kraft, soweit sie nicht mit der 
Verfasscmg des Koichen in Zusammenhang standen*). Sie hatten 
keinen Grund, jetzt nacii Erlangung der vollen Herrschaft, mildere 
Ebeubüi tigkcitsgrundsätze aufzustellen. Galten aber auch die Ehen 
mit I^litgliedcrn der niediatisierten Familien ferner als ebenbürtig? 
Allerdings bildeten sie jetzt nicht mehr einen Stand mit den sou- 
verfinen FamilieiL Nadi mittelBli^HclLeiL £benbüzti£^eii^;roiid> 
üAxm hätte diesw StandesimterBchied vielieicht zur Folge gehabt» 
dass die Ehen ewischeiL ihnen Miafibeixaten geworden wären. Aber 
sa Anfang unseres Jahrhunderts war das Ebenbürtigkeitsprinzip 
mr ein historisches Ueberbleibsel , fixiert und beschriiokt auf den 
rdldlBStändischeu hohen Adel. Weim jetzt ein neuer Standes- 
nnterschied innerhalb des hohen Adels sich geltend machte, so 
k(»mite er nicht nu'hr ohne Weiteres l>ewirken, dass die Ebenbür- 
tigkeitsgrimdöätze bich dieaer Veränderung aiipassten und die Ehen 
zwischen den durch den neuen Standesunter schied getrennten Fa- 
milien ilieisheiiaten wurden'). Wühl war es den suuverän gewor- 
denen Familien unbenommen , hanagesetcUdi an bestimmen, dau 
die Ehen ihrer Mitglieder mit Gliedern subjicierter Familien kfinftig 
nicht mehr als standesgemSss gelten sollten Gegen aolehe Be- 
■tumnungen wurden die Mediatisierten erat durch den Art. 14a 
der deutschen Bundesakte gesichert. 

Was auf der anderen Seite die mediatisierten Familien betrifft, 
80 hob auch hier die Mediatisierung an und für sirli die Ebenbür- 
tigkeitsgrundsätze m>ht auf. Allerdings wurdrii diese Familien 
in eine Unterthaneiisteliung hiiiabgedrüekt ; aber die ilheiubunds- 
akte (besonders Art, 27, 28 und Üi) gewährte den „Priuces ou 
Comtes actuellement regnans" eine AuüiialmiesteUung , indem es 
ihren Häuptern gewisse Hoheitsrechte non-essentiellement inh(5rens 
4 la sonreramet^ und dm Souveränen die benannten droits de 
sonverainet6 beilegte (Art. 27 und 26). Es war daher sehr wohl 
mfiglidi, dass sich bei dieser bevorzugten Klasse von ÜnterÜiatien 
anch ein besonderea F^unilieorecht in Bansgesetien und Gewohn« 



1} Hcffter, Beiträge S, 53fif. 

2) Aüderer Ansicht Göhrnm II S. B71, 

3) So bestimmte das intereüäaute , im Ueist des Napoleoniscbcn Hausetatuts 
IwhaHmiei Wftrttend»agiwsbft Hausgesetx vom 1. Jaaiiar 1808 g 17: „Als Standes- 
itfacige tnd ebenbOrtige Eben ifaid ur solche azumseheo, weldhe mit Primen vnd 

Prinzessinnen, die zu Kaiserlichen, Königlichen, Grosslierzoglichen oder soaverftDen 
Herzog! iciien H&osein gtb&nu, gSMhloMsa werden." H. SchoUe^ HaaigeNtas 
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heiten erhielt 'j. Nur wurde dieses durch die Rheinbundsakte nicht 
garantirt. Die Souveräne, welcbeti das Recht der Gesetzgebung 
nach Art. 26 unh*»sehränkt zustand , hatten es In der Hand , die 
iatiiiliengesetzc der Mediatisiertcn auiüuheben und ihre £hen 
völlig dem gemeinon Beeki unterwerfen. 

Dem eatsprafoli andi die Fraads in den Staaten dee Bheutn 
bnndefi. In BaTem, Baden und im GroBshenogtmn Hessen er* 
fpagm im Jalir 1807 Verordnongen'X nadb weldhen die bestehen- 
den nnd kfinftig an errichtenden Familiengesetce der Standeelierren 
dem Landesherm aar Einsicht und Bestätigung vorgelegt werden 
sollten. Wenn über das Familienherkommen hierbei auch nichts 
gesa{2^ \Yurde, darf man doch srhliessen , dass man daran nichts 
äTi(h'rn wollte, so da.S8 also in diesen Staaten die Missheiratsgrnnd- 
Fütze tiir die standesherrlichen Familien unverändert gelassen 
wurden. lu Württemberg dagegen erging 1808 eine königliche 
Verordnung, welche alle Familiengesetze aufhob und bestimmte, 
daas in Sncoes«ionsf%llen nur das WQrttembergische Landr«dit 
aar Anwendung koamien solle*). Weniger kUur liegt der Bechte- 
sostand in den Lfindem, in weldien der oode Napol^n ohne Wei- 
teres dngefOhrt wnrde*). Da das Eherecht dieses G^etzbuchs 
mit den Grundsätzen der Missheiraten in schneidendem Wider- 
spruch steht omd sich äberlianpi keine Anknüpfung für das Eben- 
biirtigkeitsprinzip in demselben findet*), wird man annehmen 
müssen, (lasö in diesen Staaten die besonderen (rrundslitj^e für die 
Ehen der standesherrliclien Familien, wofern nidit ausdrücklich 
deren Autrechterhaltuug hestiniint wurde . verschwanden und das 
ailgeniciu geltende Recht zur Anwendung kam'). 

Diese ausserordentlichen Rechtsverhältnisse während der Rhein- 
bondsaeit hescmdars in Württemberg nnd den anletat erwähnten 
Lindem haben trotz der kurzen Zeit ihres Bestehens an manfhpm 



1) Lb Pamfee, de Principnm rcMnItan^tas inp. gem. inds ab a. 1806 s«ib> 

Jectonnn mntata rationo fl827) S. XVlltr. 

2) l'erni( u S. X^Uff.} Hefftor S. 78£. Aehiüich im GroeslMnogtum Wan> 
bürg. Ueffter Ö. Ttif. 

8) HsAer 8. 79. 

4) ffier UasD in Bstnditt MsMsa, dss Orosahenogtan Barg, dss Eftnlg- 
reich Westfalen, toiris die im Desenber 1810 dm tnaMKlbm Ksiswrriich oia* 

VWleibten Provinzen. 

6) EatucbeidoogCD des Konigl. Übertribunals, 1850 Bd. 19, 23'2f. 

i) H«fftor, 8. 77, belauftet, dam mao in Kassaa die £beiibüTtigkeitsgnuid> 
illse stfflsdnnjlgiad hibe battsbsa liiiea« 
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Rechtsfragen Anlass gegeben. Im AJJgemeinezi wird man als 

Ghmndsätze anfstoUeii können : 

1. Alle Ehen, welche Mitgli*'<lor standeHlicrrlicher Familien in 
jenen Staaten zu einer Zeit eingingon , in welclicr dort die Eben- 
bürtigkeitsgrundsätze nicht galten, waren voUwirkbain. Selbst 
wenn sie unter anderen Verhältnissen Missheiraten gewesen wären, 
yerloren diese Ehen ihre volle Wirknng anch spfiter moht, ab in- 
folge der Bertimmmigen der deatsehen Bimdesakte die svr Zeit 
deiBfliebs geltenden GnmdsStxe wieder hergestellt wurden. Denn 
die Wirkung einer Ehe ist nach dem cor Zeit ihres Abschfauses 
geltenden Recht zu benrteilen '^Jii 

2. Alle vorher eingegangenen Missheiraten wurden durch die 
Aufhebnng der Ebenbürtigkeit f:f::riindsätze aus demselben Grunde 
noch nicht zu vollwirksamen Ehen. Besonders in den Rechtsver- 
bältnipsen der uiistaiidesinäsisigen Frau und der vor jener Auf- 
hebung gcbürciicu uuebenbürtigen Kinder änderte sich nichts, weil 
für sie das zur Zeit der Eheschliessung, beziehungsweise ihrer Ge- 
bort geltende Becht in Anwendung kommt. Dagegen wird man den 
wShrend jener kritischen Zeit geborenen Kindern die yoUenfieohte 
ebenbürtiger Kinder nieht versagen dürfen*); deoa mir Zeit ihrer 
Gebnrt hatten die Ebenbiirtigkeitsgnmdsätze keine Geltung. Nach- 
dem sie aber durdi die deutschen Bundesakte und die ihr eokr 
sprechenden Gesetze der Einzelstaaten wieder eingeführt waren, 
hatten jene anfänglich als ]\I issheiraten eing^egangenen Ehen wieder 
vollständig die Wirkungen von solchen und die von 'yA'/.t an ge- 
borenen Kinder aas diesen Ehen müssen als nicht ebenbürtig an- 
sehen werden'). 

IL Die Bestimmungen des Art 14 der dentschen 

Bnndesalcte* 

§ 19. Der hohe Adel nach dem Art. 14. 

Von grösserer Wichtigkeit als diese vorfibergehenden Rechts- 
znstände der Eheinbundszeit sind die Bestimmungen des Artikels 14 
der deutschen Bundesakte vom 8. Juni 1815 für die Ebenbürtig- 
keitalehre geworden. Der B^ill' des hohen Adels wird bekannt- 



1) Heftsf a 103. 

2) So auch Entsi lieidnng des Königl. Obcrtribunals von 18R0 Bd. 19 S. 229ff. 

3) Uefiter, Sonderrechte S. 126 i Urteil des £sicta»gehclita von 1890 in 
8«affBrts AmIUt Bd» M 8, miM, 
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lieh an jener Stelle zum ersten i\ral(:' gesetzlieli verwendet *\ wah- 
rend er daliin nur in der Jätteratur eine Holle gespielt hatte. 
Aber auch das Wort Ebenbürtigkeit wurde bis zuin Jahi'c ivSlÖ 
weniger häufig gebraucht. Die älteren Schriftsteller und Uaus- 
gesetee reden mehr von standesmSesigen und gleiclieii JGhen, von 
i^ 4m<^f^< pfnff^gig^n Ganahliimea und Kindern nnd Btellen ihnon die 
nnetandeemSssigen oder ans einer Hiedieirst oiteprossenen Kinder 
gegenüber. Aju der Bundesakte ging das Wort „Ebenbürtigkeit*' 
in die (resetEe der einzelnen Staaten über, und jetzt spricht man 
allgemein von ebenbürtigen Gemahlinnen und Kindern und sogar 
von ebnnlntrtigen Ehen. Die roehtUclie Bedeutung l)eider Begriffe 
„hoher Ad'1- und ^ Kl enliürtigkeit" war bestritten und gab An- 
lass zu ni;uieheu Streitl ragen. 

Bei der Auslegung des Art. 14 der Jiundesakto wird man im 
Auge behalten iiiüijseii, dass die deutt^chen i' ürnteu aut dem Wiener 
Congress der Ansii^t waren, man k&uie den MedisÜsierten ihre 
SeihstSndi^eit nicht wiedergeben, aber man mOsse im Uehrigen 
alles thnn, wn ihnen eine gewisse Gldehstellnng mit ihroi frühe« 
rem Mitstftnden zu sichern ')i Demgemass bdiielt sogar Art 6 der 
Bundesakte der Baratnng der Bundesversammlung vor, „ob den 
mediatasierten ▼ormaligen Reichsständen auch einige Ouriat- 
stimmen in Pleno zugestanden worden" sollten. Sie würden dann, 
wie ein kurhessisches Votum*) bemerkt, eine ähnliche Stellung 
haben wie die ehemaligen Personalisten, welche auch, ohne Terri- 
torialhüheit zu besitzen, Sit/ und Stimme auf dem Reichstag hatten. 
Zutreffender wären die Mediatisierten den ur alten grätiiehen Häu- 
sern, wie Stolberg und Schönburg, zu vergleichen gewesen, welche 
sich trots des Verlustes ihrer Keichsunmittelbarkeit ihre Reichs- 
standschaft nnd Ebenbürtigkeit mit den anderen reichsstiindischen 
Familien erhielten*). Von dieser Hitberechtigong in der Bandes* 
yeraammlnng wurde später abgesehen. Für onsere Lehre kommt 



1) Art 14 unter a) (die Bandesstaaten Tereinigen aich dahin): Dass dieM 
ftndidiaii und grülclieii HftnMr fortan niehtadsatowsiilgir m dorn hoben Adel 
in Deutschland genclmet werden , und Ihnen das Boehi der Ebenbtrti^eift in 
dem bisher damit verbundenen Begrirt" verbleibt. 

2) Dieses ist in einem preu^äischen Entwurf der deuUchen Bandesakte vom 
18. September 1814 dsnÜich ausgesprodwa: «Billig sollten dio medistirirton eh»- 
asUfm Bsicliietliido mit den flbrigen i^eiebgentst werden; da dieses aber ohne 
groiie Zerrüttungen nicht geschehen kann, so ilt molgsteBt sUsa MiOgUclie hier 
nn thun". Abgedruckt bei Guhrum Ii 374. 

8) Abgedruckt bei Gührum II 876. 
4^ Hsftsr, MtrtfS 8. 81»--Wi. 
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es vor allem darauf an, Begriff and Umfang des hohen Adels nach 
der Bnndesakte 7ai imtersachen. 

Der Art. 14 sichert, den fürstlichen und grätiiehea seit 1806 
mittelbar gewordenen iiüusern „fortan nichtsdestoweniger", also 
ol^leich sie mittelbar geworden waren, ihre Zugehörigkeit zu dem 
hellen Adel in Beataddaiid. Wer gehdrte noc^ anaser ihnen dam? 
Nach der Ansieht Fttttors , welche ameh zu Anfang dieses Jahr^ 
hnnderts die herrschende war« bildeten den hohen Adel snr Zeit 
des alten Reiches die durch Territorialhoheit and Reichsstand* 
Schaft ausgezeichneten Häuser; diese waren nun infolge der oben 
erwähnten Ereignisse teils souverän, teils mittelbar geworden. 
Konnte man die prsteren anrb jetzt Tiorli zum hoben Adel rechnen? 
Es ist, da sie durch ihre Soiix eriinitiit über jeden Adel ihres T.an- 
des erhoben waren, eine ^staatsreclillirhe Unmöglichkeit" jxenHiint ' i, 
daö« bie iu einer Staiidebgleichbeit mit ihren früheren (Jeuussen, 
die jetzt ihre Unter thanen geworden waren, zurückgeblieben sein 
sollten Allerdings bildeten die landesherrlidien Familien jetzt 
politisch einen Stand über den mediatisi^en; aber weshalb konnte 
man nioht einen Sest der alten Standesgleichheit för gewisse 
Reclits Verhältnisse festhalten nnd nnter dem Begriff des hohen 
Adels Familien zosammenfassen, welche durch ihre sonstige Stel- 
lung getrennt waren ? In ihrem eigenen Tiande standen die souve- 
ränen Familien über allen Unterthanen ; in Bezug auf ganz Deutsch- 
land rechnete man auch sie „fortan nichtsdestoweniger**, also hier, 
obgleich sie souverän geworden waren, zum hohen Adel in Deutsch- 
land. Diese Auffassung ist auch durchaus die herrschende gewesen 
und geblieben'). 

IKe Bmidesakte wollte den Umfang des hohen Adels nicht 
a«a begrenzen, sondern den seit 1806 mittelbar gewordenen Ffir- 
st«n und Grafen nnr die Zugehörigkeit zu demselben garantieren. 
Wann ansser den eben erwähnten sonverSnen nnd diesen mittel- 
bar gewordenen Flamilion noch andere zum hohen Adel gehört 
hatten I wnrde ihnen diese Zugehörigkeit durch die Bundesakte 
nicht genommen« Dies würde zutreffen bei den altreichsständischen 



1) Klüber, AMuindlmipen nnd Beoba< litungcn I, S. 290. 

S) Uebrig«iu verloren »ach die nicht regierenden Mitglieder der BOUTeränen 
FMaOiMi duroh disAnflOfftnig dee Reiches üure frühere BeichBQnmittdbKrkdt und 
worden ÜatarduaMa des FamOienlianptet. ZschariM, 8tMtti> und Budesnclift 

I 162. 

3) Vor allem Eichhorn, Einleitung in das deutsche Priv;itre(ii(. S. 1G8 Anui. a, 
gder Ausdruck souvenwer hoher Adel scheint — au« der Bundei^akte gerecht- 
fertigt virdMi Btt kflnna«, 
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FäiDilieii, welch« schon vor 1806 der Landeshoheit eines anderen 
Eeichsf firsten unterworfen waren» aber trotsdem Beichsstandschaft 
nnd Zngoh&rii^eit anm hohen Adel sich erhielten ; als soldie wer* 

den genannt die Haaser Stolberg, Schönburg, Giech, Fogger. Sulnis- 
Wüdenfels '). Dagegen wüideui obgleich auch sie von der Media- 
tisierung betroffen wurden, diejenigen Familien nicht zum hohen 
Adel zu rechnen sein, bei welchen eines der denselben bedingenden 
ErlordernisRO tnr Reichszeit nicht vorhanden war, also die reichs- 
ritterschaltlirheii Familien und diejenigen, welche, ohne zur Keichs- 
ritterschai't m gehören, Landeshoheit, aber keine Reichsstandschaft 
besassen ). Die Personalisten, welche zur Reichszeit Beichsstand- 
schaft, aber keine Landeshoheit hattoi nnd deswegen nach der 
richtigen Ansicht, die anch Pfltter (oben S. S6) vertrait nicht zum 
hohm Adel gehörten, wird man andh femer vom so weniger daan 
an rechnen haben, weil sie von der MediatisiOTnng nicht betroffen 
worden 

Von besonderer Wichtigkeit ist die Frage, ob nach 1815 die 
Anfnahme neuer Familien in den hohen Adel mögli'li war. Die 
einzelnen Landesherren hatten zu einer Aufnahme m d(>n hohen 
Adel Deutschlands offenbar kein Recht, AVenn daher der 
Köllig von Bayern den Grafen von Pappenheim durch ein Re- 
script vom Jahre 1825*) den hohen Adel und die Ebenbürtigkeit 
aaskherte, obgleich diese Herren aar Rdchsaeit nicht an dem 
reichsstfindischen hohen Adel gehart hatten*), so mochte das für 
die RechtsverhSltnisse der Grafen von Pappttoheim in Bayern ge- 
wisse Wirkungen haben , aber die übrigen hochadligen Familien 
wurden dadurch nicht verpflichtet, die Grafen von Pappenliein^ als 
ebenbürtige Standesgenossen anzusehen. Aber auch die Bundes- 
versammlnng konnte eine £rhebung in den hohen Adel nicht vor- 

1) Ueil'ter, von einzelnon st&atsrechtl. Anomaliea in den deutschen Bund^ 
staatOD in seinen Beiträgen S. 299ff. -—' Dm Bmu Fugger T«ilor erst ün Jahre 
1806 seine Landesholieit, km Tor Anflösong des Reiches, inlblge IMwilligar 
Unterordnnng untrr die Kroiio Bayern. Ilefftcr, Sf-ndcrrccbte, S. 347. 

2) 7 ß die (irateu Beutinck. Ueffter, Soaderrechte, 8. 3S2fil Zf K'f hnritflt 
Staats- und Buiidesreclit I 507ff. 

8) Wenigstens nicht in ihrer EigsnSBheft als Beichsstbide. ES war ««hl 
möglich, dass solche PersonaUsten reiehsritterschaftliebe Gebiete hatten, aber ohne 
eigoTitlit Ii? IVrritorialhoheit , « B die Grafen Neipperg. Beffter, a.a,0. d.874. 
Insoweit traf auch sie die Mcdiamierung. 

4) Klfiber, Abhandliingen T, 8. fl88f. 

fi) Die Grafen von Pappenheim hatten als Inhaber deeBaiis l i M ii ri MiiiMW ffj^ |)|||t^)f 
Sitz, aTor keine Stimme im Reichstag; ihr GeUet «ar nur i«M Mwii.ü iw fi ifcfvft|ifh, 
Heifter, Sonderrechte, & 878. 
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nehmen ; es lag dies ausserhalb ihrer Competenz *). Sie haite nach 

Art. 63 der Wiener ScUnssakte nnr eine Aufsicht über die Durch- 
fäkrnng der Bestimmimgen des Art. 14 der Bundesakte und war 

bei Yerletzunof der hier gewäbrtoti Rrchte cino Rpcnfsinstanz für 
die Mediatis ierten. Bei Untcrsuchuiif^ ihrer Boschwerdon komito 
die Bundesversammlung auch gelegentlich in die Lage kommen, 
über die Zugehörigkeit einer Familie zum hohen Adel entscheiden 
zu müssen. 

Für die Beantwortung muerer Fra^ ist aadi Wert gelegt 
auf die Anmeldiiiigen za den Prädicaten , die nach den Bondes- 
beschlfisBen vom 18. Aogost 1886 und 18. Februar 1889 den Me- 
diatiflierten nutehen*). Die bei der Bondesversanimliing von den 

einzelnen Staaten einn:i re ichten Verzeichnisse, die die zu d^ Prär 
dikat Dnrchkneht oder Erlaneht berechtigten Familien ihres Lan- 
des auttiiiiren , sind keine zuverlässigen ZeTTg^?s<!e Denn es 
wurden atich manche Familien angemeldet, welche nur als Porso- 
nalisten oder überhaupt keine Reichsötandschaft besessen hatten, 
^so nicht zum hoben Adel gehörten, z. B. die (rrafen l*appen- 
heim, Görtz, Harrach, Jseipperg etc.*). Die Verzeiduiisse wurden 
nicht geprüft und zu den Acten der BondesTersammlung genom- 
men. Eine Anerkemmng dnrch die Gesajumtlieit der FSrsten des 
denteehen BnndeB lag darin nickt 

Die Frage, ob hente die An£uiune einer Familie in den hohen 
Adel erfolgen l<r<nne, ist ohne jede praktische Bedentnng *). Der 
hohe Adel ist ein historisch abgeschlossener Stand und mnfosst 
nach der eben angestellten Untersuchung: 



1) So Mich eine Erwidenmg an den Gnfen 

nistcr der vermittelnden Mächte: „Gehörte die präflirh Bcntmck'sche Familie 
sonst zum hohen Adel . . . und stand ihr das Kecht der Ebenbarti^eit zu, so 
geaiesst rie beide Vorzüge — auch jetzt noch ; entbehrte sie dieselben frflherhin, 
so können sie ihr sack gegwiirftrtif durch keuM ESrkUraag der hohen Ittehte nt- 
liehen werden." Protoc. der Bundesversammlung 1843 S. 482 (abgedruckt bei 
Zoepd, lieber hohen Adel und Etienhürliprkeit S. 77 Anm.). Trotzdem erging am 
U. Juni 1845 ein Bundesbeschlass , welcher der gräflich Bentinck'schen Familie 
cUe Bechte des hohen Adele snerkannte. Zoepfl, a. a. 0., 8. 15. 

2) Kraut, Grundri» | 39 X. 18, 19. 

3) Die Anmeldungen wurden zu Protocoll genommen. Das Verzeichnis 
(Klüber, Oeffeotlicbee Recht, Anhang N. IV, S. 88äff.) ist keine oifizielle Liste der 
StaadedNcreD, eine solche existiert nicht 

4) Slfther % 806 Note 9. 

5) Anderer Ansicht Zoepfl, deutsches Staatsrecht. Bd. TT. p, 307 N. IX. 

r;> Wurde eine bisher nicht hochadlige Familie in Deutschland zur SottTO- 
r&mtat gelangen, so würde sie damit auch in den hohen Adel eintreten. 

4* 
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1) die souveränen deutschen Fnrstenhänser, 

2) die ehemalä ini übbitz von Reichsstandächaft und Ijandes< 
hobeit befindlidien, seit 1806 mfldiaiiiM]rte& WSxaec, 

B) einige altreicliwstandiBdie, adion vor AoflÖBimg de» Eeiches 
mittelbu gewordene HSoser. 

§ 90. Bas „Reclit der Ebenbürtigkeit' naob Art. 14. 

Nach den oijeu S. l!> an;::etülirten Worten bestimmt B. A. 
Art. 14 unter a) weiter; „und ibnen das Recht der Ebenbürtig- 
keit in dem bisher damit verbundenen Begriff verbleibt". Die 
Worte „bisher" und „yerbleibt* Terweiseik mf den EeGhtszostand 
snr Zeit des alten Iteidis^). Das Recht der Ebenbürtigkeit wird 
sieht definiert, sondern soll ebenso verstanden werden wie bishcnr. 
Aber was bedeutet „das Recht der Ebenbürtigkeit ? Die Elage % 
dass das Vcrglcichmigswort Ebenbürtigkeit hier absolut gebraucht 
sei ohne Hinzufügung dessen, dem jene Häuser ebenbürtig sein 
solloTi . ist grundlos'): „Recht der Elienbilrtigkeit" ist obj<*ktiv 
zu vorsteliei! ■ e?! umfasst das ganze Ke( btsinstitut , welches sich 
an den liegiiü' der Ebenbürtigkeit ansrhliesst nn^ besagt mehr, 
als wenn statt dessen jenen ramiüen nur die Ebenbürtigkeit mit 
den regierenden Familien zugesichert wäre. Es enthält nämlich: 

1) die Zusichening der Ebenbürtigkeit mit den regierenden Fa- 
ntiliea. Die Ehen swisehen IlitgHedem der letsteren nnd der stan- 
desherrlichen Familien sollen auch femer als standesgemSss ange- 
sehon werden. Dadurch, dass der Bond dieses nnter seine 
Garantie nahm , sollte verhindert werden , dass künftig Bestim- 
mungen wie in dem Württembergischen Hausgesetz von 1808 
(ül)en S. 15) getroffen wurden. Man Imt sirli dagegen gesträubt 
und gemeint V), es werde den Mediatisierten nur die Kbi-nbürtig- 
keit unter einander und das Recht, für Ehen mit Personen gewisser 
Stände die Vollwirksamkeit auszuschliessen . zugesichert. Wenn 
man aber den Begriff des hohen AdcL wie oben geschehen tasst, 
dann ist damit schon eine Standesgleichheit itx regierenden mit 
den staadesherrlichen Familien gegeben, welche hier in ihrer Wir» 



1) So iriid m in «blgüi taadmgm/btm indi antdnlslwn, s. BwUschss 

Edict vom 16. AprU 1819: „das Recht der Ebenbürtigkeit in dem n&mlicben Be- 
griff, der vor Ihrer Medisüaiening damit Terbindeii mur". Hfifftnr, Bettrige^ 
S. 84. 

3) Ktftber, AUiaadliiagaB I Seift; OeffBofUehBe Kseht 9 SOS Anm. g. 

8) 0«hram II 386f. 

4) Klüber» Abhandlung«! X am&i OeiwtlidMS Beoht | SOS Ana. g. 



kimg auf die Ehen noch besonders mgesichert wird. Diese Aua- 
legung wird auch unterstützt durch den Wortlaut der französischen 
Uebersetzung der Bundesakte („le droit de naissance ('^gale avec 
les maisoTis poiiveraines") und der oltcii S. 51 erwähnten ßundoi«- 
beschlüsse von 1825 und lH2?t (\,f'in ihrer Ebenliürtigkeit mit den 
souveränen [1829 dafür „regierenden*] liäujseru angeuiessener Hang 
und Titel"), wenn auch die frauÄÖsische Uebersetznn^ niclit von 
den Bundesgliedern anerkannt ist und daher kein geöetzliches An- 
sehen hat und jene BnndesbesclilGsse keine authentisohe Interpre- 
tation des Art. 14 enthalten Die herrschende Hemnng hat anch 
stets diese Anslegong angenommen. 

2) Das „Recht der EbenhQrtigkeit* hat anch eme Besiehnng 
nach unten, d. h. Ehen nnt nielit ebenbürtigen Personen entbehren 
unter Umständen der vollen Wirksamkeit. Anch insoweit soll das 
Recht der Ehenluirti/^lvoit in dem bipher damit verbundenen Be- 
griff verbleilien. Ikirch die Mediatisierung war es, wie oben S. 44f. 
dargelegt , aueh in dieser Beziehun«^ nicht ohnp Weiteres untcr- 
geganp^en. Wohl aber waren durch l>esendere Vorgänge, wie in 
W ürttemberg und im Königreich Westlaien, die Ehen der Staiides- 
herren dem allgemeinen bürgerliehen Recht unterworfen. Anch 
in dieser Beziehung sollte die Bondesakte den altw Zustand wie- 
derherstellen and für die Zukunft dchem. 

Ans dem yorher Gesagten ergieht sich auch, dass man nicht 
mit Laband *) aus Bundesakte Art. 14 einen Schbiss ziehen ilarf 
auf die I\Ii.^sheiraten der souveränen Familien. Da die Bundesakte 
die Ebenbiirtigheit der Standesherren mit den regierenden Häusern 
Viesonders anerkenne. er<j:eV)e sicli . da.ss die Verbindungen der 
letzteren mit anderen Unterthaneni'aniilien I^lissheiraten seien, denn 
wenn anch die letzteren ebenbürtig sein kJhmten , hätte es der 
besonderen Festsetzung für die Standesherren nicht bedurii. Nun 
ist aber sehr wohl möglidi , dass in einer regierenden Familie 
kraft Hausgesetaes oder Observanz auch Bhen mit Personen ans 
dem niederen Adel als standesgemSss anzusehen sind. Nur würden 
jene regierenden Familien immer fSr die Zukunft dieVerbindungen 
mit dem niedren Adel für Missheiraten erklären können, w.ährend 
den Standesherren durch die Bnndesakte das Becht der Ebenbür- 
tigkeit zugesichert ist. 

Schliesslich kommt noch eine andere Bestimmung der Bundes- 
akte Art. 14 für ans in Betracht. Die Grundsätze über Miss- 



1) Klüber, Abhandlungen I 5Bff. und SODfF. 

2) Die TLronfolge iiu Fürstentum Lippe S. &f. 
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heiraten in der einzelnen FamiKe bembton vor allem auf den 
Hausgosetzra und der Hausobservanz. I)a die Hansgesetze in 
einigen Staaten während der Rheinbundszeit ebenso wie die Auto- 
nomie der Standesherren beseitigt waren, so sichert Art. 14 unter 
N. 2 den Mediatisierten die Aufrechterhaltung der Familienverträge 
und die Befugnis über ihre Güter und Familienverhältnisse ver^ 
biadlieb« Verfügungen sa treffen. Es ist bestritten » ob sich der 
Sdünsssatc : «Alle bisher dagegen erlassenen Verordnung^ sollen 
für hfinftige FfiUe nicht weiter anwendbar sein* nnr auf die amletst 
erwShnte Befugnis äet Autonomie oder auch auf die Anfrechterhal- 
tung der Familienverträge bezieht Obgleich z. B. eine Erklärung 
des Preus.sischen Älinisteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
vom 27. Jnni 1R27^^ das Oogoiifeil annimmt , wird man sich doch 
wohl für die letztere Au.'^leg'iiiio; entsclieiden mü?:sen. so dass also 
auch für die einzelnen i»tande«lierrlichen Jj'aiiiilien der Rechtszu- 
stand , wie er in ihren zur Zeit des Reiches bestehenden Haus- 
gesetzen enthalten war, wiederhergestellt wurde Soweit in den 
anfgehobenen Hausgesetaen Bestinunnngen Uber Ebenbürtigkeit 
enthalten waren, Hesse sich deren Wiederherstelinng anch schon 
ans den Worten ,das Bedit der Ebenbfirti^eit in dem bisher dar 
mit verbundenen Begriff" ableiten. Denn dieser Begriff war eben 
für die einzelne Familie in jenen Bestimmungen ihrer Hansgesetie 
nnd der Famüienobservanz enthalten. 

Zieht man nun das Resultat ans den besprochenen Einwir- 
kunt'ou der Ereignisse zu Anfan«:^ dieses .Tahrhunderts auf die 
Gruudhätze der Kbenbürtigkeitslehre, .so ergiebt sich . tlass die 
letzteren ebenso wie der Begriff und Umfang des hohen Adcl.s aus 
den grossen Veränderungen jener Zeit in Deutschland im Wesent- 
lichen nnyerfindert h^orgingen. 

V« Die Bedeatang der Lehre von der Ebenbürtigkeit für das 

heutige Beebt. 

§ 21. Die Stellung der regierenden und 
mediatisierten HSnser des hohen Adels zn einander. 

Der Unterschied zwischen den gonveränen nnd den mittelbar 
gewordenen Familien, welchen die Bundesakte Art. 14. zu über< 

1) Für die erstere Ansicht z. B. KUUMr« AbhsadllimMi X 88ff. ; ftr lUs leta* 
tere u. A. TTcffter, Beiträge, S. 80. 

2) Abgedruckt bei Kiuber, AbhMdlangen I 148ff^ 
8)ZidliiKlas^StB. im 
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brftcken raoht, ist mit der Zeit am so fühlbarer geworden, je mehr 
in der späteren Generation die Erinnerung an die ehemalige G-leich- 
stellnng aller reichsständischen Familien dahin s;eh\vand. T)io Go- 
8etzgel)an^j; des neuen deutschen Keiches hat nngeaehtet einzchier 
Anerkennungen liest ehcader staudesberilicber Vorrechte^) den 
Opgensatz auch in wichtigen Beziehungen zum rechtlichen Aus- 
druck gebracht und den souveränen Familien eine Exemtion von 
den Reichsgesetzen gewährt , wo sie die Standesherren ihren Be- 
atimmuigeii unterwarf'). G^leichwohl besteht auch heute noch eine 
engere jätandesgenosaensdiaft awischen den sonverSnen nnd den 
mittelbar gewordenen deutschen Ffirstenhänsem. Sie spricht sidi 
Tor allem aus in der Fortdauer bestimmter, für alle diese hochadli- 
gen Familien geltender Rechtsgrundsätze und Rechtsinstitute, 
welche man unter dem Namen Aes deutschen Privatfürcfenreelits 
znsaninienfasst. Dazu ^reliürt auch Ha«» Institut der Ebenbürtigkeit 
und die sieh an das^selhe knüptenden Keehf ««ät^o. 

Die Garantie, welche der deutsche Bund den Jleehten der 
Standesherren gewährte, ist mit dem Bunde hinweggel'allen und 
▼on dem deutschen fidch nicht fibemommen. Die Rechte haben 
nicht nn bestehen anfgdiört, wenn sie anch nicht mehr mit be> 
sonderm Schntae nmgeben nnd der Abttndernng dnrda die Landes- 
nnd die Reichsgesetzgebung untt>r\\ orfen sind^). Bas gilt auch 
yon dem Re<^te der Ebenbürtigkeit. Das neue Oldenburgische 
Hansgesetz vom 1. September lH72 ^) hat in dieser Beziehung 
bereits eine Einselirfinhun/x anf'frennmmen. da>s eine A'^erbindung mit 
Mitgliedern eines standeshen liehen Hau';es nur dann ebenbürtig 
spin soll, wenn auch in ihm standesherrlichen Hause Ebenbürtig- 
keit fortdauernd als Erlürdernis einer standesmässigen Ehe ange- 
sehen werde. Gelten demnach auch heute dieselben Grundsätze 
d«r Ebenbtirtigkeitslehre wie bisher nnd swar f&r die sonveranen 

1) Frcüieit von der allgemeinen Wehrpflicht (R.G. 9. Not. 1667)» von 
der Einquartierun;:sl:ist 01.0. v. 25. .Timi ISCS). 

2) Einführiugsgesetze zum GericlusverfassujigsgeeeU g 5^ sur CivUprozes«» 
oidnoog § 5; rar Stn^irostBWHrdiinDg § 4 ; das ExentiOD dar Standealurrai in 
E. G. sein Qeriditmi fi ii wmg i gsis lB 8 7. 

^) \\ich das Roirlis^'criclit Laf (l;is Forttioatelinn fines „pcmchion dcntsclien 
Privatfiirstonredits" mcLrtaf h anerkannt: Entsch. in Civilsachen Bd. II N. 39 
S. 149-, üd. Xil N. 125 S. 4'62; Bd. XXVI N. 26 S. UdS. ; Bd. XXXU N. 38 
S. 187 ft 

4) A. M. H. Schulze, Lehrbuch dw deutschen Staatsrechts § 157 S. 401 f. 
Dagegen Q. Meyer, Lehrbuch dea dMtscben StMtmdits § 229 B. 679 und die 
Anm. 9 citierten Schriftsteller. 
. 6) Axilkil 9. Sahnlsfl^ OnafiMtn II 454 
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wie l iir die mittelbar gewordenen Familien, so Ist es nicht richtig? 
mit Labaud ') ein besonderes ileeht der Ebenbürtigkeit iiir die 
soiiTeräuexi Hämr m oonstroieren. IHe BehMqptnng, data fOr 
diese die Grdtiuig des strengsten Ebeoibfirtigkeitsprinzipeij dnreh 
die Bundesakte ausser Zwuf el gestellt sei , ist schon oben S. 68 
surfid^wiesttL Auch seither ist nichts geschehen» was dne solche 
Behauptung rechtfertigen konnte. Bei den regierenden vde bei 
den standeslierrlichen Häusern ist, um die heute für sie geltenden 
Ebenbürtigkeitsgrund s;Jt ZI' festzustollim, anf die geschichtliche Ent- 
wicklung dorsolben zurück zu gehen. 

fn einer anderen mehr formellen Beziehun^^ ist allerdings ein 
wiclit ii^or TTnterscIiicd iiir die Ebenbürtifjkeitslohre /wischen den 
regierenden und den iiiclit regierenden Häusern des hohen Adels 
zu machen. Wenn das Institut der Ebenbürtigkeit oben S. 55 
in dos FrivatfUrstenredkt verwiesen ist, so bedarf das einer wicb- 
tigen Einsdirfiokang. Ein grosser Teil des ehemaligen Privat» 
fSrstmrecfats ist in das Staatsrecht ttbergegangen*), damit der 
Familienantononue entsogen und der Regelung durch die Landes» 
gesetzgebang unterworfen. Ob das allgemein anch anf die Eben- 
bürtigkeitsgrundsätze der rcprrrndeii Familien zn beziehen ist 
ma.fx zweifelhaft sein, jedeut'alls wo die Ebpulnirti^^keit als Er- 
iordeniis diM- Tlironfolgefähigkeit eine Aut'nahnie in die Verfassung 
pvtimden hat ist eine Aenderung der Ebenbürtigkeit sf^rundsätze 
durch die Hausgesetzgebung der fürstlichen Familie oder eine 
Abweicbmig von denselben durch Einwilligung der Agnaten in 
eine Ehe, welche an sich eine Missheirat sein würde, ohne Einflnsa 
anf die Thronfolge. Verlangen Verfassnngen für den Thronfolger 
die Abstanunmig ans einer ebenbftrtigen Ehe, ohne sich darüber 
auszusprechen, welche Ehen ebenbürtig seien, so heisst dies offen- 
bar, die Ebenbürtigkeit sei nach den in dem betrcflFenden Fürsten- 
hause LreUenden Grund ,-;it/en /n Vcni teilen ; jede Aenderun^r der- 
f^elben und jede Abweieliung von ihnen durch die Familie würde 
eine unzulässige Umgelum*:^ jenes verfassungsmässigen Erforder- 
nisses bedeuten. Sie würden nur auf dem Wege der Verfassungs- 



1) Die Thronfolge im FOntentum Lippe, 8. 10. 

2) H. ?. Scholse-OMveniito, Ffkrttooneht in Hdtnadraff's fincgrclopAdie, 

S. 1360 f. 

S) G. Meyer, Lebrb. des deutschen Staatsrechts § b6 8. 212 f.; § 69 S. 221. 

4) BayrnclM YerfMniiig tob 1B18 TH. U § 3; Wtettombergiiebe Yvt. t. 
1819 § 8; SidudBche Terf. v. 1B31 $ 6; HessiBclte Verf. t. 1820 $ 6; Bi»nik. 
achwdgilclie Ii. 0. tob im § H-, StMtsgnwdlfMcte T«a CetalirGoti» t. 1869 16. 
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än<^<^ning (^folgen kennen soweit aie wenigstens einen Einflnss 
aof die Thronfolge haben sollen. 

§ 22. Feststellung? der Ebenbürtigkeitsfrage 

im Allgemeinen. 

Auch in diesem Taluliundert hat es an Streitigkeiten über 
Misslieiraten in hochadligen Familien nicht gefelilt. Einige po- 
litisch liedeutsaine Fälle riefen eine Flut von Schriften hervor 
und gaV)en einer grossen Anzahl von Reehtsgclehrten Anlass, ihre 
Meinung in dem alten Streit zu äussern, wobei sie sich allerdings 
nicht immer von rein juristischen Gesichtspunkten leiten liessen : 
die Frage nach der Standesmässigkeit der Ehe des Herzogs von 
Snssex mit Lady Angnsta Hnrray, der gritflidi Bemtiiicksdie 
Snooessionsstreit, die Anspräche des Haauet LSwensteui'Wertheim 
auf erentneUe SncoesBion in Bayern xaiä neuerdings die Lippesche 
Thronfolgefrage. Heist kamen ansser der Ebenbfirti^eit noch 
andere streitige Punkte in Betradit; grade bei der Entscheidung 
politisch wichtiger Fälle werden naturgemäss neben den Rechts- 
gmndsätzen andere Rücksichten leicht ins Gewicht fallen und 
um HO mehr ins Gewicht fallen können , als die Ebenbiirtigkeits- 
lehre so bestritten ist, dass man, welche Entscheidung man auch 
wählt , iminer den Namen eines oder auch mehrerer bekannter 
Juristen wird l'üi" seine Meinung anführen können. 

Herrscht Einigkeit darüber, dass die Ebenbürtigkeit einer Ehe 
in erster Linie naeh den in der «w«Ainffn FamiUe geltenden Hans* 
gesetaen nnd der Hansobsenranc za beurteilen ist» so firagfc es sichi 
was entsdieidet in ssweifelhaften FfiUen, nnd vor aUem, spricht die 
Vermutung dafür, dass Ehen der in Frage stehenden Art Miss- 
heiraten sind oder spricht sie dagegen, also für die volle Wirk- 
samkeit und Standesmässigkeit solcher Ehen ? Im ersteren Falle, 
bei Annahme einer Vermutung für strengere Ebenbürtigkeit s- 
grnndsätze, stände also der Gegenbeweis offen, dass für die ein- 
zelne Familie kraft Hausgesetzes oder OVtservanz solche Ehen 
trotzdem ais ebenbürtig anzusehen seien, \\älirend bei der ent- 
gegengesetzten Vermutung zu beweisen wäre, dass für die be- 
treffende Familie solche Ehen Hissheiraten seien. Bei der Schwie- 
rigkeit) welche ein soleher Gegenbeweis nacht, weU in den meisten 
HSosem hansgesetsliohe Bestinunnngen fehlen nnd es also auf den 
Kaehweis der Obserrans für sie ankommen würde , ist die Frage 
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n&ch (icm zu vevmnif^n^^'n . nadi dam subsidiär geltenden Prinsip 
von ougeheorer Wichtigkeit. 

§ 23. Die Ehen mit b ü r g e i- 1 i c Ii e n Personen. 

Es hat auch in diesem Jahrhundert nicht an Sduriftfitellern 
gefehlt, welcho oino Verrnnfiinnr (Infür. (l^'is eine Ehe einer liocli- 
aflligeTi Person eine Missheirat sei , ülu'rliaupt nicht oder nur in 
gR\\7. nclieiisächliehen Fällen anerkennen wollen. Sie wollen selbst 
Kheii zwischen hucluulligen iiml In" 117; er liehen Personen im Allgc- 
^ meinen als vollwirksam ansehen ^j. Insbesondere hat Zoepfl diese 
Anncht rerteidigt nnd Iwhanptct, das Eb^bürtigkeitaprinzip be* 
stehe nur darin, dass die bocbadJige Familie Yerbindnngen ibrer 
Mitglieder mit Personen ans niederen Ständen für HisBlieuraten 
erklären k&ane ; sei eine solche ErklSmng nidit erfolgt, so w&ren 
nnr Ehen mit unfreien, leibeignen Personen nach deutschen Redbts- 
grundsätzen Missheiraten. Diese Ansicht hat wenig Beifall ge- 
funden, olifrleleh Zoepfl sich eifrig beiii^ilit hat, sie an^? der Reehts;- 
geschiclite zu l)e;j:rüiiden. T>a?s Ehenl(iii"ti,!]:;kei+<;prin/,ip des Herren- 
st^ndes hatte nieht den Sinn, welchen Zoepil ihm onterüichiebt, einer 
blossen Befu<j;nis der hochadli^en Familie, gewisse Ehen für Miss- 
heiraten zu erklürcn, sondern den, dass Elien mit Personen nie- 
derer Stände lüsslieiraten kraft Eeditssatses waren anch obne 
besondere ErUärong. Die flberwicgende Mehrzahl der jnristisdien 
Sduiftst^er nnd ebmso das Reichsgericfat in einem ürteü vom 
7. Mai 1880 (Entscbeidnngen in Givilsachen II 146 IT.)') haben sieh 
denn anch dahin ansgesprochen , dass die Ehen hochadliger mit 
bfirgerlichen Personen ab Missheiraten anzusehen seien. 

§24 Die Ehen mit Personen yon niederem Adel 

Weit bestrittener ist die Frage, ob nach gemein e m deatschen 
Herkommen auch Ehen zwischen Personen yon hohem nnd nie- 
derem Adel l^Iissheiraten seien. Eine grössere Zahl von Rechts- 

gelchrten ') haben «tich nach Vorg-anc^ von J. J. Moser für die 
Verneinung entschieden. Auch das Eeichsgericht hat sich in 



1) Zoepfl, Ueber Missheirftten in den regierenden Fürstenhäusern ; btaatsrecbt 
MI) 220ft BlnntacUi, dentidni Prhatnciht } 148, betnohtet nnt die Eheii 
mit Personen aus dem Bauern- oder niederem Bargcratand aJs Misebeiratcn. 

2) Ebenso Urteil dei Beicbsgsridits vom 80. Jau/lO. JoU 1880 bei Seaffert, 
Archiv Bd. 46 S. 261 ff. 

S) Kl&ber, OeffentUcbes Recht | 808 Anm. i ; Geugler, deotaches Pmstrecbt 
% 184;lHsflter, Bdlfife 8. 44, 68 stc, Soadmckto 6. 118. . 
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einem Urteil vom 6. Dezember 1893 •) ilmen angescUossen. Bei 
der Wicht igkoit piner solelien Entscbeidunf!; des obersten Crerichts- 
hofes , zuinaJ sie die Veranlassung zu der f^ostellten und hier zu 
löf^eTtden Preistrage gegeben hat, i«t es notUwendig, auf dieselbe 
etwas» näher einzugehen. 

Der Kläger, Prinz Wilhelm von L.-W.-F., i^t verheiratet mit 
einem Fräulein von F., einer Dame von niederem Adel, während 
seine Familie nnbeetritten dem hoben Adel angehört. Er Uagt 
g^gen das Haapt seiner Familie, den Ffirsten Ernst von L.-W., 
auf Anerkennimg der StandesroSssigIceit seiner Ehe, sowie der 
SnccessionsfShigkeit der daraas hervorgehenden Kinder. Der 
Beklagte verweigert diese Anerlvenmmg, weil die Gemahlin des 
Kläjrerja nicht zum hohen Adel gehöre, wie nach L. -W.'schem 
Haus^esetz und fü^enieinem deutschen Fürstenrecht erforderlich 
sei, und beantray;t widerkla^end Verneintmg der Standesnnissigkoit. 
Das Landgericht hat der Klage stattgegeben; das Oberlandes- 
gericht die Berulung verworfen. Das Reichsgericlit beschäftigt 
sich annSchst mit den hauügesetzlichen Bestimmungen der Familie 
L^'^W, aber die Ebenbürtigkeit der Ehen. Solche waren enthalten 
in einer Frimogenitnrordniuig vom 14. April 1767. Biese worde 
dem Kaiser znr Bestfttagnng vorgelegt udA der Kaiser versagte, 
^'e er dieses zu jener Zeit in Shnlidiw Fa'llen stets zu thmn 
pflegte (oben 8. 6\ den Bestinmrangen über die Ebenbürtigkeit aus- 
drücklich seine Bestätigung, um sich dieserhalb begebenden Falls 
allerhöchste Cognition vorzubehalten*). Nun ist oben Ö. 1'.» und 
aii'äget'iihrt. wie sowohl I^Ioser wie Pütter eine kaiserliche 1)6- 
^^'^i^nn;? der llausgesetze nicht für erfürdcrlich hielten. Die Familie 
^ *^'"<V . konnte also trotz der Verweigerung der kaiserlidien ße- 
t-i^^ong gültige Bestimmungen über die Ebenbürtigkeit der Ehen 
|f»ire]* Familienmitglieder treffen. Weil aber der Graf L.-W. da- 
«oala einmal die kaiserliche Bestfittgnng sdner Primogenitnrord- 

man allerdings nicht ohne weiteres an- 
noln^^^jj^ dass er auch die nicht bestätigten Teile derselben auf- 
leclitb erhalten wollte. Vielmehr wird man sich der Ansicht des 
t^öiclisgcrichts anschlicssen müssen, dass die Primogenitnrordnung. 
^lls nicht das Gegenteil aus ausdrücklichen Bestimmungen des 
*'^^t.ers') ersichtlich ist, nur, soweit sie vom Kaiser bestätigt 
^''^^» rechtsverbindlich sein sollte. 



1) Ent??ch. in CiTÜsachen Bd. 82 K. 88. 
2> Putter, Misclifliratoa S. 807. 

9) Od«r dar iplf«r In BstaMÜ koBMBdm FfeaHiMunilgliste. Ein BdspM 
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Wichtiger ist der «weite Teil der Entscheidung, dass nach 
gemeinem Fürstenrecbt die Ehe des hochadligcn Klägers mit der 
Dame medwni Adel kein« IG&slidni tei Du Seidisfericht 
Btfitst dieie Aniwlime wesentKch auf drei GrQnd« : 

1) WiSreii soldie Ehen nach Angidit der Zeitgraofleen Mas» 
heiraten gewesen, so konnten nnmOglich so viele namhafte, mit 
der Praads vertrante Sehriftstellw wie vorsOgUch J. J. Moser 
ein Herkommen solches Inhalts Temeinen. Oben S. 40 ist be- 
reits erwähnt, das» selbst Moser zugiebt, die meisten und be- 
nfensten Schriftsteller seiner Zeit hielten die Ehe eines Fürsien 
mit einer Barne von altem niederen Ariel für oin matriTnoninm 
juridice inaeqnale. Auch ist die Haltlosigkeit der eigenen Beweis- 
führung MoHor's ausnihrlich Ijon^ründot. 

2) Der Kaiser pfloj^xte Bc.<tiinmni);2^en in Hausgesetzen über 
die Unebenbürti^^Vi'it solcher Ehen seine Zustimmung zu versag:»'!!. 
Oben 8. Ü ff. und 12 ff. ist gezeigt , wie eng das kaiserliche In- 
teresse mit dem des nicdern Adels in dieser Beziehung verknüpft 
war. Nadi der Wahloapitnlation von 174S war dem Kaiser ftberdies 
die StandeserhÖhnng Ton Bündern ans notorischen lüssheiraten nicht 
gestattei Notorisdie Hissheiraten abw waren sowohl nadi Moser's 
wie nach Pütter' s Ansicht neben den Ehen der reichsstandischen 
mit bürgerlichen Personen auch die kraft Hansgesetaes imstandes- 
mässigen Ehen. Hätte der Kaiser nun hausgesetzliche Bestim- 
mtingen, welche anch die Ehen mit Personen von nicderm Adel 
für unstanrlesmässif; erklärten, bestätigt, so hStte er selbst noch 
zur weiteren Beschränkung seines Rechtes der Stan(leserhr»hung, 
welches noch eines der wenigen Ueberbleibsel der kaiserlichen 
Macht bildete, beigetragen. Ausserdem wurde, um auch das hier 
an wiederholen, am kaiserlichen Hofe die Vntersdieidnng des Adels 
allein nadi Titeln mSglidist festgehalten. Enuumte der Kaller 
jemanden nm Ffirsten , so galt dieser nach jenem ,cSsarinisdien 
Standpunkt" als Mitglied des hohen Adels kraft kaiserlicher 
Machtvollkommenheit. Um so weniger konnte der Kaiser eine 



hteflkr UMflt dtt Testaawot d«t FBnten Victor Amadeas Adolf vtm AjümII* 

Schattmborg Ton 1762. Aach den in diesem Testament eatiisltiDea Bestimmo&gBB 
über ebenbürtige ELcn wurde die kaisorliilic Bestätigung nicht zu Teil. Trotz- 
dem bekräftigten die Söbne des Fürsten den ganzen Inhalt des Testament« durch 
•faun Yertrag vom Jahre 17&6. Ptttter, MiMheiraten 8. 808 f. 

1) Den Audnek vendst BMRev, Sondenedito 8. 71, «a snr »it 
de« Ciegensatzoa des ^TSldMitändisch-corporativeii* StandpnnklN, asoh das» der 
hohe Adtl mit itm rsiclissHaQhLhMi AM iwhbmib *|twt , 
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rncbci:Lbiirtigkeit dieser TitalarfÜnten g«g6iifiber dem reichsstän- 
dUctieTi hohen Aflol ariPrkpnnPTi. 

3) Div Hcirhsgerichte haben gich für die Slandesniässigkeit 
ä><>lcliex* Eheu , t^ellif^t, in Fällen, wo keine besonderen politischen 
^''Wägiingen im Spiel waren, en^chieden. Mit dieser Bemerkung 
^^^i^t, das BeichKgericht aui' die Möglichkeit einer Beeinflassuiig 
^ Rcichshofrats (flber das in Betrachi kommonda ürteü des 
^^Hslcammergeiicliis, oben S. 41 f.) durch den Kaiser hin. Aber 
^\ den einisftfaftn Streiti^eiten ttb^ die Ebenbfirtigkeit der Ehen 
^^^chen Mitgliedern des hohen und niederen Adels bedurfte es 
keiner besondei^^r politischer Gründe für den Kaiser, um 
'^«^Uie Autorität zu Gunsten des niedern Adels geltend zu madheiit 
^ allemlil schon an nnd für sich ein fonflict, bei dorn „das 

. ^"^To dos kaiserlichen Hot'cs" in Botraelit karn. Der Kaiser wnv 
^^^^^r Ebeubürtigkeits trage viel zu sehr Pai'tei, als dass man 
öjj» ^«iiiner oder der Stellungnahme des Keichshofrats irgend welche 
^^^iiätie ziehen diirlte. 

Keichsgerioht hat seine Ansicht nidit weiter b^grttndet. 
^^TMO^bar aber kann man auf «wei Wegen sa ihr gelangen. Eän- 
iobI durch die Annahme , das Ebenbärti^eitsprinnp habe von 
jeher nur auf die Yerbiadnngen von hochadligen mit bfbrgerlichen 
Personen Anwendung gefanden. Oder man geht davon aus, die 
Ehen zwischen Personen von holiem und niederm Adel seien swar 
früher Missheiraten gewesen seien, aber nach neuem TTerkommen als 
vollwirksani anzusehen. Die erpte Annahme liat wenig Vertreter ^) 
gefunden. Fand das Ebenbürtigkeitüprinzip iin I\Iittelalter A^n- 
wendung aut die Ehen des Herrenstandes, so musste es damal» 
auch lauten, da^ä Ehen mit Untergenossen Uberhaupt Missheiraten 
seieL Die damalige Stellnng des niederen Adels Ifisst eine Aus- 
n^kne zn Gvnsien desselben nicht yermnten *). Die Schnftsteller, 
w3che die Ehen swischen hochadligen Pwsonen nnd solchen Yon 
niederem Adel fSr vollwirksam ansehen, ▼wtretot die sweite 
Annahme nnd behaupten wie schon Moser eine spätere Aenderung 
des Ebenbürtigkeiiqi^rinzipee zu Gnnsten des niederen Adels*)» 

1) Eise gaiis benndsn Stdhmg niiiinit Klftber, AMiandleagsn I 926 f. nnd 

OeffentlicboB Recht $ 303 ein. N:\ch Um waren nach mitteldterlichem Recht 
»lle Freien einander cbenbflrtif.', Erst durch die Walilcapitnlation von 1742 nnd 
dea Reichsscbiuss von 1747 seien die Verbiadaugeii des hohen Adels mit Büiger> 
liehsB Hinlieiniten gewotdan. 0iaNr Beehtmitaml sei äutA Axt 14 dsr B.A 
bsitttigt and den Standeshsmi sogMidMVt 

2) Oben S. 30 f. 

8) Heffter, Beitrage ü. 4äL j Sondtirechte & llGCj Qengler, deutsdiea 
Plivstr«cht 9 184. 
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Aber da^< ist die Klippe, an welcher sclioii der alte ]\I(.iser schei- 
terte. Wie Süll bicL in Abweiiliung von dem alten Piimiip gegen- 
über dem offenbaren Widerstreben in vielen büchadligen Häusern 
ein neues Herkommen gebildet haben, kraft dessen in allen HSnsern 
Ehen mit dem niederen Adel im Zweifel standesmftssig sein sollen? 
Die hoohadligen Familien mit ihrer Autonomie stehen sidi ähnlich 
wie die einsdnen deutschen Staaten gegenüber. Wenn nnn einige 
Rechtsgrundsät/e im I^Iittelalter in ganz Dentschland Greltunpr 
hatten, aber später in vielen Staaten dem r?)mischen Recht oder 
der modernen Kephtsanschannuf^ zum Opfer fielen, soll man dann 
sagen, dass auch in den andern Staaten, in welchem ruau jene 
Grundsätze festhielt, die Vermutung gepren dieselKe s])räche? Das 
wäre ein Rückfall in die schliinnihteu Zeiten romauibirender Juris- 
prudenz I Aber darauf kommt die Ansicht von Heffter, den man 
sicher als ^nptvertreter der Heinnng, dass Ehoi swischen Per' 
sonoi von hohem nnd niederm Adel keine Misshdraten seien, be> 
aeidmen kann, ofTenbar herans. Er föhrt ans *X »üt den Ter- 
änderten Anschauungen an die Stelle des EbenbfirtigkeitsprinzipeB 
,idas Postulat standesmässiger Verbindungen" getreten sei; dar* 
nach seien Ehen hochadliger Personen mit bürgerlichen allerdings 
BTissheiraten , nicht aber die Ehen derselben mit Personen von 
niederem Adel; auf die letT^toreii müsse daher im Zweifel der 
allgeuieine, sieh von selbst verüttihende Grundsatz zur Anwendung 
kommen , dass Ehen ohne entgegenstehendes Verbotsgesetz alle 
Wirkungen einer rechtmässigen ehelichen Verbindung hätten '). 
Aber der Wechsel der Worte Ebenbürtigkdi nnd Standesmäesig- 
kett hilft über die oben beseichnete Kliiipe auch nicht hinweg 
und viele hochadlige Fanulien hielten doch die EbenbOrtig^eits- 
gnmdsfitze fest nnd Ehen mit gewöhnlichen Adligen weder ffir 
ebenbürtig noch für standesmAssig. Wenn nun jetzt ein Prinz 
aus einem altfürstlichen Hanse, welches stets die strengsten Grund- 
sätze bezüglich der Vermählnnf^n seiner I\Iitglieder festhielt, 
sich mit i-iner Dame von niederem Adel vermählte nnd auf An- 
erkennung der Staiidesmässigkeit dieser Ehe klagte, so wilrde 
nach Hettter die Vermutimg für dieselbe sprechen. Da hans- 
gesetzliche Bebtimuiungen selten vorhanden sind, bliebe den Ag- 
naten nnr der schwierige Nachweis offen, dass nach dem beson> 
dem Famflienherkommen Ehen mit Damen von niederem Adel 
als Hissheiraten anzosehen seien. Dam wSrde nicht genügen, 



1) Sondenreohto 8. USft 
V) Mtrtfs 8. Ut 
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dass die Glieder jeuer i^'auiilie sich imuier nur uiit Mitgliedern 
anderer liucliadliger Familien veniiiililt hätten, sondern es würde 
noch den ^«aciiweises bedürfen, da»« dieser Enthaltung von Ehen 
mit PerBonen von niederem Adel eine opiuio necessitatis , eine 
Rechtsüberaeugung iimärluilb der Familie za Grande gelegen habe. 
Bamit würden die Ebenbürtigkeitsgnmdsfitze in jaxen alten H&a> 
sem überhaupt in Frage gestellt werden. Und weshalb? Weil 
sidi in anderen hoohadligen Häusern ein neueres Herkommen zu 
Chinsten der £hen mit dem niederen Adel gebildet hat. Hier 
kann man nur einwenden, was schon Pütter immer wieder be- 
tonte: vn<* konnte das, was in einzelnen Familien geschah, den 
andern zum rräjucli/ {^crciclien ') ? Sieht man in manclicii lioch- 
adligeu HäuFern abweiihond vom Ebenbürtigkeitspriiaip auch 
Ehen mit dem niedern Adel als ebenbürtig an, so ist vielmehr 
dieser abweichende Grundsatz zu beweisen. 

Die Stettongy welche das Beichsgericht an Gimsten der Eben- 
bürtigkeit der Yerbindnogen Ton Personen yon hohem und nie- 
deroa Adel in dem ob«i S. 59 angeführten Erkenniniss einmmmi, 
ist nm so auffallender, als in der neneren litteratnr die Hetnnng 
immer mehr die Oberhand gewonnen hat, dass das Kbenbürtig- 
keit 1 r inzip im strengsten Sinn auch heute noch Greltong habe 
und im Zweifel also nur Klion hochadliger Personen unter ein- 
ander als stRndpsf^emä.ss zu behandeln seien In dem littorarischeu 
Streit, der sich nenerdinfrs über die Thruiitolge im Fürstentum 
liippe erholten hat, liat die Ansicht, dass die Ehe eines Herrn 
Vüu hohem Adel mit einer Dame von niederem Adel , falls die 
Familieiigmndsätce nicht aiudrü«&lidi dagegen seien, stets als 
ebenbürtig gelten müsse, kaum ^en Vertreter gefonden. Eine 
andore Anneht dagegen ist in den Yordergnind des Interesses 
getreten, nimlich diejenige, welche zwischen den altfürstlicfaen 
Familien einerseits und den gräflichen und den ihnen gleichste- 
henden neulürstlichen Familien andrerseits unterscheidet. Für 
die altl'ürstlichen Familien soll dam^ das strenge Ebenbürtige 



1) Oben S. 31 ff. 

2) Kichhorn, deutHciics l'iivatrücht § 292; Kohler, Handbuch des deutschen 
Priv&tfurtiUiiireciiU § 42; Guhruiu, gesch. Darstellung der Lehre von der Kben- 
bOrtigfceiC U §112; ZitdiAriM, deutacbe» StB. I § 68 II; Beveler, diratMiiM 
Rrivatrecht § 171; v. Gerber, deutsches Privatrccht (17. AuH. v. Cosack) § 265; 
Gicrke. deutsches Privatrerlit §47; Stol.Lo, (loutscLc.s Pnv:itiTrht IV §213; 
Schulze, deutsches Staatsrecht i § mi; Meyer, deutsches Staatsrecht § 89; Born- 
li&k, im AiNsh. &g OÜBiitL Becht T 883 £; Laband, die Thronfolge in Fftntentom 
X4|fpe 8. 4ft md «wUie. 



keitsprinzip im vollsten Umfang fortbestehen , für die grällichen 
und neufür.stlichen dagegen 5?ich der Grundsatz gebildet haben, 
dass Ehen mit Tersonen vom mederu Adel im Allgemeinen keine 
Mißsheiraten seien. Es ist schon oben S. 32 f. erwähnt , dass 
anch Pütter in seiner Lehre von den ^lisHheii'aten einen Unter- 
aoiiied swiMshen dem altfOrBtUchen und dm andwn hoehadUgen 
Famüiflii maohti aber nur in dem Sum, dass er nadiwdst, meht 
in emer eiasigen «ItfttriÜicben Familie habe ddi ein Herkommen 
TO Gnnaten der Ehen mit Personen yon niederem Adel gebildet. 
Dagegen giebt er zu, dass dieses in manchen gräflichen Häusern 
der Fall sei, aber er betont, dass die Vermutung auch beim 
Grafenstand gegen die Rtandesmässigkeit der Elien mit Personen 
von niederem Adel H])räclie. Vor allem hat dann Eichhorn ^) den 
Unterschied zwisclien den fürstlichen und gräflichen Hänsern in 
der Behandlung der Ebenbürtigkeitsgrundsätze hervorgehoben und 
nachgewiesen, wie sich die letzteren besonders von dem reiclis- 
rittergchaftllflhen Adel nie scharf getrennt hStten. Aber gans 
oonsequent igt die Ansidit, daas bei den neoffirstliclten nnd gräf- 
Hohen H&uflni die Yermutong für die Staadesmitsngkeit der Ehen 
ihrer Ißiglieder mit Personen Tcm niederem Adel spräche, erst 
in neuerer Zeit aufgestellt^; in diesttOl 8ume soU auch ein Gut- 
achten der Grötiinger Juristenfacultät vom Mai 1860 und ein sol- 
ches der Erlanger Facultät vom März 1872 ergangen sein Der 
Unterschied zwischen alt- und neufürstlichen Familien war zur 
Zeit des alten Reiches offenbar bedeutend *): vor allem suchten 
die ersteren sich gcwisf?e Vorzüge vor den letzteren zu waliren 
und hatten als „corrcspundirende altweltfürstliche Häuser" '') ihre 
besonderen Yersammlnngen , auf welchen auch gerade die Eben- 
bfirtigkeits&age Yerhandelt wnrde *). Darf man diesmi Unterschied 
ancih nicht mit La3l)aad^ einfadi in die Eompelkammer des alten 
Brndies werfen, so Usst sidi doch eine ydUig prinzipielle Yer- 

1) Privatrecht § 25>2 ; üebcr die Ehe des Herzogs ron Snssex 8. 129. Von 
daa ob«a S. 63 Anm. 2 angeführten Schriftstellern haben sich ihm angeschlossen ; 
ZMbviM; SCobbe; SdnilM a. a. O. und Art. „Ebenbürti(^ceil" im BtMto-W<tater> 
buch Ton Blontschli und Brater; Bomhak; ferner Dieck, Art Miidiairat bk 
Wdrice's RechtslexioOB (ntv btsOglidi dtr griiUdMA FamOiai). 

2) nnten S. 66. 

d) In einem Pro^s der Qr&fin von HasUngen geh. Grullu m tippe- Weissea- 
fldd gtin dm FBntaB naä die Laadttiad« tob Upp« «eiOB Dotilgslder, 

4) Darftber aaBfahrlich Klaber, Abhandlangen I 155 ft 

5) J. X. Moser, Von den t Beichsst&nden S. 707 f. 

^ te 1741 Btt OfEeaback Patter, Misaheiraten 8. 276. 
1) Bis Xhmnblis ha FOntmlan lAgf^ 8. 10, 
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«sUfidflnheit der Ebenbürtigkeitogniiiisiltie swisciiai Ihien mciht 
bebaapten. Dagegen qpriclit schon, dass neh imter der grosMii 
Zahl von Schriftstellern, die im TOrigen Jahrhundert die Eben- 
bürtigkeitsfrage erörterten, keiner findet, der einen wesentlichen 
Vnterschied in der Behandlang der Missheiraien bei den alt- und 
neufürstlichen reichsetändischen Häusern anorkannt Iiütte Die 
alten Reichsgrafen , von denen niwh die s^jäteren neulurstlichen 
Familien in der Hauptsache abstammen , gehörten mit dm alten 
Fürsten stets zu demselben Stand, dem HerrpnstÄnd. Das Eben- 
bürtigkeitsprinzip mnsste für sie in gleicher \V eiae Anwendung 
finden, indem es den Herreostand von allen andern abeohlose. 
Kim ist snzngeben, dass diese AbBcUiessiing bei manchen reichs- 
gräflichen FamUien gegenüber dem niederen oder ancfa nnr dem 
reichsritterscfaaftlichML Adel nidit erfolgte. Ebenso mag sich in 
manchen gräflichen Familien in der Folgezeit ein abweidiendes 
Herkommen zn Gunsten des niederen Adels gebildet haben. Soll 
man sich aber deshalb dafür entseheidon , dass im Zweifel die 
Ehen mit J^ersonen von niederem Adel in allen gräflichen und 
neufürstlichen Häusern standesgemäss seien? Zu welchen un- 
billigen Resultaten das für die Familien führen würde , welche 
an strengeren GrundHÜtzen festhielten, ist schon oben erwähnt. 
KlnuDt man dagegen das strenge Ebenbfirtigkeitsprinzip als sab- 
sidiares Secht an, so wird ein davon abweichendes Familienher- 
kommen an Gunsten des niederen Adels sich viel leichter er- 
weisen lassen, einfach dadnrdli, dass in der Familie Ehen mit 
Personen von niederem Adel vorgekommen und uline besondere 
Ghrfinde als standesmüssig behandelt sind^). Während gegenüber 
der «iM^if^hi»^^ Annahme die Thatsachei dass in der Familie 



1) So Klüber, Abbandlangen I 170 noch im Jahr 1830: „So gross ancli die 
Vencyedeaheiten der AUinongen über den B«gn£f und da« Wesen der Misabei- 
rathen .... mma oder noch sind, so wird doch meines Wissens nie eine der- 
•elbeii asf den Untefsehied swischen ttten und Bemn Ffirtten gegrflndet*. Aller- 
dings g:a1) CS aber schon im vorigen Jahrhondcrt Schriftsteller, welche zwischen 
dem Grafen- nnd Fürstenstand einen solchen Unterschied bezfiglich der Büss- 
heiraten behaupteten, z. B. Strube, Nebenstauden und rechtliche Bedenken, Tgl. 
Ptttar, Miadieinvtes & 685. 

9) Wenn also jene oben S. M «rwihnten Outachten der Oüttinger nnd Er- 
langer Facultiit sioh dahin aussprechen, Beklagtem sei der Beweis naj-hrnln^^scn, 
daas nach der Lippe'schen Hausob^erran^ die Ehen mit Personen Ton uiüderem 
Adel kelae ebenUrtlgeD seien (Bomhak, die Thronfolge im FOntoitaiii I#pe 
B. 14>» 10 bitte nsdi der Uer vertieteneB Ansidit imgekiihirfe ^ EUgeriB, die 
Or&fin von IlasHngen, beweisen nflSMI, dsSS SOhdi* Ehw asdi der L.VdNB 
BMHobsenvu ebenb&rtig teien. 

5 
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nur Ehen mit liochadligen Personen geschlossen sind^ zur Be- 
grimiluiig eines abweichenden Herkommens nicht genügen kann. 
Auch unter den neofürstlichen and grfiffidieii FaniOieii iat kiineg- 
W6g8 aPgemein die Staadesrnfissigkeit der Ehen mit Personen von 
niederem Adel anerkannt. Audi bei ihnen war immer eine eoi- 
gegengeeetste StrSmimg yorhandea. Und manche dieser Taaulien 
sind zwar auch TOn den strengsten Ebenbürtigkeitsgrnndsätzen 
abgewichen, aber keinesw^ 80 weit, dass der gesammte niedere 
Adel als ebenbürtig angesehen wird, ??onflern nur zu (Tuiistcn des 
titulierten niederen Adr!s, also der Familien, welche wenigstens 
den (rrafen- oder Freiherrntitel führen Ist es nun nicht dcu 
Thait>achen weit mehr t-nt sprechend , wenn man alle diese Ver- 
schiedenheiten als Abweichungen von dem strengen Ebenbiirtig- 
keitsprinzip ansieht? Legt man dieses anGxnnde nnd nntersiieht 
dann, ob mid wieweit ein Biilderes Famüienherkonuien vorhanden 
ist, so wird man au gerechteren imd billigeren Reeoltaten ge* 
langen, als wemi man die Ehen zwisdien Mitgliedern des neu- 
fürstlichen und gräflichen hohen Adels und Personen von niederem 
Adel im Zweilei ak vollwirksam ansieht. 

Kine andere nicht so weit gehende Ansicht behauptet ^) die 
Standesmässigkeit der Ehen mit dem niederen Adel nur für d i e 
neufürstlichen und neugräflieheu Familien, welche erst später zur 
Reichsstandschaft gelangten, i^s mag sein . dass diese sich von 
ilueu früheren Staudesgeuossen noch weniger unterschieden und 
die strengen GrondMUxe vielleicht nie beobachteten. Aber so all- 
gemein dtrfte das aoch bei ihnen nicht der Fall sein. Ein Gnmd 
für sie eine allgemeine Ansnahme anznerkeimen, liegt kanm vor % 
Hat die fflwaelwe Familie den niederen Adel als ebenbürtig ange- 
sehen, so wird sich das leicht ergeben« 

fiSe. Begriff des Ebenbürtigkeitspriniips 
im heutigen Beeht. 

Als Polgenmg ans der yorstehenden Untersuchung mSchte 
ich folgendes nodi einmal aosaramenfiuraen. Das Ebenbürtigkeita- 



1) FQr dM nenlArttiUdie Btos Lippe b«hauptefc eia mIcIms Hs rl ro — sa 
QniMtaa des thalierteB niedsrn Addt, Bombsk im AxeUv t lUL BmM Y 896 f. 

Dagegen aber Laband, der Streit Ober die Thronfolge im Fürstentum Lippe (1896). 

2) Bo Kahl in der Allgemeinen Zeitung TOm 18. Aug. 1892 JN. 229: die 
Tinoiifolge im Fürstentum Lippe. 

8) Eine loldlie «8fd» vor aUsm aadi dsn Bsgifff des SbinUlitigkiitSPKhl- 
s^ji, wie es hl IdgHidsD FasafisphBn siwMBBMBC^^ 
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prinzip für die Ehen in den Lochadligen Familien besteht auch 
heute noch im vollsten UmfaTijsr und lautet : Nur die Eben, welclie 
diti I^Iitglieder huchadliger Häuser unter einander eingehen, bind 
standesgemäss und yoUwirksam. Jedes Mitglied einer regierenden 
oder standeBlierrliclieii FamOie ist den IBigliedeni aller andere 
hochadligen Familien ebenbfiriig, dagegen »besser geboren* als 
alle nidit Hochadligen» die ihm folglidi nicht ebenbürtig sind. 
Insofern hat sich der mittelalterliche Grundsatz im Fürstenrecht 
wenigstens in seiner 'Wirkung auf die Ehen unverändert erhalten. 
Aber in einer anderen iieziebunp; ist allerdings eine grosse Aen- 
derung mit dem Ebentnirtigkeitsprinzip vor sieb gegangen. Im 
Mittelalter war es j^wingendes Recht; jeder konnte den Uneben- 
])iirtigen an seiner (ieburt beschelten ; der ganze Stand hatte ein 
Recht daraui, das« keine Ungenossen in ihn eindrangen j nur der 
Kaiser hatte die Macht» dordi Standeserbdbuug die Gebartsstandes- 
«nterscliiede zu überbrücken. Heute dagegen enthült das Ebenbür- 
iagkeitsprimdp disposttim, snbsldifires Beeht ; die Familie kann an- 
dere Bestimmtmgen für die Ehen ihrer Mitf^ieder treffen. Die 
aJlgemeine Bechtsanschauung , nach welcher es ehedem eine not- 
wendige Folge des Gebortsstandesunterschiedes war, dass nur 
Ehen mit Standesgenossen ebenbürtig und vollwirksam seien, hat 
sieh geändert. Das Ebenbnrtigkeitsprinzip ist zu einem Privileg 
der hocbadligen Eaniilie geworden, durch welohes sie sich gegen 
das Eindringen fremder Eleniente Rchützen kann. Die Familie 
kann allgemein kruit Haubgeüetzes oder Observanz auch Ehen 
mit Hitgliedern anderer Stfinde als ebenbürtig ansehen; sie kann 
im enutebien Fall die Folgen einer Missheirat heilen Indem 
sie aber darüber entscheidet , ob die Ehe eines ihrer Mitglieder 
Yollwirksam sei, entschddet sie aodi zngleidi darüber , ob der 
andere Eh^tte, ob die Besoendenten ans dieser Ehe nicht nur 
zn ihr, sondern auch ob sie zum hohen Adel gehören sollen. Denn 
wenn die Ehe eines bochadligen Herrn in seiner Famüie als stan- 
de^mässig gilt, dann müssen auch alle andern hochadligen Fa- 
milien sie als vollwirksara anerkennen und die Gattin und Kinder 
als iStandesgenossen betrachten. — So ragt das strenge Eben- 
bürtigkeitsprinzip in seiner mittelalterlichen Gestalt in unsere 
Zeit hinein; aber es wird gemildert und den modernen Bedürf- 
nissen angepasst dnrch die Bestimmungen der emnehieii Familie. 
In erster Isnie entscheiden die letsteren nad insofem kann man 



I) Uebw dis SbiselirliifcBBg^ dl» diswSitw für eiiuilM itgiarauls FsbIHsb 
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dem Satz beistiinxnen : ,Die Ebenbürtigkeitsfrage ist spezielle 
HsDsangelegenheit jedas FOrsienbaiiseB* 

Von dem strengen Ebenbfirtigkeitsprinrip ans kommt man 
folgerichtig zu der Anrieht, dass Ehen der MitgUeder des deot- 
sehen hohen Adels mit auswärtigen Adligen auch nur dann eben- 
bfirtig sind, wenn die Familien der letzteren gleichfalls eine ge- 
wisse herrschenilo J^tellnTig einnehmen*), Aach hier kann die 
Jamilie müdere (xrond^ätze aufisteUen. 

§ 26. Hansgesetzliche Bestimmungen, 
and Hansobservana. 

Wenn man rieht, wie die Grundsätze über die Hissheiraten 
in der Litteratur sowohl wie in der Bechtssprechnng starken 
Schwankungen unterworfen waren, mag es seltsam scheinen, dass 
nur so wenige hocliarllip^e Familien ^onaiio hau<5gesetzliche Be- 
stimmungen darüber getrotf'en halten, welche Ehen ihrer Ange- 
hörigen ebenbürtig seien. Selbst unter den souveriinen Fürsten- 
häusern, in welchen die Ebenbürtigkeitafrage wegen iluet» Zu- 
sammenhangs mit der Thronfolge von besonderer Wichtigkeit 
ist, findm sidi Festsetsnngen derart nur in dm Hausgesetzen 
von Saehsen-Kobnrg-Gotha*), Waldeek*) und Oldenbnrg*). Von 
den fibrigen souTerSnen Ffirstenh&nsem sollen*) die altffirstUdten 
£Qhiser Freussen. Bayern, Sachsen, Braunschweig, Wnrtttfnberg, 
Hessen, Baden, Mecklenburg und Anhalt auch stets am strengen 
Ebenbürtigkeitsprinzip festgehalten haben ; ebenso dürfte das für 
das neufürstlirhe Hans Sebwarzlmrg feststehen^), w.'ihrend es in 
den Häusern üeoss ^) and Lippe mindefitens als zweiielhait ange- 



1) n. Sdudse-Qaereniits, «FOntesancht* in Holtesndsiff's Eocjslopadia 

S. 13GG. 

2) Neben den jetzt regierenden gelten auch die ehemals regierenden ans- 
«liÜgen DynsttJen ftr ebanbOrtig. H. Sdraln^ dratsdies SisaAandkt I 321 f. 
lieber die Ebenbartigkreit aasvrärtiger üntsffthsiisnfiadlieo i EkhbORl, Uebar die 
Xhe des Herzogs von Snsi?ex, S. 14:-iff. 

8) Uaosgesetz vom 1. Marz 1Ö55. Art. 94. Schulze, Ilausgefietze III 286. 
Da Ehen mit Pertime& au fOrstliehen oder gut gr&flichen Hluaem ge fi nd s r t 
Verden, sind anch hier Zweifel möglich. Diese soll ein Familienrat SslSOhcUeB. 

4) HanK^PSPtz vom 22 April 1857 § 7. Schulze das. III 426. 

5) HausgeäuU vom 1. Sept. 1872; Schulze, II 464 Ebenao Auch noeh im 
Hannoverseben Ilausgesetz von 1886. Schulze, I 498. 

8) Schulze, deotadheB Staatsrecht I 323. 

7) Schulze, Hausgosotze in 338. 

8) Ueber die Obsemni: Hsfiker, Sontozeohte & 290 ff. 
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Bohen v«rden mius. Andi in den medifttunerten hocJiadligeii 
Häiuem wird meist die Observanz den Ansschlag geben nnd 

sich nicht immer leicht feststellen lassen. Sieht man aber, 
dn in der Famüie mehrfach Ehen mit Personen von niederem 
Adel vorgekommen ^\n(\ , oImh- än-^s die Stand ostuäFsigkcit an- 
gefochten wnro , sind liosonders Descendenten aus solchen Ehen 
als Faiiiilir'niin<p:lieder anerkannt, so wird man don Beweis eines 
Herkommeub zu Ganston drs niederen Adels als erbracht ansehen 
müssen. Dagegen wird man einen 1 all , in welchem ausdrücklich 
der Cousens sämtlicher Agnaten dngeholt wnrde, ma einer Ehe 
Tolle Wirkmig zu verleilieii, hier nicht heransiehen dfirfen; ebenso 
wenig wie man Ehen, deren Anfechtung von den Agnaten aas 
bestimmten, im einzelnea Fall vorliegenden Gründen unterlassen 
wnrde, zur Ableitung eines Herkommens verwenden darf. 

Gleiten nnn aber in einer Familie noch so laxe Ebenbürtig' 
koits^nndsätze . fo werden die ^Tiffiflieder dorscdhcn doch von 
den andern hochadligen Faüiilien als Standesgenossen ann:eselien 
werden mfbsen. T>io Familie entscheidet über die Zugehüri^^keit 
zn ihr und damit über die Zngeliörigkeit zum hohen Adel. Damit 
hängt der weitere Satz zusiaimnen, dass für die ebenbürtigen 
Einder die Gruidsatze, welche in dem Banse ihrer Mutter gelten, 
nicht in Frage kommen. Das Messe die ganze EbenbfirtiglEeits* 
lehre anf den Kopf stellen, wenn man mit Zoepfl^) solchen Ag< 
naten das Becht, eine Ehe anzufechten, absprechen wollte, welche 
seihst ans Ehen gleicher Art, von Ahnfranen desselben Ranges 
oder Standes oder gar eines tieferen Eanges nnd Standes ab- 
stammen als die Kinder, deren Standosgleiehheit bestritten werden 
soll. Dann könnte überhaupt kein deutselies Fiirptenhans strenge 
Grundsätze testhalten, da wohl keines vorlianden ist, dessen jetzt 
lebende Mitglieder ans Ehen, vielleicht mit einer anhaltinischen 
rriiiüessin , welche die Anna Luise Fösen , oder einer russischen 
Prinzessin, welche Katharina, die Gemahlin Peters I, das »USdchen 
von HHarienbnrg", oder Prinzessinnen, welche ähnliche Damen von 
niederem Stande zn ihren Ahnfranen zahlen, herstammen 

Dem Satz , dass eine adlige Familie sich um die Grundsätze, 
nach weLdiem die Ebenbürtigkeltsfrage in einer andern hocfaad* 



1) Heber UiiBiMivatett 8. m; deatidiM Btaatmcbt I § 286 8. «84. 

S> Fallt nicbt gar In üirer «igeMii Fsnilie «inmal «Im sdd» IfinMitt 

volle Wirkungen gehabt haben sollte: gehört doch Eleonore d' Olbreaoe, eine 
Französin von niederm Adel, sa den Stainmmftttttii der Bitteer Bnglnd, fiannoTer 
and PxeoBsen. 
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Ilgen Familie entscliieden wird, nicht zu kömmeni liftbe, wider- 
spricht offcnhar die oben S. 65 erwähnte Bestimmitlig des Olden- 
bargischon Hausgesetzes, dass Ehen mit Mtgliedem mediatisierter 
Familien nur dann als ebenbürtig an g;e sehen werden sollen, wenn 
die mediatisierte Faiiiilie sellist strenge Eljenlnirtiglceitsgrundsätzc 
festhält. Diese Forderung mag allerdings, wie H. Schul ;ie sagt, 
„ein significanter Ausdruck des Rechtsbcwnsstseins der liochad- 
ligen Familie in seiner neuesten Gestalt" sein; wenigstens wii'd 
sie im YerhMltoiB der eonverSiuii FfirstenliSiiser m den standes- 
herrlichea Familien immer mehr von Bedeutong werden. Der thai- 
sSdhliche Unterschied swiscben den regierenden and den media- 
tisierten, vormals reichestfindischen Familien, welchen die Bundes- 
alcte in den Bestimmmkgw ihres Art. 14 zu überbrücken suchte, 
ist m gross , als dass er nicht auch in der Ebenbürtigkeitslehre 
sich bemerkbar machen wfirde. Die einen isolieren sich in ihrer 
Herrscherst ellimg, während die andern immer mehr in der allge- 
meinen Eiasse der Staatsbürger und Unterthaneu verschwinden 

§ 27. Die Folgen der Missheiraten 

und ihre Heilung. 

Die Folgen einer Mieaheirat werden in den meisten Fällen 
durch Vertrag besonders geregelt werden, so dass die Ehe sich 
als eine morganatische darstellt. Die ßehaupfnng. flaj?s nach dem 
Kcichsgesetz vom 6. Febr. 1875 nur noch dou I\Iitgliedern der 
laiKlcshcrrlichen Familien und der Familie HohenzolhM ii da*» liecht 
zmn Abschlu»» morganatischer Ehen zustände *) , hat mit Recht 
keinen Beifall gefimden. Das BeicbsgeBetz regelt die Form der 
EheBchliessang ; bei einer morganatisdien Ehe ist nicht die Form 
der Eingefanng das Wesentlidiet sondern der die Wirkungen der 
Ehe regelnde Vertrag, der vor oder nach der Eingehimg der Ehe 
geschlossen werden kann. Die Controyerse, ob eine morganatische 
Eingehung nur bei Ehen, welche an sich IGssheiraten sind, statt- 
finden könne, oder ob es auch zoLässig sei, die WirkangNi einer 



1) Bausgesetze n 886. 

2) Siehe aber auch Motire tarn Entwurf fines brirporlirhen Gesotzbachs 
Bd. I S. 11 — 11 (abgedruckt in Gruchot's Beitragen BeUage: £ntv. eines £iii- 
f&hrungsgeseliei ni «rt 56 8. 61 Amn.) - n^'» liegt im öfiisiitliclMn Intereese, daas 
dieien Funflien dis HOgUclikeit gewihrt vird, die anf Ihrer EbesMIitigkeit bo- 
nUiende Standesg^enosscnschaft mit den regierenden ITäusern aufrecht zu erlialten". 

8) Roth. fUntbchea FriTatrecht II § 91 Arno. 4^ daj;cgcn Stobbe, Friratrecltt 
lY § 2U Aam. lä. 
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an sich gleichen Ehe in dieser Weise zu beschränken wnd im 
Voraus zu bestimmen, ibt schon oben S. 34 erwähnt. Die Mehr- 
zahl der SduifUteller *) stimmt heute der ersteren Ansicht 
bei, welche «adi Ptttter vertrat. Obgleich die Zahl der m 
dieaem Jahrhundert geachloseenen morgaoatiachen Ehen in den 
boehadügen Familien nicht gering ist^ dOrfte sich doch kaum ein 
Beispiel finden für den morganatischen Abschlues einer an sich 
etandesgemässen Ehe *). Ob /nm Al).scliliiss eines solchen morga- 
natischen Yertrap^s die I^Iitwirkung der Familie erforderlich ist, 
wird sich in Ermangelung hausgesetzHcbpr Vorschriften nach dem 
Inhalt des Vertrages richten. Sollen darin der unstandesniiissigen 
Gattin oder den Kindern Eeehte Itewilligt werden, welche au sich 
Ebenbürtigkeit voraussetzen, üoll z. B. den letzteren ein even- 
tuelles Sncceesionsrecht vorbehalten bleiben, so wird die Znstim- 
mung der FamiHenmitglieder dacn erforderHeib sem*) nnd m den 
regierenden H&nsem wird andi sie snr wirksamen Bewillignng 
eines solchen eventuellen Snooessionsreefats nicht genfigen. Es be^ 
dfirfte in den meisten Staaten dazu einer VerfassungsäTiderung*). 

Sind die Folgen der Hissheirat nicht in dieser Weise oder 
nur zum Teil so geregelt, so vnrä man davon auszugehen haben, 
dass einer Missheirat alle Wirkungen fehlen, welche dureh Eben- 
bürtigkeit bedingt, sind. Vor allem gehören die unebenltürtige 
(iemahlin sowie ihre Kinder nicht zur hochadligen Familie; sie 
teilen nicht den llang und Stand des Gatten*) resp. Vaters, 
dürfen suih des ffirstUchen Titels nnd Wappens nicht bedienen. 

1) So Stobbe, PriTatrcrht IV § 214; v. Gerber, dentsrbps Privatrecht § 266 
Anm. 17. — Darrogen Zoeptl, deuteches Staatsrecht U § 228} Bnuui«r, Art. 
„Morganatische Ehe" in UultKeadorff^s Eechtslexikon II 804 f. 

8) Dtt bekaimte Bdspi«! der mocguuitiBelMii Ehe des Ktalgt FriadriehWil* 
heim ITT Ton Preassen mit der Gräfin Harrach im Jahre 1824 (Kraut, QnmdrlM 
§ 42 n. 12) fipricht für die Strenge der KbenbOrtigkeitsgrundsätze im preassi- 
•chen Kömg^baose. Die Grafen Uarrach geborten als Penonalisten nicht zum 
hclwn Adal (oben 8. 00), winii sie «neh iplter lon Owterreidi n den Fvftdicatmi 
des liohen Adels aogemeldet wurden (oben 3. 61). 

3) Dass die nicht ebenlairtigen Kinder ausser, wo bei landesberrlicben Miss- 
heiraten die Verfassung im Wege stände, nach Abgang der i^'amiiionglieder even- 
tuell sttccessionsberechtigt seien, behauptet Stobbe, deutsches Frhatrecbt lY § 213. 

4) OiH steht nicht fan Widenprodi mit dcar Behnnptttaf (oben 8. dass 
nr Heflnsg einer Missheirat in der landesherrlichen Familie im Allgemeinen die 
Zustimmung der VolksTertretttng nicht erforderlich sei. Die GewähmTig eines 
erttutuelleo SuccMalonsrechts echiiesst eine Aendemng der Erbfolgeordnung in 
skb, irss bei einer Änakaasaaig nicht der Fell iit 

5) Entsck das Sebhueilfllita in CMIsaclien im 7, Hsl 1880 Bd. II n, 89 
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Die Frau hat nach dem Herkommeu rmr Anspruch anf eiii g^crin- 
geres Wittum als fürstliche öemahliunoii Dass die Kinder den 
Stand ihrer Mutter teilten, also einfach der ärgeren Hand folgten, 
wird mau nicht unbedingt behaupten können. Ist ihre ^lutter 
eine bürgerliche, so geht das Herkommen doch dahin, dass mau 
die Einder wenigstens als 20111 aledereii Adel gehörig ansehen 
nniBS^. Dagegen fehlt den vnebenbfirtigen Eindem daa Sncoea' 
aicoareoht in alle Guter, welche an die hochadHge Familie ge- 
bunden eind*), während sie an der Erbfolge in die dreien Güter 
ihres Yatera sowie in das Yenndgen ihrer Mutter und deren 
Blutsverwandten teilnehmen können. Auch haben die Kinder ein 
Recht auf standesgemässe Alimente. Dass diese Alimente uneben- 
bürtiger Kinder das Stammgut Ixdasteten, also von jedem Ro- 
gierungsnachlblger als .soIcIuma zu zahlen seien, behauptet HelFter ') 
auf Grund eines allgemeinen fürstlichen Herkommens. Die Con- 
se^uenz daraus, dass die unebenbürtigen Kinder mit dem Fürsten- 
hanse als solchem nidits an thnn haben nnd demgemSss nur nach 
d^ allgemeinfw bürgerlichen Bedit einen AIim«itenansprnch gegen 
ihre Asoendenlwn würden geltend machen können, spricht gegen 

die Belastung des Stammgutos. 

Für das Familienmitglied selbst, das eine Missheirat schliesst, 
hat die Missheirat an sich keine nachteilige Folgen; jedoch sind 
hausgeRetzUche Bestimmungen, welche solche Familienmitglieder 
auch für ihre Person von der Successiou in Familiengüter aos- 
schliessen, als gültig anzusehen^). 

Eine hochadlige Dame , welche eine Missheirat eingeht , ver- 
liert den Ansprach auf die sonst übliche Aussteuer ; ihre Kinder 
folgen dem Stand des Vaters , gehören aadt nicht als Cognaten 



1) HdR«r b der Zcitsi lirift für deutsches Kcciit II H. 2 8. 17 ff. 

2) Heffter, a. a. O. S. 21 ff.; Sonderrechte S. 128 § i>6. 
8) Eicbboro, dittlidies Priratncht $ m 6. 7S2. 

4) Zcitwlir. f. dsBli^st B. II Heft S 8. 28 f. Doch idtrlolct andi HelRer 

seine Behauptung dahin ein, dass cinn unzweifelhafte Yerpflichtaog der Kach- 
folper ritir hin unplcirlion Elicn solclier I''amUicngIioder vorlianden $f\ , -wcli lic 
sich im Oenoss des Familiengutes bereits befunden b&tten, sonst nur für solche 
Nachfolger eine Terpfliehtang bestehe , v«lche dwdi das BMcbi aieht ebenbor- 
ügcr Descendenz zu einer frahem S m e ei rion gdaagC mI«b. Soweit ergebe eich 
eine Pflicht aus Billigkeitsgrundsätzen. 

5) Entsch. doe Beichigerichts in CMleachen vom 19. Apiä 18d7 Bd. 18 

a 42 S. 1»B£ 

6) Dodi eon die hoohadlige Dame aadi heuttgem Bedit ihien Staad und 
VaM» behillM; fo Oiarka^ tortadne Pkinmciit 1 1 47 B. «9. 



«1 der liodiadligea Familie ihrer Mutter und haben daher aneh 
kttne eYentoeUen SneoeaaioiiaaMprache» 

Nach FriTatffirstcnrecfat kann andi heaie eine sieht eben* 
bürtige Ehe durch ConseoB aller successionsberechtigteii Agnaten^) 
in eine ebenbfirtige verwandelt werden. Nnr gilt hier jene bereits 
^oben S. 56 f. erwähnte Ansnahnie. dass in einigen dentschaai Staar 
ten. in wolrhpn die Vrrffispnn*!: di(^ Alisfammn-npf aii«? oincr obpn- 
bürtigen Ehe als Erfurdci-nis der ThronfDltrpt'älii^'kcit. aufstellt, 
der Consens der Agnaten der fürstlichen Familie der Üesfendcnz 
ans einer Missheirat nicht zur Thronfolge verhelfen und dalier 
eine solche iChe auch nicht zu einer yoUwirksamen machen kann. 
In den andern Familien dagegen kann dne aolche Anerheunang 
einer nicht ebenbfirtigen Ehe entweder aoadTfiddich oder durch 
conelndente Hiandlimgen der Agnaten geschehen Gerade die 
letzteren FSUe, in denen ohne die Einholung eines besonderen 
Conaenses nicht eVionbürtige Ehen als Tollwirksam 1 h andelt wer- 
den, sind es, welche ein von dem strengen E1)(>nhiirtigkeitsprinzip 
abweichendes Herlcommon boG^riinden. Anch bei ihnen wird man 
eine Anerkennnnr^. einen Rechtsakt, durch welchen die Missheirat 
zn ciuer vollwirksamen Ehe wird, annehmen müssen. Es ist nicht 
zulässig, dass die Standesmässigkeit einer Ehe, die inuner als 
vollwirksam behandelt ist, die Ebenbürtigkeit einer Gemahlin und 
ihrer EindeT} die bisher inuner als ebenbürtig und anr hochadligen 
Familie gehörig angesehen' sind, nach Jahrzehnten, wenn ein wich- 
tiger SnooessionefaU in der Familie eistritt, angefochten wird. 
Denn keineswegs ist die Successionsfähigkeit allein, sondern über- 
haiqit der Besitz der hochadligen Familienrechto durch die Ab- 
stammung aus einer ebenbürtigen Ehe bedingt'). Sind die letz- 
teren einer an sich niclit ebenbürtigen Gemahlin und ihren Kin- 
dern einmal zugestanden . so wird man darin eine Heilung der 
Missheirat sehen müssen. Nur ist wohl zu beachten, dass auch 
eine solche Anerkennung durch conelndente Thatsachen seitens 
aller Agnaten erfolgen muss; durch eine Anerkennung seitens 
einzehier kennen die Hechte der andern nicht gesdunfilert werden. 
In der blossen ünterlaasnng eines Protestes gegen daa Führen 
des Fkmilientitels und der Familienwappen seitens der nneben- 



1) Uud anderer £rbberecbtigteD, z. B. iai Erbverbrüderten, bei Lehen auch 
des LebBihemk, «owdt Beehto dieser Fsnonen in Fkage koauoun. 

2) H. fiehidke, Aus der Praxis des Staufs- und Privatrechts S. 237. 

3) Bo »nsdrücktirh Entsch. dee Bei«b4gerichts in CiTÜsadien lom 7. Uak 
1680 fid. U n. 39 & 156. 
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bürtigen Gemalilin oder ilirer Kinder wird man eine Anerkennung 
noch nicht erblicken können *) ; wohl aber in der Erteilung dieses 
Titels an dieselben seitens der Agnaten, sodann in der Zuziehung 
der nicht ebenbürtigen Descendenten zu Fauiilienberatungen , in 
der Zahlnng einer Apanage an die nnebenbürtigen Söhne ^ o. s. w. 
immst aber mit der Emsehraiikang, daas Bedite Dritter dnrdi 
Handliiiigon fäiMtaWi» Agnaten nicht beeinträchtigt weirden hSnnen. 

§28. SchlnSB. 

So haben wir ims im AnBfihfaH» an J. J. Moser und J. 8t. i 
Pütter durch das Labyrinth der Ebenbilrtigkeitslehre hindurch* 
snwinden gesncht. Den Ariadnefaden in diesem Labyrinth hat 
nng Ptttter gesponnen ; er hat die Grnndsfitse klar erkannt, TOn 

denen aas man allein eine rechte und gerechte Benrtoilnng dieser 
Materie gewinnen kann. Ob Pütter auch darin Recht hat. dass 
er vom politi^^chen Gesichtspunkt und de lege i'erenda das Eben- 
bürtigkeitspnnzip verteidigt, oder ob man sich denen anschliessen 
soll'), welche die Beseitigung dieser den modernen Rechtsan- 
schauungen widersprechenden Grundsätze fordern, das war hier 
nidit'zn ontersocben. So wie das EbenbfirtigkeitBpEinzip heute 
noch dasteht, ist es ein grossartiges Zädien fOr die Uacht der 
höcfaadligen Fandlie. Li ihrer Hand ist es eine schwere Waffe, 
die sie nach Belieben strenger oder milder handhabe kann, eina 
Schutzwehr gegen das Eindringen unliebsamer Elemente. Für 
die Familie ist es ein Vorrecht , für das einzelne Familienglied 
oft eine schwere Schranke. Die Familie soll blühen rler Einzelne 
soll seine Neigungen dem splendor familiae zum Upier bringen. 
Noblesse obligel 



1) Bombak, Archiv für ö£ B«ebt V 899. 

9) Wflfl dis ZiUmg dar Apsnsff» ««te Surogai für dis Snoeenion io Laad 

nd Leute" ist. Schulze, Aus der Praxis S. 237. Dass aber im Fall IJppe die 
Zahlung einer Apanaf^e an die gräflichen Linien nielit Torlag, weist LalMuid nach 
(die Thronfolge im i^'ürstentnm Lippe S. 38 ff.). 

8) I. B. & Bdnilie, dsttHefaet Stsatmelit I & 996 § 9ft} BtanticUi, daat- 
•dMS MvaMit i 148 8. 416 f. 
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H. T. Scbulze-Gaevernitz, das deutsche Färstenrecbt in seiner goscbichtüchen 

£utwickiuug uud gegenwärtigen Bedeutung in üoltzeudorlTs Kucjfclopadie. 
Anfl. 189a B. 1849 ft 
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M. Sejdel, Bajerisches Stantsrfdit. Bd. 1. München löö4. 
0. Btobbe, Handbucb des deuiscbeu Privairechis. Bd. lY. 1. u. 2. AuÄ. 1884» 
U. A. ZtebwiM, Deattehes Staats« und Bundesraetit. 8. Aufl. GAtlingni 1868. 
n. Zo( jifl, Grundsütze des allgemeiaen und deutschen Stuatsrecbta. 5. Anfl. 1863. 
H. Zoepti, TJ. licr Missheiratcn in don deutschen rp?i( rt'!:d( ii Fürslenhän^crn über- 
haupt und in dem Oldeuburgiscben Gesauiihause insbesondere. Stuttg. 1853. 
H. Zoepfl, U«b« hohm Adel und Ebnb&rtigkeit naeli d«m deutsoben B«leb»> 
Staatsrecht nnd dam dentaebea Boodeancibt ftbarbaopt und mit Rficksicht 
auf den ^'rätlicli Heiitinck'scheu Rechtsstreit insbesondere. Stuttgart 1853. 
Meine Betaubuugeu, das Gutachten der Giittiii;:i r Juristenfacultät vom Mai 
1869 In Sachen der Gräfin v. Haaiingcn, geb. üraiiu aur Lippe, gegen dan Fttnten 
und die Landstlnda von Lippe wegen Dotatgalder, lu erbalten, waren leider ver» 
gf-' lirh. Es befindet sich wie auch das in derselben Sache erstattete Gutachtrn 
der Erlanger Facultät Tom M&rz 1872 im Familieriarchiv von Lippe-Weissenteld. 
VoD dort werden aber, zur Zeit weuigateju, keine Familienurkuuden für private 
Af baitea aar Terftgung geitdlt. 

Naobtrag. 

X C. BlnntMsbli, Dentsobea Prifatreclit 8. AdL 1860. 

W. Kahl , die Thronfolge im FQrateatam Uppe, in der «Al]g««a!nen Zeitung* 

Nr. 228—231 vom 17.— 20. August 1892. München. 
Chr. L. Runde, Grundsätae de« gemeinen dentschen Privatrecbts, 7. Aufl. Güt- 
tingen 1824. 

P. T. Botb, BTttem dea dentaelien PrinteMbM. Tttbingea 1880^. 
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